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			Mutiges Einchecken

			




				Die Zukunft ist etwas, das die meisten Menschen erst lieben, wenn es Vergangenheit geworden ist.

				William Somerset Maugham, Schriftsteller

			

			Wie jeden Morgen sind wir heute mit einem großen Geschenk aufgewacht: Wir haben die Freiheit, Entscheidungen zu treffen. Und auch heute werden unsere Entscheidungen prägen, wie wir uns fühlen, was wir in dieser Welt für möglich halten und letzten Endes ermöglichen.

			Diese Freiheit begegnet uns in vielen und oft auch unbemerkten Momenten. In diesem Augenblick können Sie sich beispielsweise entscheiden, ob Sie dieses Buch lesen möchten oder nicht. Vielleicht stehen Sie gerade in einem Laden, es kann leise sein oder laut und Ihre Auswahl wird von der Anordnung der Bücher in der Auslage beeinflusst, oder Sie sitzen vor einem Bildschirm und lassen sich von einem Algorithmus lenken. Ob digital oder analog: Frühere Erfahrungen und Empfehlungen anderer Menschen spielen eine Rolle. In gestressten Momenten sind Cover und Titel wahrscheinlich wichtiger, als wenn Sie Zeit für die ersten Seiten finden. Und wenn Sie so ein Nerd wie ich sind, kommen Sie aus dieser Situation nie mit nur einem Buch heraus.

			Wie auch immer Sie sich in der Regel neuen Büchern nähern, Ihre Entscheidung lebt buchstäblich den Moment mit, in dem sie getroffen wird: Informationen, Situationen und Personen, die Teil Ihrer Entscheidungsmomente sind, beeinflussen, was Sie tun werden. Umgekehrt wirkt Ihre Entscheidung sich auf die Personen, die Situation und die Information aus, die Teil des »entscheidenden« Moments sind. Manchmal geht es um simple Ja-Nein-Fragen: Esse ich schon wieder Nudeln, nur weil meine Kinder anderen geschmacklichen Wundern gern etwas skeptisch gegenüberstehen? Oder nehme ich mir die Zeit und bereite zwei verschiedene Gerichte zu? Spätestens, wenn die Kinder »hangry« werden, also vor Hunger maulen und streiten, merke ich, dass die Frage nach ausreichend Zeit ja nicht nur mich betrifft, sondern auch alle, auf die sich meine Entscheidungen auswirken. Und schon verschiebt sich der Fokus, welche Freiheit ich mir heute nehmen möchte: Gaumenfreude für den Preis von Tränen oder Nudeln für den Burgfrieden?

			Nun habe ich das Glück des Mittwochs. An einem Mittwoch hat mein Partner, der sowieso viel besser kochen kann als ich, früher frei und angelt sich die Kochschürze. Der Mittwoch ist also der Anderstag, der eine Tag in der Woche, der einer anderen Versuchsanordnung folgt. Und schon wieder habe ich die Freiheit, zu entscheiden, ob ich mich auf den Anderstag freue und wir an den übrigen entspannt Nudeln oder Pfannkuchen essen, die gelingen nämlich mir besonders gut. Oder ob ich meine Aufmerksamkeit auf all die Abendessen lege, bei denen ich als arbeitende Mutter kulinarisch verzichten muss. Wie auch immer ich mich entscheide: Es wird meine Laune beeinflussen. Und damit die Stimmung im Haus.

			Auch darum geht es mir in diesem Buch. Auf der Werteskala zwischen gut und schlecht ist die Stimmung im Haus Deutschland — und in vielen Teilen Europas — so mies, wie ich es noch nicht erlebt habe. Als Gesellschaftswissenschaftlerin bin ich es gewohnt, nach Ursachen dafür zu suchen. Nicht situative, sondern strukturelle Ursachen. Strukturell, weil es sich nicht um kurze Ausnahmesituationen handelt, die uns aufscheuchen und pariert werden können, sondern weil es eben um die Art und Weise geht, wie wir für gewöhnlich unsere Gesellschaft organisieren. Denn genau die wird infrage gestellt. Funktioniert das noch so, wie wir es bisher gemacht haben, oder brauchen wir etwas Neues? In den letzten Jahren ist diese Frage zum Dauerbrenner geworden: Eine weltweite Pandemie führt zu geschlossenen Grenzen, unterbrochenen Lieferketten, heftigen Eingriffen in das Alltagsleben und rasantem Anwuchs von Verschwörungstheorien. Der russische Angriffskrieg auf ein Nachbarland rüttelt die Grundpfeiler der bisherigen Verteidigungspolitik und Diplomatie durcheinander, genauso wie die einer sicheren Energieversorgung. Der Nahost-Konflikt spaltet uns in zwei Lager und die Wahl von us-Präsident Donald Trump hat gezeigt, wie viel schwerer es fällt, Brücken zu bauen, wenn gesellschaftlicher Zusammenhalt nicht gesucht, sondern zunehmend aggressiv als unmöglich dargestellt wird. Was dabei mit der ohnehin schon wacklig wirkenden Weltordnung passiert, wird uns weiter in Aufregung halten. Durch diese Krisensituationen angetriebene Inflationsraten im zwischenzeitlich doppelstelligen Bereich sowie die Fragen, wie darauf reagiert werden sollte und wo das Geld dafür herkommen kann, spülen grundlegende polit-ökonomische Streits an die Oberfläche, was im Herbst 2024 sogar zum Bruch der deutschen Regierungskoalition führte. Immer neue Hitzerekorde, wütende Waldbrände oder Überschwemmungen, die sich über zuvor verdorrte Regionen ergießen, treiben nicht nur die Preise weiter hoch, sondern die Menschen aus ihren Lebensräumen. Geflüchtete stehen in Schlangen vor Wasserausgabestellen und Tourist:innen vor Flugschaltern in Richtung badewannenwarmer Meere.

			Die Nachrichtenlage ist schwierig und der Umgang mit ihr immer skurriler: Artikel über elende Armut finden sich umzingelt von Werbebildern für Luxusgüter und Schönheitsprodukte, und die Plattformen, die eine barrierefreie soziale Kommunikation erlauben sollten, manövrieren uns in algorithmisch perfektionierte Aufmerksamkeitsfallen und von der Lösungssuche in die Schuldzuschreibung. Falls dann doch mal inhaltliche Diskussionen entstehen, kommt es höchstens zu einem Schlagabtausch, welches Wort und welche Schreibweise jetzt angemessen gewesen wären und warum die andere Person sicher keine ernstzunehmende Perspektive bietet. Nichts davon ist besonders hilfreich, um sich in Krisenzeiten gut und lösungsorientiert informiert zu fühlen. Nichts davon verschafft mir eine Übersicht, welche Handlungsoptionen angesichts großer Fragen auf dem Tisch liegen, oder unterstützt mich dabei, einzuschätzen, wo sich das eigene Engagement lohnt und wer vielleicht mitmacht. Statt Wirksamkeit wächst Wutsamkeit.

			Wie also kann ein so zentraler Wert wie Freiheit in unseren liberalen Demokratien wieder mehr verbinden als spalten? Wer hat recht, wenn es um verschiedene Auffassungen von Freiheit geht, die sich sogar elementar widersprechen können? In einem Buch über Werte, das einen Kompass für die Zukunft verspricht, erwarten Sie möglicherweise eine klare Antwort auf solche Fragen. Aber genau das scheint mir heute das Problem. Irgendwer soll jetzt entscheiden, was richtig und falsch ist, wir sollen uns positionieren und das lautstark deklarieren: rechts oder links, Krieg oder Frieden, Freiheit oder Diktatur, richtig oder falsch. Damit gehen wichtige Zwischentöne verloren und oft auch der Blick auf realweltliche Veränderungen. Deshalb möchte ich mich in diesem Buch vor allem empirisch orientieren. Wir haben in Deutschland klare Zielwerte für gute gesellschaftliche Ergebnisse verabredet, sie finden sich in unserem Grundgesetz, aber auch in einer zentralen Nachhaltigkeitsstrategie, die für alle Regierungskonstellationen eine Richtschnur sein soll. Wohlstand, Sicherheit und Freiheit schillern als große Werte in der Debatte, aber ausbuchstabieren, wie genau sie erreicht werden sollen, tun wenige. Anstatt uns also weiter dabei zu überbieten, wer diese Werte angeblich kaputtmacht oder nicht, könnten wir auch mit klarem Blick die Wirkung der Mittel beleuchten, mit denen wir sie (angeblich) ansteuern. Also: Wie wirken unsere Antworten auf die Krisen unserer Zeit?

			Die Nachrichtenverarbeitung der rechtspopulistischen AfD zum Beispiel wirkt effektiv in Richtung schlechte Laune. Das haben Forscher:innen des Wissenschaftszentrum Berlin (wzb) herausgefunden, als sie den Gemütszustand von Personen, die dieser Partei folgen, mit demjenigen von Personen verglichen haben, die anderen Parteien nahestehen.1 Ich kann Ihnen empfehlen, das einfach selbst mal auszuprobieren. Meine Erfahrungen mit den X-Accounts von Beatrix von Storch und Alice Weidel führten schon nach nur fünf Minuten zu einem Grummeln im Bauch angesichts der dort als katastrophal portraitierten Lebenssituation in Deutschland. Wenn Sie dreißig Minuten durchhalten, baut sich daraus ein richtiggehend miserables Gefühl auf, weil Sie gebetsmühlenartig auch noch darauf hingewiesen werden, dass niemand außer dieser Partei die Absicht oder Fähigkeit hätte, daran etwas zu ändern. Zuvorderst wird natürlich den Regierungspolitiker:innen jede Kompetenz oder Motivation abgesprochen, außer vielleicht Freiheitsberaubung und Diktatur. Überhaupt geht es nicht mehr darum, wie Dinge und Gegebenheiten zusammenhängen und sich entwickeln, sondern um die Skandalisierung von einzelnen Zahlen oder Personen. Überall Nutznießer und Unverschämtheiten, Deutschland schafft sich ab und die Vermögenden wandern schon mal aus.

			Je länger wir derlei hören, desto mehr wächst der Eindruck, dass alle auschecken, die können. Und schon wird nicht nur meine Laune schlechter, mit der Zeit wächst auch die empfundene Ohnmacht, weil die gesellschaftlichen Probleme eben nicht allein gelöst werden können. Mehr Selbstwirksamkeit verspricht dann eher die Verteidigung des Bekannten — eben, weil es bekannt ist. Das wissen Populist:innen genau, auch die aus Parteien ohne nachweislich rechtsextreme Hetzer:innen. Daher bezeichnen sie auch die meisten Vorschläge für Veränderungen als Zumutungen — Mut zu Veränderungen ist so nicht vorgesehen.

			Oder hatten Sie schon mal Lust auf etwas Neues, wenn angeblich alles Ordentliche und Gute in der Vergangenheit schlummert, während das Heute gefühlig, empörend und mit wenig hinterfragten Zahlen dramatisiert wird?

			Reift in Ihnen die Entscheidung heran, kreativ in die Gestaltung von Zukunft einzuchecken, wenn Sie ständig hören, dass alle anderen ohnehin nichts verändern wollen oder nur an sich selbst denken und aus der Veränderungsnotwendigkeit auschecken, was wiederum als normal oder liberal zu verstehen sei? Bei mir nicht. Miese Stimmung und Misstrauen setzen nicht besonders viel Tatendrang frei. Stattdessen entsteht ein Effekt mit dem bezeichnenden Namen »Pluralistische Ignoranz« — oder einfach Gruppenblindheit. Diesen Begriff haben die Sozialpsychologen Floyd Allport und Daniel Katz bereits 1931 geprägt, als sie sich mit Gruppendynamiken beschäftigten und verstehen wollten, warum sich Menschen öffentlich anders verhalten, als sie privat für richtig halten würden.2 Wie stark leben die jeweiligen Situationen und verfügbaren Informationen also unsere freien Entscheidungen mit? Pluralistische Ignoranz, fanden Allport und Katz heraus, entsteht in den Situationen, in denen eine weitverbreitete — also von vielen geteilte — Fehleinschätzung darüber vorliegt, wie »die anderen« wohl denken oder sich verhalten mögen. Diese Fehleinschätzung beeinflusst die Entscheidung, was wir in einer bestimmten Situation tun, maßgeblich. Nachvollziehbar, als Herdentiere möchten wir ja gern dazugehören. Und in vielen Situationen, so entscheiden zumindest die meisten Personen, lohnt sich mein eigener Aufwand erst, wenn auch die Mehrheit mitzieht. Nur viele kleine Schritte können Großes bewegen.

			Gruppenblindheit führt also dazu, dass der gesellschaftliche Mut zur Veränderung rasant unterschätzt wird. Schauen wir beispielsweise in die usa: Mindestens vier Fünftel der Amerikaner:innen (80–90 Prozent) verschätzen sich bei der Annahme, wie stark die gesellschaftliche Unterstützung für Klimapolitik sei. Weit über zwei Drittel der Amerikaner:innen (66–80 Prozent) begrüßen Maßnahmen wie einen co2-Preis, eine vollumfängliche Erneuerbare-Energien-Strategie oder sogar den Green New Deal. Aber wenn sie gefragt werden, was sie glauben, wie viele ihrer Landsleute diese Politik unterstützen, dann liegt dieser Wert bei schlappen 37–43 Prozent.3 Das wäre natürlich keine Mehrheit und gerade bei Republikaner:innen ist die Abweichung deutlich größer als bei Demokrat:innen.

			Der Effekt funktioniert aber auch andersherum. In diesem Fall halten wir eine Minderheitenmeinung für die Mehrheitsmeinung. Eine Umfrage vom Institut für Demoskopie Allensbach unter ostdeutschen Mitbürger:innen ergab bei den Brandenburger Landtagswahlen im September 2024, dass sich ein knappes Drittel der Menschen (32 Prozent) als »Bürger:innen zweiter Klasse« empfinden. Das ist sicher kein gutes Ergebnis. Aber noch viel eindrucksvoller ist etwas anderes: Auf die Frage, ob sie dächten, dass sich Ostdeutsche insgesamt als Bürger:innen zweiter Klasse fühlen, bestätigten fast zwei Drittel (59 Prozent) der Befragten diese Annahme.4 Schon wieder unterscheidet sich der Wert der eigenen Wahrnehmung von dem der Einschätzung, was bei »den anderen« so los ist, um fast das Doppelte. Als Forscher:innen der Humboldt Universität daraufhin Personen zu ihrer Unterstützung der AfD und zu ihrer Einschätzung der ostdeutschen Wirtschaft befragten, stellte sich etwas Überraschendes heraus: Bei den Befragten, die über ihre Fehleinschätzung aufgeklärt wurden — die also die Umfrage zu sehen bekamen, nach der sich die Mehrheit gar nicht schlechter behandelt fühlt —, sank die Unterstützung für die AfD.5

			Um der pluralistischen Ignoranz ein Schnippchen zu schlagen, sollten wir also immer wieder anständig hingucken. Denn gerade populistische Strateg:innen zeichnen sich dadurch aus, möglichst offensiv zu erklären, für »das Volk« zu sprechen — gern auch schon zu Zeiten, in denen die Parteien noch bei 10 Prozent liegen. »Der Osten ist blau« sagte Alice Weidel nach den drei Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg.6 Dabei war er auch nach den letzten Zuwächsen noch zu über zwei Drittel (69 Prozent) andersfarbig.7

			Eingebaute Mehrheitsdeklarationen finden sich aber auch in den ritualisierten Arten der Fragestellungen, mit denen Ideen für ein Andersmachen konfrontiert werden: »Ja aber, wie wollen Sie denn die Leute dazu bringen, auf ihren Fleischkonsum zu verzichten?« Wenn wir uns die Effekte des heutigen Fleischkonsums anschauen, wäre eine etwas offenere Frage vielleicht diese: Warum halten Gesellschaften an einer gesundheitsschädigenden Ernährung fest, für die massenhaft Tiere gequält, Leiharbeiter:innen ausgebeutet, Böden und Grundwasser verseucht werden und die Regenwälder im globalen Süden für das Soja vernichtet werden, das hier in die Rinder gesteckt wird? Da haben wir noch nicht einmal über die Klimakrise gesprochen, denn die ist ja inzwischen ein absolutes Reizthema geworden. Verrückt, oder? Einer der wichtigsten Hebel für den Erhalt unserer Lebensgrundlagen liegt in dem, was wir täglich auf dem Teller haben, aber es wird zur »moralischen Keule«, diese Bilanzen dazu zu legen. Dabei findet sich doch erst im genauen Hingucken ein Hinweis darauf, was wir eigentlich tun können. Mathe nervt also, wenn es um lieb gewonnene Alltagsrituale geht, insbesondere die Männer, das ist statistisch signifikant. In den sozialen Medien wurde die Deutsche Gesellschaft für Ernährung wüst beschimpft, als sie dem internationalen Vorbild der Planetary Health Diet des renommierten Lancet Journals folgte und sich zu einer Empfehlung durchrang, den Fleischkonsum deutlich zu verringern.8

			Da verwundern die Befunde zahlreicher Umfragen nur wenig, nach denen sich die Deutschen seit der Corona-Krise verstärkt Sorgen darum machen, dass ein rasant zunehmender Egoismus um sich greife. Interessanterweise zeigen die intensiveren und nach sechs gesellschaftlichen Typen geclusterten Befragungen der Organisation More in Common im Jahr 2022, dass gerade die beiden Gesellschaftstypen, die in ihrer Perspektive wütend oder enttäuscht auf die Gesellschaft schauen, den Egoismus »der anderen« am höchsten bewerten. Sie machen auch primär die aktuelle Bundesregierung für Krisen wie die Inflation verantwortlich, die anderen vier Gesellschaftstypen hingegen ziehen verstärkt situative Faktoren oder Akteure wie die russische Regierung in Betracht.9 Dazu kommt bei allen sechs Typen die Sorge, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt wegrutsche und damit auch die großen Herausforderungen nicht bewältigbar seien. Im Umkehrschluss gedeiht die pluralistische Ignoranz und damit die Überzeugung, dass nur noch eine Strategie bleibt: wenigstens die eigene Position zu sichern und jede politische Veränderung misstrauisch abzulehnen. Ein klassisch sich immer weiter verstärkender Kreislauf, der Demokratien die Handlungsfähigkeit nimmt und von demokratiefeindlichen Akteur:innen gerne bespielt wird.

			Denn gehen wir davon aus, dass jede:r nur an sich denkt und ohnehin niemand mitmachen will, sehen wir eine bedauernswerte Scheinrealität, in der Mehrheitsfloskeln wie »die Leute wollen eben,« »die Bürger:innen akzeptierten nicht,« »die Wirtschaft wird,« »die Politik kann nicht« uns gruppenblind machen. Solche Redeweisen beenden jede differenzierte und informierte Diskussion und klammern auch die Gründe aus, warum es sinnvoll erscheint, den Status quo zu ändern oder warum wir ihn so schwer gehen lassen wollen. Mit der Zeit schrauben dann auch die Veränderungswilligen ihr Engagement wieder zurück: Wenn ich zwar selbst etwas tun würde, die anderen aber nicht mitziehen, habe ich wenig davon: In der Summe kann die gesellschaftliche Veränderung ja doch nicht erreicht werden, um die es mir geht.

			Gerade in Zeiten struktureller Krisen wird es aber zu einem handfesten Problem, wenn der Status quo sich als Normalität präsentiert, von der möglichst nicht abzuweichen sei. Denn wie die Bezeichnung »strukturelle Krise« schon sagt, sind es ja Strukturen, also die aktuellen Regeln, Standards und Routinen in der Politik, der Wirtschaft, in der Bildung oder im Sozialsystem, die nicht mehr liefern. Wollen wir also Krisen überwinden, statt sie mit Symptombehandlungen so lange kurzzeitig abzufedern, bis nichts mehr zum Abfedern da ist, dann brauchen wir eine neue Normalität. In der lebt es sich dann auch wieder sicherer. Nur braucht es dafür eben mutige Veränderungen.

			Wenn aber Veränderung so viel Mut verlangt, wo sollen wir den hernehmen? Ich denke, dass wir ihn in den Werten finden, mit denen wir leben oder leben wollen, weshalb sie im Zentrum dieses Buches stehen. Zum einen große Zielwerte, die in Gesellschaften immer wieder den Diskurs bestimmen, also wie eine Art Nordstern funktionieren, wenn es um die Frage nach dem Wesentlichen und Wichtigen geht. Zum anderen aber die vielen kleinen Wertentscheidungen, die wir täglich treffen und mit denen wir dazu beitragen, ob gesellschaftliche Zielwerte erreicht werden können oder nicht. Dabei zählen nicht nur Geldwerte, die unsere Debatte über das prägen, was wir (uns) »leisten« können, sondern eben auch soziale Werte wie das Vertrauen, dass die anderen mitziehen. Und auch die Umgangsformen, mit denen wir auf Krisen reagieren, haben einen großen Effekt darauf, ob wir »die anderen« als Kooperationspartner:innen oder als Bedrohung wahrnehmen. Aber es geht mir nicht nur um Werte, sondern auch um die Wirkung unserer gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Instrumente. Sie beginnt mit einem sorgfältigen Hinschauen, mit welchen Bewertungen diese Instrumente unsere Entscheidungen beeinflussen, welche davon zielführend erscheinen, wo sie Freiheiten einschränken und wo noch Potenziale für ein Andersmachen zu heben sind. Dann öffnen sich neue Möglichkeitsräume und auch neue Allianzen, mit denen Zukunftsgestaltung wieder versöhnlicher werden kann. Hier liegt aus meiner Sicht ein wichtiger Schlüssel, um aus der Hemmspirale in die Überholspur zu finden. Kommen wir über diese wesentlichen Dinge ins Gespräch, können wir dem Effekt der pluralistischen Ignoranz die Stirn bieten und pluralistische Relevanz entfachen, also den jeweils nächstmöglichen Schritt ins Auge fassen und in Bewegung kommen.

			Denn hören wir den Psycholog:innen und Sozialwissenschaftler:innen zu, dann entsteht erst durch sorgfältiges Hinschauen und lösungsorientiertes Handeln genau das, was uns in Krisenzeiten am besten hilft: Kohärenzerfahrung und Resilienz. Das sind die Schlagworte, mit denen eine effektive Anpassungsfähigkeit an sich stark verändernde Lebenssituationen beschrieben wird. Spoiler: Wütend Probleme und Personen anzuschreien, ist nicht Teil des Rezeptes. Stattdessen hilft gemeinsame Sehschärfe, aus der drei Wissensarten entstehen. Zunächst geht es um einen guten Grad an Verständniswissen. Klingt trocken, hilft aber, Veränderungen einzuordnen. Also beispielsweise einzuschätzen, ob sie vorübergehend oder dauerhaft sind und was dies für die eigene Situation bedeutet. Hier können wir uns in freien Gesellschaften glücklich schätzen, dass es einen ganzen Wissenschaftsapparat gibt, der Zusammenhänge professionell erforscht und vermittelt. Umgekehrt sollten alle, die diesen Apparat mit Leben füllen, sich ihrer Rolle auch bewusst bleiben und nicht in selbstreferentiellen Publikationslawinen versinken, deren Inhalte kein Mensch außerhalb der Zunft versteht oder als relevant empfindet. Zugang zu qualitativ abgesichertem Wissen einfach und barrierefrei bereitzustellen, ist eine zentrale Aufgabe für liberale Demokratien und nicht zuletzt deshalb unter Beschuss durch Kräfte, die sie schwächen wollen. Haben wir ausreichend Verständniswissen, kann darauf Handlungswissen aufsetzen, mit dem wir Möglichkeiten herausfinden, wie sich die Situation verändern lässt und welche Ressourcen dafür hilfreich sind, seien es soziale Unterstützung, finanzielle Mittel oder zusätzliche Kompetenzen. Kohärenzerfahrung (also ein Gefühl der Stimmigkeit) oder Resilienz wird auf einer dritten Ebene durch Sinnerfahrung unterfüttert, also dem Eindruck, dass es sich lohnt, das eigene Verhalten zu ändern. Raus aus der Ohnmacht, hin zur Selbstwirksamkeit. Dass in diesem Wort vor allem auch ein Tun, nämlich wirken steckt, verdeutlicht die eindeutige Botschaft der Forschung: Der Schlüssel zur erfolgreichen Krisenüberwindung liegt in aller Regel darin, sich selbst zu verändern. Zumindest ein Stück weit oder zumindest so lange, bis eine neue Alltagspraxis wieder Stabilität bieten kann. Gesellschaftlich kommt das Pluralistische dazu, denn — Sie ahnen es schon — hier wird die Sinnerfahrung von der Einschätzung »der anderen« beeinflusst und ob auch sie bereit zu Veränderungen sind. Denn bei aller intrinsischen Motivation kommt eine neue Normalität erst durch Kooperation auf, das zeigt sich schon bei so bescheidenen Beispielen wie einer neuen Versuchsanordnung für Gourmetküche am Anderstag. Deshalb ist es so wichtig, wie wir sozialen Herdentiere uns die Welt erzählen, Herausforderungen beschreiben und die damit verbundenen Ziele und Ergebnisse vermessen. Nicht umsonst hat der Begriff des Narrativs so eine Konjunktur. »Nur was erzählbar, vermittelbar, argumentierbar ist, kann realisiert werden, kann Vertrauen stiften und eine überzeugende Strahlkraft entwickeln«,10 fasst der Kommunikationsexperte Bernhard Fischer-Appelt zusammen.

			Und genau das unterscheidet Menschen von anderen Lebewesen auf dieser Welt: Wir erzählen Geschichten, in denen unser Selbstwert, aber auch »die anderen« eine wichtige Rolle spielen. Wir erzählen sie so lang und so überzeugend, dass wir sie in Standards, Routinen und Regeln festhalten, mit denen wir unsere Kooperation organisieren. Wir definieren Kennzahlen, mit denen wir aushandeln und darstellen, welche Werte und Wirkungsweisen wie wichtig sind. Diese Zahlen und Erzählungen begegnen uns dann wiederum als die gesellschaftlichen Strukturen, innerhalb derer wir unsere freien Alltagsentscheidungen vollziehen: Wir unterhalten Kindergärten mit bestimmten Betreuungszeiten, zahlen Steuern in unterschiedlichen Höhen, leben in Städten mit mehr oder weniger Grünflächen und Parkplätzen und werden in der Auswahl von Büchern, die wir lesen, von Verkaufsorten und Covern begleitet. Es gibt immer wieder Phasen, in denen das relativ krisen- und konfliktarm funktioniert und die Regeln oder Abmachungen aus der Vergangenheit die Entscheidungen der Gegenwart gut orientieren, also die vielen kleinen freien Entscheidungen
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von Individuen in der Summe zu Ergebnissen führen, die mit zentralen Zielwerten einer Gesellschaft ausreichend übereinstimmen. Dabei wird es natürlich nie Lösungen geben, die alle Personen gleich gut finden oder die allen Beteiligten die gleichen Freiheiten zuordnen. Diese Balance zwischen Ich und Wir, zwischen Sich-selbst-Erfinden und Regelhaftigkeit leben, ist es, die in Demokratien immer wieder neu justiert wird. In diesem »immer wieder neu« liegt das Versprechen einer offenen und lernenden Gesellschaft. Autoritäre Regime hingegen versuchen, die Freiheiten sehr ungleich zu verteilen und dafür zu sorgen, dass sich Machtverhältnisse zementieren. Nicht zuletzt rangieren unter »demokratischen Werten« Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität weit oben, inklusive der Bereitschaft, unterschiedliche Meinungen zu respektieren und in einer Marktwirtschaft dafür zu sorgen, dass auch hier Chancengerechtigkeit gegeben bleibt. Bezüglich der Umgangsformen wirkt natürlich der Artikel 1 des Grundgesetzes, die Würde aller Menschen zu ehren, als Nordstern.

			
			Das Ich ist in liberalen Gesellschaften in den letzten Jahrzehnten sehr stark geworden, das Wir hingegen findet es schwerer, seine freiheitssichernde Wirkung zu vermitteln. Hin und wieder zu benennen, von welchem Wir gerade die Rede ist, hilft sicher, um nicht in einer VerWirung zu landen, in der einige sich zwangsverhaftet und andere überhaupt nicht zugehörig fühlen. Das »alle« in »Wohlstand für alle« verkörpert aus meiner Sicht hingegen eine VerWirung, die nach zwei Weltkriegen in einem zerstörten Westdeutschland — gerade durch den umfassenden Plural — immerhin ausreichend gemeinsame Zukunft zum Ausdruck brachte, um demokratische Mehrheiten hinter rasantem strukturellem Wandel zu organisieren. Auf systemisch denkende Menschen wirkt VerWirung auch nicht allzu übergriffig, denn sie sehen immer die Verbindungen zwischen einzelnen Phänomenen oder Personen und wie deren dynamisches Zusammenspiel das Verhalten und die Entwicklung des Gesamten beeinflusst, wie wir es bei der pluralistischen Ignoranz gesehen haben. Nicht zuletzt ist Wohlstand ja immer das Ergebnis von Kooperation und darum stellt sich auch automatisch die Frage, wer wie viel davon bekommen soll. Als Wissenschaftlerin ist mir natürlich bekannt, dass viele sich liberal einordnende Menschen einen sogenannten methodischen Individualismus bevorzugen, bei dem der Fokus auf der oder dem Einzelnen liegt und davon ausgegangen wird, dass ein Gesamtsystem — zum Beispiel eine Gesellschaft — die besten Ergebnisse liefern wird, wenn die oder der Einzelne uneingeschränkt die eigenen Präferenzen ausleben kann. Allerdings gilt bei den ernstzunehmenden Vertreter:innen dieser Schule auch die Prämisse, dass dieses freie Ausleben dort seine Grenzen findet, wo es die Freiheiten anderer einschränkt. Der Blick auf diese Wirkungen aufeinander ist also auch im Liberalismus zentral.

			Seit vielen Jahrhunderten beschäftigen sich Philosophie und Sozialwissenschaften mit der Balance zwischen Ich und Wir. Aber gesellschaftlich gelingt uns das gerade wenig konstruktiv. Verglichen mit den VerWirungsvertreter:innen verhalten sich die Ich-Mir-Meins-Verteidiger:innen aktuell deutlich aggressiver. Es bleibt spätestens dann wenig Liberales, wenn Mitbürger:innen mit anderen Präferenzen oder höherer Bereitschaft, politische Regeln zu akzeptieren, wütend zu »Lemmingen« erklärt werden.11 Da beißt sich auch das eigene Weltbild in den Schwanz, denn warum sollten andere freie Personen nicht auch andere Präferenzen im gesellschaftlichen Miteinander ihr Eigen nennen dürfen?

			Mir ist es deshalb wichtig, diesen Unterschieden in unseren Weltbildern ein wenig auf den Grund zu gehen. Das fängt bei unterschiedlichem Verständniswissen an und wird in der Bewertung der Handlungsoptionen hochrelevant. Erst wenn wir in die Unterwelten unserer gesellschaftlichen Strukturen steigen, verstehen wir, warum es heute zu derart vielen Weltbild-Karambolagen kommt. Das nächste Kapitel verdeutlicht das am Zielwert »Wohlstand«.Denn der wird in Deutschland, aber auch in Österreich und anderswo als stark gefährdet diskutiert und seine Grundlagen werden oft auf eine »starke« Wirtschaft reduziert. Was genau sie stark macht, bleibt in der Regel ein gut gehütetes Geheimnis. Das macht nicht besonders handlungsfähig, kettet uns an den Status quo und führt bei jenen zu großer Sorge, die in der heutigen Art zu wirtschaften eine Bedrohung von zukünftigem Wohlstand sehen.

			Das kann man gut am Beispiel Plastik sehen. Wenn eine Gesellschaft in der Vergangenheit vor der Aufgabe stand, Dinge möglichst leicht, hygienisch und mit wenig Bruchrisiko zu verpacken, konnte sie die bequemen Produkteigenschaften von Plastikals wunderbare Lösung erleben. Plastik verhalf zu einem wohlstandssteigernden Durchbruch und hat das Alltagsleben deutlich bequemer gemacht. Und an dieser Normalität hängen noch immer viele — für ihre Alltagsbequemlichkeit, aber eben auch als Unternehmensbesitzer:in oder als Investor:in. Leider sind über die Zeit die vielen vorteilhaften Einzelentscheidungen in der Summe zu einem riesigen Problem herangewachsen, das durch inselgroße Müllberge, verstopfte Mägen der Meerestiere und menschendurchziehendes Mikroplastik eine Wirkung entfaltet hat, die den ursprünglichen Wohlstandsgewinn ins Straucheln bringt.

			Mehr vom Gleichen klingt dann nicht als Zukunftsversprechen, sondern als Katastrophe. Da kommen wir nur raus, wenn wir strukturell etwas ändern, wenn die Wirtschaft also nicht nur »stark« ist, sondern schnell nachhaltig wird und nicht an ihren eigenen Nebenwirkungen erstickt. Das klingt so logisch, dass es erstaunt, warum dieses Verständniswissen heute gern als Zumutung oder moralischer Zeigefinger bezeichnet wird. Meine These ist, dass es an der mangelnden Bekanntheit von neuen Möglichkeitsräumen liegt und an zu viel Misstrauen, dass »die anderen« eben nicht die gemeinsamen Lösungen vorziehen, sondern Krisen für sich ausnutzen werden. Dazu kommt jetzt immer aufbrausender eine Kommunikations- und Umgangsform, die Sinnerfahrung und pluralistische Resonanz geradezu verunmöglicht.

			Deshalb sind das dritte und das vierte Kapitel dieses Buches unseren Handlungsoptionen gewidmet. Auch hier geht es mir darum, den Status quo auf seine Alltagswirkung hin abzuklopfen. Auch hier lohnt sich ein Abstecher in die Unterwelten gesellschaftlicher Strukturen. Sie werden dem vermeintlichen Monster Bürokratie begegnen, aber auch dem, was der us-amerikanische Dichter, Essayist und Landwirt Wendell Berry »Tyrannesisch« genannt hat:Sprechen und handeln wir so, dass Zahlen und Erzählungen jeden Rückbezug auf das verlieren, was sie beschreiben, dann geht uns vieles verloren — unter anderem die Wertschätzung. Deshalb ist es mir so wichtig, immer wieder zu zeigen: All diese Strukturen und Narrative sind von Menschen gemacht und können daher auch von Menschen wieder verändert werden. Einige davon sind staatlich geschaffen, andere von Wirtschaftsakteur:innen oder der Zivilgesellschaft. Sie alle tragen Wertentscheidungen in sich und orientieren unsere Bewertungen. Nicht wenige von ihnen sind in Zeiten entstanden, die nur noch wenig mit der heutigen planetaren Wirklichkeit zu tun haben. Sie verdienen deshalb ein besseres Design. Denn aus dem Anspruch des Designens spricht eine Haltung, mit der wir gerade in Krisenzeiten einen Kompass finden können. Am schönsten habe ich das neulich von dem kanadischen Design-Guru Bruce Mau gehört: »Once you start caring, you start designing«. Diese Äußerung hat mich berührt und als ich nachschlug, was im englischen Wort »care« alles mitschwingt, wusste ich auch, warum. Es vereint Bedeutungen, für die wir im Deutschen mindestens drei Begriffe brauchen: Sorge, Fürsorge und Sorgfalt. Darin stecken ein Gefühl der Anspannung — also Relevanz; zudem ein Prozess, der etwas oder jemanden schützen möchte — also anbietet, was gebraucht wird; und ernsthafte Aufmerksamkeit für die Situation oder Sache — also Offenheit für Details.12

			»Caring« verkörpert somit die Haltung, die ich heute für liberale Demokratien relevant halte: gesellschaftliche Strukturen so zu entwickeln, dass sie uns bestmöglich dabei helfen, übergeordnete gesellschaftliche Ziele zu erreichen. Zugleich ist wichtig, dass sie transparent zeigen, wie sie funktionieren: Welche Kosten und Nutzen sollten in die Berechnungen von wirtschaftlichem Wachstum oder öffentlichen Investitionen einfließen? Welcher Indikator für soziale Ungleichheit drückt am besten aus, was die Gesellschaft als fair empfindet? Wie steuern die Steuern, die heute den Handlungsspielraum von Unternehmen und privaten Akteur:innen vorzeichnen? Da diese Informationen weder in dem Schlagabtausch der Talkshows noch in den meisten Medienberichten aufscheinen, wirkt es zunehmend so, als würde sich jede politische Forderung ihre eigene Statistik zaubern und so etwas wie sorgfältige sachliche Evidenz gäbe es gar nicht mehr — oder hätte keine gesellschaftliche Relevanz. Genau diesen Eindruck reiten Populist:innen ganz bewusst, womit wir dann wieder bei der miesen Stimmung angekommen sind, die so nicht bleiben muss.

			Wenn wir alle Tyrannesisch sprechen, ökonomische Modellrechnungen für das Abbild der Wirklichkeit halten oder soziale Strukturen als unveränderliche Naturgesetze darstellen, entsteht daraus wenig Kreativität oder Mut zur Veränderung. Vielmehr heizt sich so der Wettbewerb auf, in diesem Tunnel des Fortschreitens vorne dabei zu sein. Resilienz bedeutet aber, das Design gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Strukturen so zu verändern, dass sie eine neue Normalität schaffen, indem sie neues Verhalten einfacher machen, als es bisher war.

			Für mich war das Schreiben dieses Buchs also eine spannende Reise zu den Unterwelten unserer Strukturen, zu den Regeln, Normen, Bewertungen und Inwertsetzungen, die bis in den Alltag hinein unsere Aufmerksamkeit und Entscheidungen lenken. Schauen Sie selbst, welche Veränderungen das Zeug haben, neue Möglichkeitsräume zu öffnen und wie eine andere Art, beides zu diskutieren und zu verhandeln, die Sinnhaftigkeit entstehen lassen kann, die den Mut zur Veränderung in die Breite trägt. Diese Reise zeigt aber auch, dass die größte Verantwortung dafür, dass Demokratien zukunftsoffene und innovative Einchecker-Modelle bleiben können, in den Händen derjenigen liegt, die es sich aufgrund ihrer relativen Privilegierung im Status quo problemlos erlauben können, auszuchecken.

			Auch deshalb betont das letzte Kapitel den Wert des Anstands. Der hat nämlich ebenfalls eine soziale Wirkung: Wie zum Beispiel beeinflussen uns unsere Umgangsformen und was hilft dabei, den nächstmöglichen Schritt zu besseren Ergebnissen nicht aus den Augen zu verlieren? Das habe ich mich in den Kleinkindjahren meiner Töchter auch immer mal wieder gefragt und schließlich das großartige Buch »Monster des Alltags« von Christian Moser entdeckt. Diese verkörpern typische Gefühle und statten uns immer mal wieder einen Besuch ab. Wut, Jähzorn, Neid und Freude sind demnach nicht ein Teil von mir, sondern kommen und können auch wieder gehen. Das fanden meine Kinder und ich sehr beruhigend, gerade wenn es mal wieder hoch herging und die Monster in Scharen hereinstürmten. Angelehnt an ihr Kommen und Gehen habe ich die Idee im letzten Kapitel auf Monster des Misslingens übertragen, die aktuell sehr präsent sind, aber nicht bleiben müssen. Im Allgemeinen steht Anstand für »gute Sitte, schickliches Benehmen«, aber wussten Sie, dass der mitteldeutsche Ursprung von Anstand auf »Waffenstillstand« verweist? Auch das habe ich beim genaueren Hingucken auf die Situationen, in denen wir Entscheidungen treffen, herausgefunden. Selbst wenn sich also auf Social Media mal wieder wenig Anständiges zeigt, hilft etwas Humor dabei, es nicht so persönlich zu nehmen. Die Frage, unter welchen Bedingungen die Monster wieder davontrotten würden, führte mit meinen Kindern immer zu spannenden Gesprächen. Miteinander. Nicht gegeneinander.
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			Fortschrittlicher Wohlstand

			




				Die soziale Marktwirtschaft ist gemäß ihrer Konzeption kein fertiges System, kein Rezept, das, einmal gegeben, für alle Zeiten im gleichen Sinn angewendet werden kann. Sie ist eine evolutive Ordnung, (…) in der es immer wieder nötig ist, Akzente neu zu setzen gemäß den Anforderungen einer sich wandelnden Zeit.13

				Alfred Müller-Armack, Ökonom und Soziologe

			

			In Deutschland sind wir es gewohnt, die Idee von »Wohlstand für alle« mit dem Namen Ludwig Erhard zu verbinden, schließlich hat er 1957 ein ganzes Buch mit dem Titel geschrieben. Diese Vision war mit dem Konzept einer sozialen Marktwirtschaft verknüpft, das im Nachkriegswinter 1946 von Erhards Wegbegleiter Alfred Müller-Armack geprägt worden war, einem Ökonomen und Kultursoziologen. Im Abgleich mit gängigen ökonomischen Theorien dieser Zeit markierten die deutschen Denker damit einen weiteren Zielwert: Den Erfolg einer Wirtschaftsordnung maßen sie nicht nur an dem möglichst reibungslosen Funktionieren der Abläufe, sondern zuvorderst daran, ob sie ein gutes soziales Miteinander unterstützt. »Sozial« war groß gedacht, denn es gehe, so der Gedanke, um eine Wirtschaft für den Menschen. Individuelle und unternehmerische Freiheit, soziale Gerechtigkeit und Eigenverantwortung waren die Grundzutaten dieses Modells.14

			Soziale Marktwirtschaft stellte sich Müller-Armack als etwas vor, das immer als im Entstehen zu betrachten sei: Sie sei, schrieb er, ein »der Ausgestaltung harrender, progressiver Stilgedanke«.15 Die liberalen Vordenker der sozialen Marktwirtschaft waren also im besten Sinne fürsorgliche Designer. Sein Denken steht in der Tradition der sogenannten Historischen Schule, die schon im 19.Jahrhundert bei der Frage, wie wir wirtschaften sollen, zwei Dinge in den Vordergrund stellte: zum einen eine gesamtgesellschaftliche Perspektive und zum anderen ein sorgfältiges Hinschauen — erst den jeweiligen Kontext gut verstehen, dann nach konkreten Maßnahmen suchen. Mit Kontext sind hier konkret die historischen Besonderheiten eines Landes (das bisherige Wirtschaftsmodell, bestehende Handelsbeziehungen, staatliche Ressourcen und vieles mehr) gemeint. Wer so über Wirtschaft nachdenkt, will keine unveränderlichen Naturgesetze formulieren, sondern einen anpassungsfähigen »Wirtschaftsstil« entwickeln, der nicht nur wirtschaftlich effizient ist, sondern auch ergebnisorientiert. Diese Designaufgabe, also die Entwicklung der für die soziale Marktwirtschaft geeigneten Regeln, Normen und Gesetze, obliegt in diesem Modell dem Staat. Und die dafür am besten geeigneten Umgangsformen — Müller-Armack spricht von der »Grundmelodie« — beschreibt er als Versöhnung unterschiedlicher Vorstellungen in der Gesellschaft, also als ein gesellschaftliches Miteinander, in dem der politische Kompromiss der Normalfall sei.16 Strebt eine Gesellschaft politischen Kompromiss an, wird das, was »Wohlstand für alle« konkret bedeutet, immer sozial ausgehandelt. Sowohl der historische Kontext als auch die Anzahl der Menschen, die unter die Kategorie »alle« fallen, haben einen Einfluss auf das, was in einem Land erwirtschaftet werden kann und wer wie an diesem Prozess und den Ergebnissen beteiligt ist. Das progressive Momentum entsteht aus der dauerhaften Entwicklungsdynamik, in der sich sowohl der Kontext als auch die Präferenzen einer Gesellschaft über die Zeit verändern: Staaten beenden Handelsbündnisse oder bilden neue, suchen nach oder streiten sich um Rohstoffe und Ressourcen, sind im Krieg oder im Frieden und Gesellschaften überdenken ihre Vorstellungen von Freiheit und gutem Wirtschaften.

			
				Strebt eine Gesellschaft politischen Kompromiss an, wird das, was »Wohlstand für alle« konkret bedeutet, immer sozial ausgehandelt. 



Verfolgen wir verschiedene Vorstellungen über Wohlstand durch die Jahrhunderte, dann zeigt sich diese Dynamik als roter Faden. Wer Lust auf eine tiefergehende ideengeschichtliche Reise hat, dem sei das Buch »Wohlstand« des Ökonomen Sebastian Thieme empfohlen, hier folgen nur ein paar Stationen. Eine erste Stippvisite machen wir, wen wundert’s, bei den alten Griechen.

			
			Der Staatsphilosoph Platon grübelte über das sogenannte gute Leben nach, das er als elementar für den Einzelnen, aber auch für eine funktionierende Staatsverfassung ansah. Klar, Platons Staatsmodell mit seiner Ständegemeinschaft ist mittlerweile aus der Zeit gefallen, trotzdem ist es interessant, dass schon er über die Verhältnismäßigkeit von Eigentum nachdenkt:Sobald man, schrieb er, mehr als das Vierfache der anderen um einen herum besitzt, läuft etwas schief. Wer so viel besitzt, sollte in Platons Welt mit hohen Geldstrafen belegt werden, damit das gute Leben und das Gemeinwohl eines Staates nicht gestört werde. Sebastian Thieme fasst es so zusammen: »Daraus und aus den anderen kritischen Anmerkungen Platons zum Reichtum spricht die Sorge, dass zu viel Besitz und Reichtum den Wohlstand schädigen.«17

			Schon in der Antike, die das gute Leben eng an die Frage der Tugend knüpft, findet sich somit die normative Idee — also die Vorstellung, dass es sozial oder moralisch geboten sei —, die Bedürfnisse des Einzelnen so zu denken, dass auch immer die Bedürfnisse der anderen mitgedacht werden. Reisen wir mit Thieme einen großen Zeitsprung weiter, zeichnet sich erst ab 1450 zunächst zaghaft und ab dem 17. Jahrhundert deutlicher eine grundsätzliche Wende im Verständnis von Wohlstand ab. Wissenschaftliche Methoden erneuern sich, soziale und politökonomische Fragen werden in mathematische Bahnen gelenkt: Nur das, was in mathematischen Beziehungen darstellbar war, schien geeignet, die Welt zu beschreiben.18 Mir fällt dazu ein, dass in dieser Zeit auch eine besondere Sorte Geld designt wird, das sich von realen Gegenwerten wie Goldmünzen, Perlen oder Muscheln entkoppelt: Das sogenannte Fiatgeld hat keinen eigenen Nutzwert mehr, sondern stellt reinen Tauschwert dar, also ein Versprechen darauf, für ein Stück Papier (heute: eine Zahl auf dem Bildschirm) einen Gegenwert in der genannten Höhe zu bekommen. Die Einführung dieser Geldsorte verlief historisch nicht ganz gewaltfrei, denn schließlich hat Fiatgeld nur so lange Wert, wie die Teilnehmenden eines Währungsraumes diesem Versprechen vertrauen. Dafür braucht es eine herrschende Instanz und bis heute sind es meist Staaten, die den Umtauschwert rechtlich absichern. Das radikal Neue an Fiatgeld war, dass es theoretisch in unbegrenzter Menge geschöpft werden konnte und damit zum Beispiel auch Kredite in ganz anderem Ausmaß ermöglichte. Als dann noch fossile Energieträger in Maschinen nutzbar wurden und damit die für Arbeit notwendige Antriebskraft von Mensch und Tier entkoppelt wurde, erhielt das Wachstumsversprechen in der Wohlstandsagenda eine befriedende Rolle: Wenn der Kuchen immer größer wird, dann brauchen wir, so die Erzählung, nicht mehr so genau auf die Verteilung zu gucken, irgendwann ziehen auch die ärmeren Leute nach.

			Auch Thieme beschreibt, dass in dieser Epoche der mittlerweile besser zählbare Reichtum verstärkt an die Anhäufung von Kapital und die nationale Kontrolle von Handelsströmen gebunden wird. Auch die expandierten nicht ohne Gewalt, sodass die Frage danach, wer eigentlich das Wir ist, das vom Wohlstand etwas abbekommen soll, mehr und mehr auf nationalstaatlicher Ebene gelöst werden musste. Dabei wird die Idee der Selbstregulierung von Märkten für viele Ökonomen interessant, ohne dass sie allerdings das Gemeinwohl aus dem Blick verlieren. Exemplarisch fasst Thieme die Überlegungen von Johann Joachim Becher, einem Vertreter des Merkantilismus, zusammen: »Wohlstand war in diesem Sinne also nicht nur mit der gut gefüllten Staatskasse verbunden, sondern auch mit Gerechtigkeitsprinzipien — denen der Handel folgen sollte — und mit einer gewissen Sozialfürsorge.«19

			Der Begriff »Merkantilismus« wird dem schottischen Ökonomen und Philosophen Adam Smith zugeschrieben, der bereits in einer Welt lebte, in der die Gesellschaftsgruppe der Fabrikanten und Kaufleute sehr einflussreich geworden war. Für ihn war Arbeitsteilung der wichtigste Treiber für Wohlstandsvermehrung, durch Spezialisierung und Routinisierung ließen sich, so seine Einsicht, viele neue Ergebnisse erreichen. Auch Arbeitskraft wurde als Tauschware betrachtet, womit die Bedeutung von Märkten in den Vordergrund rückt, für die Smith heute immer wieder herangezogen wird. Sein berühmtes, 1776 publiziertes Buch »Der Wohlstand der Nationen« nennen noch heute fast alle als Referenz, verschweigen aber häufig seine expliziten Ausführungen zur gestaltenden Rolle des Staates, die es braucht, damit Märkte funktionieren können und die Verteilung von Wohlstand gelingt. Es ist immer wieder erfrischend, sich die Worte ins Gedächtnis zu rufen, mit denen er sein Buch beginnt: »Die jährliche Arbeit eines Volkes ist die Quelle, aus der es ursprünglich mit allen notwendigen und angenehmen Dingen des Lebens versorgt wird, die es im Jahr über verbraucht. Sie bestehen stets entweder aus dem Ertrag dieser Arbeit oder aus dem, was damit von anderen Ländern gekauft wird. Ein Volk ist daher um so schlechter oder besser mit allen Gütern, die es braucht, versorgt, je mehr oder weniger Menschen sich den Ertrag der Arbeit oder das, was sie im Austausch dafür erhalten, teilen müssen.«20

			Das Teilenmüssen liegt jedoch, wie Smith erkennt, nicht allen. Das fällt bei Interpretationen seines Ansatzes, die auf die »unsichtbare Hand des Marktes« verweisen, oft unter den Tisch. Meist schauen die Verteter:innen dieser Lesart auch nicht sehr sorgfältig hin, ob überhaupt noch ein Marktdesign vorliegt, das mit dem vergleichbar wäre, das Smith oder Friedrich August von Hayek oder anderen systemisch denkenden Ökonomen die Grundlage bot. Die gingen nämlich davon aus, dass es viele Anbieter und Nachfrager sowie sehr gute und gleichmäßig verteilte Informationen benötigt, damit die vielen spontanen Entscheidungen zum besten Ergebnis für die Nation werden können. Und dass es, um diese Voraussetzungen gegen die Dynamik der Machtkonzentration zu schützen, eben den Staat braucht. Die Ökonomin Karen Horn weist daher in einer Würdigung von Smiths Werk in der nzz auf dessen »beißende Kritik an Regierenden, die den Partikularinteressen gieriger Kaufleute entsprechen und deren Eigenliebe außer Kontrolle geraten lassen« hin und fährt fort: »Zu ihrer Verschwörung gegen die Allgemeinheit sollte der Staat nicht noch die Hand reichen: Weg also mit den Bevorzugungen, die einer mächtigen Gruppe Gewinne zuschanzen und den gesamtwirtschaftlichen Entwicklungsprozess unterbinden — denn dieser ermöglicht gerade den Armen ein besseres Leben«.21 Womit wir wieder am Ausgangspunkt unserer Reise angekommen wären: beim guten Leben und dem ihm innewohnenden Gemeinwohlanspruch. Bei einer Wirtschaft, die den Menschen dient, bei der Grundmelodie der Versöhnung und des Miteinanders. Bei dem Balanceakt zwischen Ich und Wir, der VerWirung.

			Wohlstand bleibt, das zeigt der sehr detaillierte Rückblick von Thieme, zu jeder Zeit Aushandlungs-, aber auch Rechtfertigungssache. Denn Menschen bewerten unterschiedlich, welche notwendigen oder angenehmen Dinge des Lebens besonders wichtig sind und wann deren Verteilung den fairen Rahmen verlässt. Nicht mal in der Wissenschaft gibt es eine übereinstimmende Definition. Deshalb kann eine Debatte um Wohlstandssicherung nicht anständig geführt werden, wenn wir sie nicht im jeweiligen Kontext verankern. Mit Thieme kann man das auch so ausdrücken: »Wohlstand beschreibt ganz allgemein eine Orientierung gebende — normative — Vorstellung darüber, in welchem Umfang a) bestimmte Ressourcen und b) ein bestimmtes historisches, soziokulturelles und natürliches Lebensumfeld ein gutes Leben ermöglichen«.22

			Es gibt also weder einen »normalen« Anspruch auf ein bestimmtes materielles Wohlstandsniveau noch wirtschaftliche Naturgesetze, aus denen eine natürliche Verteilung herausplumpst, gegen die ein Staat dann »umverteilt«. Gerade in Umbruchzeiten müssen wir deshalb besonders sorgfältig hinschauen und diskutieren, warum die soziale Marktwirtschaft ein Zukunftsversprechen war — und welche diesem Versprechen innewohnenden Werte einen Wirtschaftsstil anleiten könnten, der uns heute so weit versöhnt, dass der Mut für Strukturwandel kommt. Möglichst bevor Wandel durch Schocks erzwungen wird.

			Denn die Frage, wie viele natürliche Ressourcen insgesamt zur Verfügung stehen, die ist eben nicht politisch oder gar ideologisch, sondern tatsächlich naturgesetzlich vorgegeben. Und genau das kann kein fürsorgliches Design der Maßnahmen, mit denen wir Wohlstand sichern wollen, weiter ignorieren. Denn dass wir heute planetare Grenzen erreichen — uns also nicht mehr aus dem Ressourcenhunger rauskolonialisieren oder -handeln können, ohne dass wir damit die Tragfähigkeit der Erde, wie wir sie kennen, überschreiten —, das ist der zentrale Unterschied zwischen heute und Ludwig Erhard, zwischen der Mitte des letzten Jahrhunderts und der Gegenwart.

			Genau deshalb rückt heute auch die Frage in den Mittelpunkt, wie wir Wohlstand »sichern« können und welchen Wirtschaftsstil es dafür braucht. Damit sind wir beim Design der Instrumente angekommen, die wir dafür entwickeln — also beim Regieren. Wie das besonders effektiv und modern geht in diesem Jahrhundert, das habe ich mir zum ersten Mal im Jahr 2015 bei einer internationalen Konferenz der britischen Innovationsagentur Nesta in London angehört. Sie ist auf den öffentlichen Sektor und soziale Innovationen spezialisiert, und gutes politisches Design, so habe ich dort gelernt, versteht sich als ein dauerhafter Prozess des Lernens und Entwickelns. Die Konferenz drehte sich darum, wie Regierungen notwendige Regelveränderungen so gestalten können, dass diese erfolgreich sind, also möglichst effektiv ihre gewünschte Wirkung entfalten. Genauer: Wie kann demokratische Kooperation zwischen allen Beteiligten — von Staatsorganen über Wirtschaft und Medien bis zur Zivilgesellschaft — aussehen, damit sinnvolle Regeln entstehen und eingehalten werden? Denn bei Weitem nicht alles, was gesetzlich geregelt ist, wird auch wirksam, wie es gedacht war. Das kann an dem Design liegen oder an der mangelnden Bereitschaft, die Regeln auch zu akzeptieren. Hier meine ich nicht die Steuergesetze, die im großen Stil und als lukratives Geschäftsmodell für edle Kanzleien umschifft werden — was interessanterweise als »Steuergestaltung« bezeichnet wird —, sondern die Tendenz, beschlossene Regeln dauernd wieder abzuräumen. Etwas technischer gesagt: Wie können Regierungen sorgfältig den Kontext und die besten Handlungsmöglichkeiten erfassen und welche Arten der Beteiligung und Umsetzungsprozesse erlaubt — und zwar ohne Zickzackkurs — eine lernende Fortentwicklung von Regeln?

			Unter den Gästen war auch Christian Bason, damals Chef des Danish Design Center (ddc), eines gemeinnützigen Zentrums, das dem dänischen Ministerium für Wirtschaft, Industrie und Finanzen untersteht. Die Vision des Kopenhagener Thinktanks ist es, Design als Methode und Denkweise zu nutzen, um mit den gegenwärtigen Herausforderungen in den Bereichen Umwelt, Soziales und Digitalisierung umzugehen. Design als Sprache, um über Veränderung und Ziele nachzudenken — ich fühlte mich dankbar befreit aus dem parteipolitisch aufgeladenen Links-versus-rechts-Gezeter und an Bruce Maus »once you start caring, you start designing« erinnert. In London erfuhren wir also vom aktuellen Forschungsstand aus dieser Sicht, den Bason ein Jahr zuvor in dem Buch »Design for Policy« zusammengestellt hatte.23 Und wenn ich jetzt Müller-Armack lese, der von einem »der Ausgestaltung harrenden, progressiven Stilgedanken« als Essenz der sozialen Marktwirtschaft sprach, erscheint mir diese Perspektive als Chance, um aus den Lagerkämpfen zu einer Mut machenden Sicht auf unsere Möglichkeiten der Wohlstandsentwicklung zu finden. Denn es geht um »das menschliche Bestreben, bestehende in bevorzugte Situationen zu verwandeln«, so der Gründer der Design-Wissenschaft, Herbert Simon. Oder mit dem Care-Faktor des us-amerikanischen Design-Theoretikers und ehemaligen Präsidenten der Design Research Society Richard Buchanan gesagt: um die »neuen Zusammenspiele von Zeichen, Dingen, Handlungen und Umgebungen, die auf die konkreten Bedürfnisse und Werte von Menschen unter verschiedenen Umständen eingehen.«24

			Auf Wohlstand gemünzt, kommen wir mit der Design-Perspektive auf drei Punkte, die realweltlich geklärt werden müssen, wenn Wohlstandsentwicklung das Ziel des Regierens sein soll: Was sind die konkreten Bedürfnisse und Werte von Menschen? Unter welchen Umständen leben wir gerade? Was ist dort verfügbar — welche Zeichen/Messgrößen, Dinge und Handlungen oder Umgebungen, mit deren Räumlichkeit und Ressourcen geplant werden kann?

			Schauen wir in die öffentliche Debatte um Wohlstand, bleiben diese drei Fragen seltsam unbeantwortet. Dieser Zielwert wird nicht mehr als Vision in den Raum gespielt, sondern als eine vom Aussterben bedrohte Spezies. Nicht selten wird dann das, was »die anderen« vorschlagen und fordern, als das Rattengift dahinter präsentiert. Daraus entsteht eine Mixtur, die als Feuchtbiotop für Populismus gilt: Verlustangst, die Sorge vor Egoismus und wachsendes Misstrauen. Das gesamtgesellschaftliche Ergebnis? Nicht etwa Lust auf Einchecken und Mitmachen, sondern eine erhöhte Check-Out-Rate. Warum also nicht stilvoll mit der Situation umgehen und möglichst transparent darstellen, was genau wie heute nicht mehr funktioniert, welche Handlungsoptionen und Ressourcen es gibt und wie ein gestärktes Gemeinwohlziel den Sinn der Kooperation und des rechten Maßes wieder in den Vordergrund spielt? Natürlich ist das in einer globalisierten Welt schwieriger als noch bei Smith, aber ohne einen sorgfältigen Versuch werden Demokratien dem Rechtspopulismus nicht standhalten. Spätestens seitdem einige der reichsten Männer der Welt sich selbst in der ältesten durchgehenden Demokratie der Welt offen sichtbar eigene Medienkanäle und technische Infrastrukturen bauen, um mit einer Kontrolle über Informationen, mit Lügen und Fehldarstellungen dafür zu kämpfen, dass ein faschistisch orientierter Präsident gewählt wird, sollte doch den letzten Fans klar geworden sein, dass die libertäre Ideologie wenig mit den Zielwerten einer sozialen Marktwirtschaft und Wohlstand für alle zu tun hat.25 Die us-amerikanische Soziologin Brooke Harrington forscht über die Weltsicht und das Auftreten dieser »Broligarchen« und spätestens nach der Lektüre ihrer Bücher überrascht es doch sehr, wie diese Milliardäre es immer noch schaffen, sich als vom »System« bedrohte Befreiungskämpfer zu inszenieren, die das Unternehmertum und die freie Meinung retten.26

			Daher sind die Länder, die weiter an liberalen Demokratien interessiert sind, aus meiner Sicht sehr gut beraten, die soziale Versöhnung wieder an die Spitze ihrer politischen Agenda zu stellen und dabei nicht aus den Augen zu verlieren, dass exzessiver Reichtum nicht privat bleibt, sondern in Gesellschaften sehr viel Gestaltungsmacht entfaltet.

			Und gerade in Zeiten, wo die vermeintliche Unvereinbarkeit zwischen gesellschaftlichen Gruppen zum Programm des Populismus geworden ist, sollten wir eine gute Nachricht nicht aus den Augen verlieren: Außerhalb der Schlagzeilen gibt es übergreifende gesellschaftliche Zielwerte, die einem vorwärtsorientierten Wohlstandsversprechen Substanz und Richtung verleihen können. An erster Stelle fällt mir hier die offizielle Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik Deutschland ein. Dieses »lebende Dokument«, wie die Bundesregierung es nennt, wird seit den 1990er-Jahren nicht nur regelmäßig weiterentwickelt, sondern ist die gültige Richtschnur für alle Regierungskonstellationen — egal, wer gerade die Wahlen gewonnen hat. Sie steht auch nicht allein auf weiter Flur, seit 2015 ist sie entlang der von den Vereinten Nationen verabschiedeten 17 Globalen Nachhaltigkeitsziele strukturiert. Diese Ziele beantworten alle drei Designfragen für gute Politikgestaltung im 21. Jahrhundert: Welche Bedürfnisse haben wir? Wie sehen die Umstände aus? Welche Ressourcen sind zentral? Im Einzelnen lauten sie:

			
					
					 Armut überwinden

				

					
					 Hunger beenden und gesunde Ernährung sichern

				

					
					 Gesundheit und Wohlergehen steigern

					
				

					
					 Hochwertige Bildung garantieren

				

					
					 Geschlechtergerechtigkeit garantieren

				

					
					 Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen garantieren

				

					
					 Bezahlbare und saubere Energie bereitstellen

				

					
					 Menschenwürdige Arbeit und nachhaltiges Wirtschaftswachstum

				

					
					 Industrie, Innovation und Infrastrukturen nachhaltig erneuern

				

					
					 Ungleichheiten zwischen und in Ländern abbauen

				

					
					 Nachhaltige Städte und Gemeinden entwickeln

				

					
					 Nachhaltiger Konsum und Produktion

				

					
					 Maßnahmen zum Klimaschutz

				

					
					 Leben unter Wasser erhalten

				

					
					 Leben an Land erhalten

				

					
					 Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen

				

					
					 Partnerschaften zur Erreichung der Ziele

				

			

			Jedes Mitgliedland der Vereinten Nationen setzt in der nationalen Umsetzungsstrategie natürlich eigene Schwerpunkte. Deutschland hatte zum Beispiel größere Herausforderungen bei den Umweltzielen als bei denen zum Pro-Kopf-Einkommen. Ganz im Sinne der partnerschaftlichen Umsetzung wird auf der Webseite »17Ziele.de« die vollständige Agenda erklärt und unter der Überschrift »Tu Du’s« sind Tipps gesammelt, was wir alle im Alltag tun können, um uns an der Umsetzung zu beteiligen.27 Aber die eigentlich verantwortliche Instanz ist natürlich die Regierung, denn sie setzt die Spielregeln, entlang derer die Partnerschaften ihre Taktiken austüfteln können. Bis heute habe ich jedoch bei all dem Gezanke und Gehacke in Haushaltsdebatten das Wort Nachhaltigkeitsstrategie noch nicht gehört. Dabei kann eine Strategie ja nur wirken, wenn sie auch zum Ziel von Budgetplanungen und Designprozessen wird — so hat das auch mal eher wütend Kay Scheller gefordert, der Präsident des Bundesrechnungshofes, also der Institution, die prüft, was mit den Steuergeldern passiert. Bisher begrenzt sich Rechenschaftspflicht der Ministerien auf Dialogrunden in den verantwortlichen Ministerien und einer zentralen Runde im Kanzleramt. Ein paarmal war ich dabei, da auch Verbände und Beratungsgremien dazu eingeladen werden. Aber so richtig sorgfältiges Hinschauen konnte ich nicht beobachten.

			Ausgerechnet die Sitzplätze des Finanz- und Wirtschaftsministeriums waren in diesen Runden oft leer oder in zweiter Reihe von Praktikant:innen gefüllt. Ich kann das deshalb so wenig nachvollziehen, weil es hier ja um die Evaluation des Regierens geht, also den Check, ob das politische Design auch zielführend wirkt. Hier findet der fortlaufende Lernprozess statt, wie es in London hieß, und bei guter Umsetzung nicht nur eine Anerkennung für das, was geleistet wurde. Das bringt für mich der Begriff der Evaluation wunderbar auf den Punkt. Es geht nicht nur um eine systematische Ergebniskontrolle, sondern das lateinische Verb valere steht für »stark sein, gut sein, Wert haben, wertvoll sein«. Und wenn es ums Lernen geht, sollten dabei natürlich auch Fehler ausgewertet werden. Wer sorgfältig evaluiert, schätzt auch wert.

			Wertschätzung würde dann auch die deutsche Bevölkerung erfahren, die 2017 in einem groß angelegten Bürgerdialog zu sehr ähnlichen Zielen kam, wie sie in der Nachhaltigkeitsstrategie von Expert:innen zusammengetragen wurden. »Gut leben in Deutschland« — Platon lässt grüßen — war ein riesiges Projekt, bei dem die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel alle Ministerien aufgerufen hatte, sich mit zivilgesellschaftlichen Gruppen zusammenzutun, um im ganzen Land Konsultationsrunden abzuhalten.28 Daraus ist ein Bericht mit Indikatoren und Messgrößen entstanden, die ausdrücken, wann die Deutschen ihrer Gesellschaft ein gutes Leben attestieren würden. Wieder finden wir die Überwindung von Armut, gute Gesundheit und Bildung, gute Arbeitsverhältnisse und geringere Ungleichheit, intakte Umwelt und die Einbindung in gesellschaftliche Aktivitäten — ein breites Panorama, das Auskunft über die Vorstellung von Wohlstand aus Sicht der Bürger:innen gibt. Umso erstaunlicher, dass in den öffentlichen Debatten um Wohlstand kaum Referenzen auf »Gut Leben in Deutschland« auftauchen. Wenn überhaupt, wird der Begriff des guten Lebens gerne verlacht, oft von denen, die mit der Notwendigkeit einer reibungslos funktionierenden Wirtschaftsordnung argumentieren und bestimmen, was von diesen Sachen wir uns leisten können. Vielleicht liegt das auch daran, dass diese Personen häufig aus einer gesellschaftlichen Position heraus sprechen, die ihnen persönlich ein ganz gutes Leben bereitet.

			In den Wirtschaftsteilen der Medien dominiert dann die Frage nach Arbeitskraft und wie mehr Stunden aus der Bevölkerung rausgeholt werden können, damit das Wachstum des Produzierens nicht abnimmt. Die Frage danach, wie viel Zeit die Deutschen für gutes Leben gerne arbeiten würden, lag im Bürgerdialog aber zwischen 30 (bei Frauen) und 37 (bei Männern) Stunden. Trotzdem kommen Frauen bei der bundesamtlichen Erhebung der Zeitverwendung im Jahr 2022 auf eine durchschnittliche Wochenarbeitszeit von knapp 46 Stunden, wenn die unbezahlte Arbeit in Haushalt, Erziehung, Pflege und freiwilliges Engagement mit eingerechnet wird. Männer landen im Durchschnitt bei 44,5 Stunden.29 Auch wird mit dem Postulat, ökonomische Gesetze seien Naturgesetze, ein stagnierender Konsum zum Problem: die Nachfrage fehlt, Unternehmen können nicht noch mehr verkaufen. Hier sind es also nicht einmal die wachsenden Bedürfnisse der Nachfragenden, sondern die der Anbietenden, die eine wirtschaftliche Expansion erzwingen.

			Immerhin hat die letzte Bundesregierung 2022 in ihren Jahreswirtschaftsbericht aufgenommen, dass es eben Tradeoffs gibt zwischen den unterschiedlichen Wohlstandskomponenten. Im Bericht wurden traditionelle wirtschaftliche Faktoren wie etwa das bip um realweltliche Leitindikatoren erweitert, die materielle wie immaterielle Anteile von Wohlstand umfassen und zum Teil der Nachhaltigkeitsstrategie entstammen. Vier Gruppierungen sortieren, was gemessen wird: Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und Grundbedürfnisse; Soziale Gerechtigkeit und Teilhabe; Ökologische Grenzen; Zukunftsfähigkeit von Staat und Wirtschaft.30

			Um diese Indikatoren zu entwickeln, hatte die Bundesregierung ebenfalls eine öffentliche Konsultation ins Leben gerufen, aber berichtet wurde darüber wenig.31 Dauerpräsent ist hingegen das Starren auf das bip, den stumpfen Oberflächenindikator der Geldzählerei, der zwar gute Hinweise auf wirtschaftliche Dynamik gibt, aber rein gar nichts über die Entwicklung der Umstände verrät, innerhalb derer produziert und konsumiert wird. Wussten Sie zum Beispiel, dass »im Jahr 2023 4,7 Millionen Pflegebedürftige beziehungsweise rund 84 Prozent zuhause versorgt und überwiegend von Angehörigen gepflegt« wurden? »0,9 Millionen Pflegebedürftige, rund 16 Prozent der pflegebedürftigen Menschen insgesamt, lebten im Jahr 2023 in vollstationären Pflegeeinrichtungen.«32 Und das wird sich nicht ändern, wenn die Babyboomer-Generation in Rente ist und mehr Unterstützung braucht. Wer fängt das auf, wenn Frauen heute schon 30 Stunden die Woche bei Carearbeit eingespannt sind und laut Hochrechnungen der aok bis 2030 etwa 130 000 Pfleger:innen fehlen werden, bis 2050 dann eine ganze Million?33

			Es wird also erst beim sorgfältigen Hinschauen sichtbar, wie der Kontext aussieht, in dem wir ein zukunftsfähiges Wohlstandsversprechen suchen. Dabei wird auch besser sichtbar, wer eigentlich alles dazu beiträgt, den realweltlichen Wohlstand wie Pflegeleistungen bereitzustellen, wenn auch unentgeltlich. Beim reinen Zusammenzählen von Marktpreisen wird leicht aus den Augen verloren, dass Menschen nicht nur als Konsument:innen von Wohlstand profitieren, sondern auch die Akteur:innen in den Produktionsprozessen sind. Im Run auf immer »mehr« verlieren wir aus dem Blick, dass »besser« eine ganz andere Zielsetzung ist.

			Das ist auf internationaler Ebene auch der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (oecd) aufgefallen, ein gemeinsamer Thinktank von 38 wohlstandserfahrenen Staaten mit dem Auftrag, Daten und Analysen für beste Politikgestaltung zu liefern. Früher waren diese Analysen in aller Regel am bip-Wachstum ausgerichtet, auch der Slogan der Organisation hatte »Wachstum« zum Ziel. Aber dann begann die Statistikabteilung, sorgfältiger hinzuschauen. Seitdem tritt die Organisation mit dem Ziel »Better Policies for Better Lives« (Bessere Politik für bessere Leben) an.2020 erschien der fünfte oecd-Bericht mit dem Titel »How's Life«, für den jahrelang gesammelte Erkenntnisse der Forschung zu gesellschaftlichem Wohlergehen und Lebensqualität in elf Dimensionen und mittlerweile über achtzig Indikatoren in einem Index zusammengefasst wurden.34 Kenner:innen von »Gut Leben« oder der Nachhaltigkeitsstrategie erscheint der »Better Life Index« vertraut, das ist ja genau die gute Nachricht: Gesundheit, Lebenszufriedenheit, Gemeinsinn, Bildung, Einkommen, Wohnverhältnisse, Zivilengagement, Sicherheit, Work-Life-Balance und Beschäftigung fallen hier ins Gewicht. Viele der verwendeten Indikatoren finden sich auch in den deutschen Ansätzen wieder. Nur der explizite Fokus auf die subjektive Lebensqualität und das Vertrauen in Regierungen gehen darüber hinaus. Wenn Sie Lust haben, gehen Sie doch mal auf die Webseite »Besser leben, wie und wo?«,35 da finden Sie nicht nur übersichtliche Grafiken, welche Länder in welchen Dimensionen besonders gut abschneiden, Sie können auch Ihre persönlichen Gewichtungen eingeben, also ihre persönliche Wohlstandspräferenz zusammenstellen. Wenn schon alle aus Deutschland abwandern wollen, dann doch wenigstens an den passenden Ort? Na ja, und es bietet sich natürlich eine Möglichkeit, die politischen Handlungsoptionen klarer zu sehen, als sie uns in der öffentlichen Debatte angeboten werden. Genau dafür möchte ich ja mit diesem Buch werben.

			Und wofür ich noch werben möchte, ist die Zukunftsorientierung, die der oecd-Index aufgenommen hat. Den elf Dimensionen, mit denen der aktuelle Wohlstand gemessen wird, sind vier weitere hinzugefügt, in denen die Informationen zum Kontext schlummern. Denn wie auch immer wir die Prozesse designen, mit denen wir Wohlstand erreichen wollen: Sie wirken sich auf die Bestände aus, mit denen wir das auch in der Zukunft machen wollen. Die Bestände werden von Ökonom:innen — nicht ganz unähnlich wie im neuen Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung — in vier unterschiedliche Kapitalformen unterschieden.36 Kapital bedeutet hier: Produktionsmittel, die für die Erarbeitung von Wohlstand in der Zukunft eingesetzt werden können. Ökonomisches Kapital umfasst die bereits erwirtschafteten Güter und Finanzmittel, während Naturkapital die Volumen der natürlichen Ressourcen umfasst (Land, Wasser, Biodiversität) und darüber hinaus die Qualität der Ökosystemleistungen der Wälder, Ozeane, Böden und der Atmosphäre. Für diese Leistungen bezahlen wir ja auch in aller Regel nicht, obwohl sie die Luft reinigen und Wasser speichern, co2 binden und gegen Überschwemmungen schützen, Pflanzen bestäuben, Nährstoffe regenerieren und Baumaterialien wachsen lassen. Haben Sie eine Idee, wie relevant diese Ökosystemdienstleistungen für die Entwicklung unserer rein ökonomischen Indikatoren sind? Die Europäische Zentralbank hat ein paar eindrucksvolle Zahlen zusammengetragen.37

			Im Jahr 2019 haben laut der Integrierten Naturkapitalbilanzierung die in dieser Untersuchung betrachteten zehn europäischen Ökosysteme 234 Milliarden Euro direkten Nutzen bereitgestellt.38 Die untersuchten 4,2 Millionen produzierenden (also nicht im Finanzsektor tätigen) Unternehmen in Europa sind für die Umwandlung solcher Gebiete in »wirtschaftliche« Nutzung verantwortlich: 365 Millionen Hektar natürliches Habitat gehen dadurch auf dem europäischen Kontinent verloren. Dazu kommen weitere 217 Millionen Hektar in anderen Regionen der Welt, aus denen wir Güter importieren. Und von diesen Unternehmen sind drei Viertel (72 Prozent) umgekehrt »kritisch« von weiterhin funktionierenden Ökosystemdienstleistungen abhängig und würden in signifikante wirtschaftliche Schwierigkeiten rutschen, wenn die Zerstörungstrends andauern. Auch ein Drittel (30 Prozent) der Investitionen von Versicherern sind betroffen. Nicht zuletzt deshalb gibt es seit 1992 die un-Biodiversitätskonvention, deren Vertragsstaaten beschlossen haben, 30 Prozent der Flächen an Land und im Wasser zu schützen. Auch das im Sommer 2024 nur knapp verabschiedete europäische Gesetz zur Wiederherstellung der Natur zielt entsprechend auf Wachstum des Naturkapitals ab. Zum Beispiel auch, weil Küstenfeuchtgebiete statt Strandpromenaden bei Hurrikan Sandy Schaden in der Höhe von ungefähr 625 Millionen us-Dollar verhindert haben.39 Naturkapital ist in Wohlstandsfragen schon lange kein Fremdwort mehr.

			Trotzdem wurde es wieder populär, Wohlstand und Umweltschutz schlicht als Zielkonflikte darzustellen. Dabei hängt auch die menschliche Gesundheit direkt von der Qualität unserer Lebensgrundlagen ab, wir trinken, essen, atmen und verdauen sie. Damit gibt es eine direkte Verbindung zu den anderen beiden Kapitalformen: das Humankapital steht nämlich für Bildung, Fähigkeiten und Gesundheit der Menschen, während das Sozialkapital geteilte Werte, Normen und institutionelle Kooperationsstrukturen umfasst.40 Um hier in einer guten Balance zu bleiben, sieht die oecd übrigens in allen drei nicht-ökonomischen Kapitalformen dringenden Handlungsbedarf. Und wissen Sie, was ein kolossaler Unterschied ist zwischen diesen und dem finanziellen Kapital? Nur bei Letzterem kämen wir überhaupt auf die Idee, dass die Gleichung »immer mehr = immer besser« trägt. Für die anderen Kapitalformen gilt: Wir brauchen die qualitativ passende Bildung für die Situation, nicht einfach immer mehr. Wir brauchen qualitativ passende Normen und Institutionen, wir brauchen viel mehr Naturkapital, aber eben auch Platz für andere Dinge.

			Welchen Wohlstand wollen wir also heute? Im Frühjahr 2024 hat die Initiative Earth for All des Club of Rome eine Umfrage durchführen lassen, in der fast zwei Drittel der Deutschen (59 Prozent) angegeben haben, dass unser Wirtschaften die Gesundheit und das Wohlergehen von Mensch und Natur priorisieren sollte, anstatt nur Profit und wachsenden materiellen Wohlstand. Mit 29 Prozent war knapp ein Drittel unentschlossen, und weniger als ein Zehntel (9 Prozent) war dagegen.41 Ich denke, dass der Mindeststandard an Aufklärung in liberalen Demokratien darin liegen sollte, den Unentschlossenen ausreichend Verständniswissen und Handlungswissen zur Verfügung zu stellen, um hier eine informierte Entscheidung treffen zu können.

			Wenn also auch heute weiter einige schreien, dass alles besser würde, sobald die Politik uns endlich in Ruhe ließe, so ist das schlicht Quatsch. Es zeugt auch von einem bizarren Verständnis der Aufgabe von Politik. Neulich habe ich tatsächlich die Handformel serviert bekommen, Politik würde dann ihrem Auftrag gerecht, wenn Menschen immer mehr in der Tasche hätten. Und alles, was dieses endlose Vermehren verhindere, sei politisches Versagen. Das ist natürlich nicht nur ein wirklichkeitsfremder Anspruch, sondern auch ein unanständiger Umgang mit den Personen, die sich abrackern, um in einer krisengebeutelten und komplexen Wirtschaftsordnung Kurs zu halten. Erstaunlich finde ich deshalb, dass nicht viel mehr parteipolitische Vertreter:innen endlich Tacheles reden und damit auch diese verquere Idee von gutem Regieren zurückweisen. Denn es gibt keine magische Infusion neuer Technologien in bestehende Strukturen, die all die ökologische Schadschöpfung wegschwemmt und fehlende Arbeitsstunden ersetzt. Ohne die Bereitschaft zur Veränderung wird das nichts mit der Resilienz. Und diese Bereitschaft braucht es gesamtgesellschaftlich. Ob und wie wir Wohlstand im 21. Jahrhundert fortschreiben, können »die Politiker:innen« ja gar nicht im Einzelnen bestimmen. In einer freien Gesellschaft braucht es das Mitwirken von vielen, damit Regeln auch wirken können. Im Idealfall soll, da sind sich im demokratischen Parteienspektrum Deutschlands alle einig, möglichst wenig im Detail vorgeschrieben und kontrolliert werden. Das funktioniert aber nur, wenn die vielen individuellen Entscheidungen sich auch an den Richtlinien orientieren — nur so entsteht aus der Summe der kleinen Schritte eine große Antwort.

			Dabei hilft, so wird das nächste Kapitel zeigen, eine rasant erhöhte Kohärenz, also Übereinstimmung, zwischen den politischen Maßnahmen aus unterschiedlichen Ministerien. Und eine sinnvolle Kommunikation ihrer Wirkung: Forscher:innen, die sich mit den politischen Bedingungen für gesellschaftliche Resilienz beschäftigen, betonen, dass Erfahrungen mit kohärenten Strukturen die Fähigkeit fördern, Kompromisse einzugehen, sich daran zu beteiligen, Ressourcen anzupassen oder neue zu schaffen und Vertrauen in die Gesellschaft und ihre Institutionen zu entwickeln.42 Und aus Vertrauen entsteht viel leichter pluralistische Resonanz.

			Das misanthropische Menschenbild hinter so vielen ökonomischen Modellen ist hier nicht besonders gesund und aus der Gesundheitsforschung — der Salutogenese — kommt das Konzept der Kohärenz und Resilienz. Wann sind Menschen gesund? Wie man diese Frage für das Design guter Politik stellen kann, hat die Nobelpreisträgerin der Wirtschaftswissenschaften Elinor Ostrom in ihrer Preisrede zusammengefasst, als auch sie sich klar gegen dieses Menschenbild und die daraus abgeleiteten Ideen stellte, dass das einzige Ziel von Politik die Domestizierung von gänzlich selbstinteressierten Menschen sei: »Umfassende empirische Forschung führt mich zu der Aussage, dass ein zentrales Ziel der öffentlichen Politik stattdessen darin bestehen sollte, die Entwicklung von Institutionen zu fördern, die das Beste im Menschen hervorbringen.«43 Das braucht keinen esoterischen Anstrich, es geht hier um Handwerk und sorgfältiges Hinschauen: Was funktioniert? Und warum und wie funktioniert es? Was kann in Zukunft noch besser funktionieren und wie? Kurz: Es geht um das anständige Aushandeln und Rechtfertigen eines neuen Wohlstandsverständnisses für das 21.Jahrhundert und die ernsthafte Suche nach Maßnahmen und Kompromissen, um dort hinzukommen. Gekoppelt mit der angemessenen Wertschätzung dafür, dass Menschen echte Sorgen haben.

			So reden übrigens nicht nur vermeintliche wissenschaftliche Elfenbeinturmbewohner:innen, sondern auch die großen wirtschaftlichen Beratungsfirmen. Das Handelsblatt hat im Sommer 2024 die drei Deutschlandchefs der Boston Consulting Group, Roland Berger und McKinsey aufgefordert, einen gemeinsamen Zukunftsplan für den Standort Deutschland zu formulieren. Dieser umfasst 15 Initiativen und stellt Kompetenzen in den Vordergrund, die Deutschlands Wirtschaft stark gemacht haben: Ingenieurskompetenz, Spitzenforschung und Technologieführerschaft. Aber sie tun das in einer erneuerten, transformierten Form, die ins 21. Jahrhundert passt: Sie stellen Dekarbonisierung vorweg und sehen in ihr die zentrale Zukunftschance für diese Stärken. Digitalisierung, aber auch die Kreislaufwirtschaft und Biotechnologie spielen eine wichtige Rolle. Stichwort: weniger Zerstörung von Naturkapital und weniger Abhängigkeit von weiteren Hunderten Millionen Hektar hinter Staatsgrenzen, bei denen immer unklarer wird, ob sie noch offen bleiben werden und unter welchen Bedingungen. Auch beim Aufbau der Grundlagen für zukünftige wirtschaftliche Stärke steht nirgendwo, dass es so bleiben könnte wie bisher. Nicht bei der Energieversorgung, nicht bei den Transportinfrastrukturen, nicht beim Bildungssystem, nicht beim aktuellen Arbeitsmarktdesign, nicht bei der migrationsfeindlichen Kultur und nicht beim bisherigen politischen Rahmenwerk. Wichtigste Botschaft: Nur wenn wir uns verändern, wird Wohlstand erneuerbar.

			Und damit wir nicht vergessen, dass die Wirtschaft den Menschen dienen sollte, bieten andere Berichte wichtige Ergänzungen, wie zum Beispiel die eben erwähnte Studie »Earth for All Deutschland«, an der das Wuppertal Institut mitgewirkt hat. Sie zeigt, dass die Abschaffung von Armut, die Reduktion der Ungleichheit und die Gleichberechtigung zwischen Geschlechtern drei der fünf wichtigen Hebel sind, die nicht nur helfen, einen nachhaltig bewirtschafteten Planeten zu ermöglichen. Es braucht sie auch, um Zustimmung zu politischer Veränderung und das Vertrauen in Regierungen zu stärken.44

			
				Denn gerade zu den sozialen Fragen, der Ungleichheit und dem Vertrauen, dass das »S« in der Sozialen Marktwirtschaft nicht bis zur Unsichtbarkeit schrumpfen werde, bleiben Wirtschaftsberater:innen oft relativ stumm. Für die Bereitschaft zu Veränderungen, das finden die Institutionen, die sich mit gesellschaftlichem Wandel und Demokratiefragen beschäftigen, sind diese Fragen aber sehr relevant. So hat zum Beispiel die Friedrich-Ebert-Stiftung mit dem Sinus-Institut eine große Umfrage in 19 Ländern (in Europa und Nordamerika) zur Verbindung von sozialer Gerechtigkeit und Klimaschutz gemacht. Die Sinus-Methode geht weit über kurze Umfragen hinaus. Sie beachtet unterschiedliche soziokulturelle Präferenzen und Werte und gruppiert sie zu zehn verschiedenen Milieus.45In Deutschland lauten die Top-5-Sorgenpunkte zu diesem The-
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ma: sinkende Kaufkraft durch Inflation, sichere und bezahlbare Energieversorgung, faire Renten und Altersvorsorge, Umwelt-, Natur- und Klimaschutz sowie ausreichender und bezahlbarer Wohnraum.46 Bemerkenswert ist, wie stark sich die Priorisierung der wichtigsten Themen und die Bereitschaft, sich zu verändern, zwischen den zehn Milieus unterscheidet. Es gibt also gar nicht »die Leute« und auch nicht eine Strategie, die alle begeistern wird. Insgesamt stimmten aber immer noch über drei Viertel (78 Prozent) »voll und ganz« oder »eher« zu, dass wir alle bereit sein sollten, zugunsten der Umwelt unseren Lebensstil zu ändern, und in etwa ebenso viele (77 Prozent) befürchten, dass ein grundlegender Wandel unserer Wirtschafts- und Lebensweise mit hohen Kosten für sie verbunden ist. Dann die Klassiker: Etwas mehr als zwei Drittel (70 Prozent) ärgern sich, wenn andere ihnen vorschreiben wollen, wie sie leben sollen — umgekehrt wären wieder in etwa ebenso viele (69 Prozent) bereit, mehr zu tun, wenn alle so handeln würden. Es würde sich also sehr lohnen, nicht jede verbindliche Veränderungsregel als ein »Verbot« zu beschimpfen oder als »Verzicht« zu rahmen, dann können politische Regeln auch kollektives Handeln garantieren, ohne die Bevormundungsempfindungen künstlich heraufzubeschwören. Dann können wir vielleicht auch die wachsenden Wünsche nach einer »starken Hand« wieder mit der Demokratie versöhnen. Diese Sehnsucht nach derartiger Führung hat Forscher:innen beunruhigt, die damit einen Zuwachs an autoritären Tendenzen diagnostizieren. So zuletzt bei 44 Prozent der 16-bis 24-Jährigen in der Shell-Jugendstudie, die der Aussage zustimmten, eine solche Hand »müsste mal wieder Ordnung in unseren Staat bringen«.47 Ich glaube, dass ein Vermeiden populistischer Parolen zwischen demokratischen Parteien und eine konzertierte Zusammenarbeit an wirkungsvollen Kompromissen eine ähnliche ordnungsversprechende Wirkung haben kann, ohne dass es eine Herrscherfigur braucht. Dass das nicht mühelos ist, ist keine neue Erkenntnis. Müller-Armack hat dafür das Wort »Irenik« stark gemacht: Er versteht darunter eine Versöhnung, »die das Faktum der Gespaltenheit als gegeben nimmt, aber ihm gegenüber die Bemühung um eine gemeinsame Einheit nicht preisgibt«.48 Und auch Elinor Ostrom weist klar darauf hin, dass dieses Aushandeln zwischen dem Ich und dem Wir nicht ohne Reibung läuft und transparente Regeln braucht — an deren Entstehen die Betroffenen aber auch beteiligt sein sollten. Umgekehrt bräuchte es dann auch Sanktionen, wenn sie nicht eingehalten werden.

			Medial sollten wir also weniger personalisierte Hahnenkämpfe auswalzen, sondern lieber gutes Design politischer Ergebnisse feiern, inklusive der Kompromissfähigkeit. Gelingt das, reduziert sich auch der Impuls von Oppositionellen, sich insbesondere damit zu positionieren, alles sofort wieder rückgängig machen zu wollen. So ein Hin und Her ist gerade in Umbruchzeiten kein gutes Rezept — und ohne Rezept wird das nichts mit dem Wohlstand: »Regierungen sind letztendlich die Eigner öffentlicher Probleme, und Regeln sind augenscheinlich die Strategien, die sie zu deren Lösung verfolgen«, so Christian Bason.49 Wir brauchen Respekt für die Aufgabe des erfolgreichen Regeldesigns. Ja, Bürokrat:innen schreiben Papiere dazu, was getan werden sollte, ohne selbst zu tun. Aber zu der Wahrheit gehört auch, dass viele Menschen in der Gesellschaft über »die Politik« schreiben und schimpfen und dabei Dinge beurteilen, die sie selbst noch nie getan haben.

			Womit wir noch einmal beim Wohlstand sind: Im 19. Jahrhundert scheint in diesem Zusammenhang auch die Wohlanständigkeit auf. Wer damals von sogenannten Wohlstandsregeln sprach, meinte damit nicht etwa, wie man möglichst produktiv arbeitet, sinnvoll spart oder smart zu Vermögen kommt, sondern Regeln des Umgangs: wohlanständig war eben das, was schicklich ist und sich ziemt.50

			Wie werden wir genug haben?

			Wie werden wir genug teilen?

			Wer ist eigentlich wir?

			So lange wir diese drei tief sitzenden Fragen nicht verständnis- und handlungsorientiert thematisieren, können Populist:innen und Extremist:innen sie so missbrauchen, dass das Vertrauen in »den Staat« weiter erodiert. Höchste Zeit, seine Aufgabe wertschätzend zu beleuchten.

		

		
3 

			Stilvolles Regulieren

			




				Ideen brauchen ein dynamisches, fließendes, großzügiges Umfeld, um zu leben. Anwendungen hingegen profitieren von entscheidender Strenge. Produzieren Sie ein hohes Verhältnis von Ideen zu Anwendungen.

				Bruce Mau, Designer51

			

			»Wir machen das größte Demokratiefestival der deutschen Geschichte und die Scientists4Future müssen uns dabei unterstützen!« So in etwa erinnere ich eine Nachricht von den Einhörnern, einer Firma für Menstruationsprodukte, die sich vor einigen Jahren mit ihrer Start-up-Energie neue Territorien erschließen wollte. Im Jahr 2019 schien sowieso auf einmal ganz viel möglich. Kickstarter waren die Schüler:innen und Studierenden mit ihrer Fridays4Future-Bewegung, die sich in vielen Ländern auf die Straßen begaben, um für den Erhalt der zukünftigen Lebensgrundlagen zu demonstrieren. Raus aus dem Schul- oder Universitätsalltag, rein in die Gesellschaft. Und die hat sich anstecken lassen. Die 4Future-Perspektive wurde zu einem gesellschaftlichen Symbol, hinter dem sich Personen aus allen Bereichen versammelten. Ob Entrepreneurs 4Future, Tech4Future, Farmers4Future, Psychologists4Future, Educators4Future oder Together4Future — sie alle wollten nicht nur bessere Klimaschutzpolitik. Sie sahen auch, wo es in ihrer jeweiligen Arbeitswelt der Regelhaftigkeiten, Standards und Normalitäten ein Update braucht, um im 21. Jahrhundert wohlstandssichernd handeln zu können. Welche Produkte beispielsweise braucht eine dekarbonisierte Welt? Oder: Wie können digitale Technologien dabei helfen, Kreislaufwirtschaft auf Zack zu bringen? Mit welchen Anbaumethoden können wir mehr co2 binden und Naturkapital pflegen? Wie kann große Sorge in großen Mut zur Veränderung umgewandelt werden? Wie finden wichtige Kompetenzen für nachhaltige Zukunftsgestaltung endlich in jeden Lehrplan? Wie gelingt es, dass die Synergien zwischen den unterschiedlichen Aktivitäten möglichst hoch werden? 4Future stand für eine geteilte Erkenntnis: Unsere »normale« Art, die Dinge zu tun, entspricht nicht mehr dem besten Design. Sie lässt wenig progressive Grundmelodie durch, um es mit Alfred Müller-Armack zu sagen.

			Wissenschaftler:innen im Bereich Nachhaltigkeit sind primär damit beschäftigt, das Zusammenspiel zwischen sich verändernden ökologischen Rahmenbedingungen und den menschlichen Wohlstandsstrategien zu verstehen. Ein wichtiger Aspekt ist dabei die Wirkung von Politikdesign. Als aus der Politik zunehmend konfrontative Stimmen den jungen Menschen auf der Straße sagten, ihre Forderungen seien zu radikal, sie sollten zurück in die Schule gehen und das Thema »den Profis« überlassen, gründeten wir Scientists4Future. Wenn Ihre Zunft seit fünfzig Jahren Gutachten und Empfehlungen für Klima- und Nachhaltigkeitspolitik schreibt, dann wissen Sie auch, dass die Forderungen primär deshalb so radikal erschienen, weil so lange so wenig passiert ist. Mit einer über die gesamte dach-Region — also in Deutschland, Österreich und der Schweiz — geteilten Stellungnahme traten deshalb über 25000 Wissenschaftler:innen ebenfalls offen in die Gesellschaft und attestierten, dass die Forderungen der jungen Generation gerechtfertigt waren, sowohl im Rahmen der naturwissenschaftlichen Prognosen als auch im Abgleich mit den zeitlichen Fahrplänen, die aus völkerrechtlichen Verträgen zum Klimaschutz resultieren.

			Ab diesem Moment konnten wir täglich dabei zusehen, wie pluralistische Resonanz wuchs: Die Wege aus der Klimakrise wurden zum medialen Großthema und auf regionaler Ebene entstand ein Netzwerk nach dem anderen, in denen die Profis im Analysieren und Denken mit den Profis im Umsetzen und Erfinden an die Profis im Regulieren herantraten, um den Weg in eine neue Normalität zu vereinfachen. Walk the Talk wurde ein Trend, der ordentlich innovative Dynamik freisetzte.

			Das sahen auch die Einhörner und wollten als gute Start-up-Unternehmer:innen natürlich: skalieren. Dazu sollte das Demokratiefestival im Berliner Olympiastadion dienen. Auf der Bühne würden Gesetzesvorschläge und ihre wissenschaftlichen Begründungen präsentiert, Vorreiter:innen aus Wirtschaft und Gesellschaft würden kommentieren, welche neuen Produkte, Dienstleistungen und Alltagslösungen damit vorangebracht würden. Vorher gesammelte Fragen sollten beantwortet und auf dieser Grundlage würde abgestimmt werden, welches Set von etwa zwölf Vorschlägen nun in stilvolle Regulierung übersetzt werden sollte. Denn mit der Abstimmung sollten die Vorschläge direkt aus dem Stadion an den Petitionsausschuss übermittelt werden. Dieser Ausschuss ist eine Schnittstelle zwischen Staat und Gesellschaft. Er beschreibt sich selbst auf seiner Webseite als einen Seismografen der Stimmung im Land:Bürger:innen können dort direkt Rückmeldungen auf Gesetze oder Hinweise auf fehlende Maßnahmen einreichen, auch ganze Gesetzesvorschläge sind möglich.52 Wenn diese Vorschläge ausreichend viele Unterstützer:innen gewinnen, werden sie ins Parlament weitergereicht. Ein bisschen direkte Demokratie zwischen den Wahlen also. Die Quoren für Petitionen, die im Bundestag behandelt werden müssen, lagen damals bei 50 000 Unterzeichnungen, heute bei 30 000. Und das Unterzeichnen geht online, das können also auch 70 000 Smartphones in einem Stadion gleichzeitig tun — wenn die digitale Infrastruktur unseres Landes es zulässt. Warum also nicht an einem Tag gleich ein ganzes Paket von Nachhaltigkeitspolitik beraten und in den Bundestag schieben? Problem analysieren, Lösung finden und schnellstmöglich in die Welt bringen. Zack. Startup4Future. Für jemanden wie mich, die mit den Mühlen der parteipolitischen Aushandelei sozialisiert wurde, klang das ganz schön abgehoben. Aber auch ganz schön attraktiv, gerade im Abgleich mit den auf Konfrontation und Parteipolitik moderierten Talkshows.

			Nachdem die Scientists4Future offizielle Unterstützer:innen geworden waren, ging ich mit in die Planung: Wer Deutschlands größtes Stadion mieten, dezentrale Pop-up-Festivals anbinden will und eine digitale Infrastruktur benötigt, um eingereichte Vorschläge breit diskutieren und in Petitionsformat aufbereiten zu können, braucht entweder ein gutes Erbe oder ein wirksames Crowdfunding. Zum Jahreswechsel 2020 kam die unglaubliche Nachricht, dass die 1,2 Millionen Euro durch Ticketverkauf und Spenden tatsächlich zusammengekommen waren. Getoppt wurde das von der Erkenntnis, dass wir nun auch wirklich liefern mussten, von A wie Akustik über E wie ehrenamtlich bis Z wie Zuschaltungen. Ich war primär in die Auswertung der eingereichten Ideen eingebunden und hatte damit das Glück, viele der Vorschläge für neue Politikdesigns lesen zu dürfen: alles Aufbruch, nirgendwo Abgesang. Besonders beeindruckt haben mich die Ideen von den Architects4Future. Vielleicht nicht verwunderlich, dass Designer:innen auch in Design-Denke liefern und die dabei entscheidenden Fragen im Blick haben: Wie sehen die Umstände aus, was ist der Bedarf und, um es noch einmal mit Richard Buchanan zu sagen: Welche neuen Zusammenspiele von Zeichen, Dingen, Handlungen und Umgebungen scheinen vielversprechend?

			Auf der Webseite der Architects4Future ist bis heute festgehalten: 40 Prozent des gesamten deutschen co2-Ausstoßes geht auf den Bau und Betrieb von Gebäuden zurück; 52 Prozent des deutschen Müllaufkommens fällt alleine durch die Baubranche an;90 Prozent der mineralischen, nicht nachwachsenden Rohstoffe werden zu Baustoffen — und jeden Tag versiegelt Deutschland Flächen in der Größe von 80 Fußballfeldern für neue Siedlungen und Infrastrukturen.53 Das sind viel zu hohe Werte. Das sagt auch die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie, deren letztes Update von 2021 sechs »Schwerpunkte« oder »große Transformationsbereiche« definiert, in denen weiter »größerer Handlungsbedarf besteht: Menschliches Wohlbefinden und Fähigkeiten, soziale Gerechtigkeit; Energiewende und Klimaschutz; Kreislaufwirtschaft, Nachhaltiges Bauen und Verkehrswende; nachhaltige Agrar- und Ernährungssysteme, schadstofffreie Umwelt«.54

			In kaum einem Thema finden diese Herausforderungen so direkt zusammen wie in der Frage der Raumplanung, also der Frage, wie Flächen in einer Stadt, einer Region oder einem ganzen Land genutzt werden sollen. Bis 2030 will die Regierung den Flächenverbrauch in Deutschland zum Beispiel auf höchstens 30 Hektar pro Tag reduzieren, bis 2050 auf Netto-Null.55 Das wird schon eng, denn es sollen ja auch noch 30 Prozent der Fläche für den Erhalt der Ökosystemdienstleistungen gesichert werden, und Lebensmittel müssen wir auch noch anbauen.56 Geht das nicht integriert — also im Umsetzungsdesign als Zusammenspiel gedacht — viel besser, als dass es für jede Frage parallele Strategien gibt, die dann um Flächen konkurrieren? Warum nicht Multigewinnstrategie statt Silodenken?57

			Nehmen wir zum Beispiel den Trend zum Einfamilienhaus in seiner gängigen Form. Er wird durch die Flächenbegrenzung sowieso zum Erliegen kommen, nur ist das zu sagen politisch nicht besonders opportun. Die beliebteste Antwort beim Bedarf nach Wohnraum bleibt das Versprechen, alles könne so weitergehen wie bisher: »Wir müssen eben mehr bauen, so einfach ist das.« Nur leider ist diese Antwort schlicht — zu einfach.

			
				Wer sich die Situation fürsorglich anschaut, sieht das auch. Und kann in der Folge andere Lösungen entwickeln. Das haben neben den Architects4Future viele Forschende und Praktiker:innen gemacht und haben eine gute Nachricht: Durch eine Bauwende, die klare Standards setzt für Dekarbonisierung, Energiewende, Kreislaufwirtschaft und nachhaltige Materialien sowie integrierte Raumplanung, kann dieser Sektor von einem der größten Problemtreiber zu einem der besten Lösungsanbieter werden.58 Und sogar auf andere der sechs Schwerpunkte in der Nachhaltigkeitsstrategie einzahlen. Dafür braucht es einen Blick in die Wertschöpfungskette — denn auf dem Weg von der Idee über die Herstellung bis zu den Konsumierenden werden unterschiedliche Bedarfe zur Entscheidungsgrundlage. Damit die besser aufeinander abgestimmt werden können, steht in allen Berichten zur Bauwende eine Sache drin: Die bessere Zusammenarbeit entlang der Wertschöpfungskette ist zentral, um effektiv und effizient zum besten Ergebnis zu gelangen. Im Design-Sprech: neue Zusammenspiele der Zeichen, Dinge, Handlungen im jeweiligen Umfeld. Dieses Umfeld wird häufig auf die Abschnitte Planen, Bauen und Betreiben reduziert. Einige Ansätze, wie zum Beispiel die Initiative »New European Bauhaus« der Europäischen Union, wollen auch die Aspekte der Teilhabe und Ästhetik berücksichtigen, also Bedarfe der Wohnenden und des natürlichen Umfeldes.59 Denn auf der Suche nach zukunftsfähigen Lösungen scheint mir heu-

Wertschöpfungsketten bestimmen unser Wohlstandsangebot — daher sollten wir nicht nur auf das finale Produkt gucken, sondern auf den Weg dorthin. 



te eine Sache besonders wichtig: Die Bedarfe und ihre Bewertungen führen zu Entscheidungen, aus denen in der Summe die Alltagsstrukturen und Angebote entstehen, die unsere gesellschaftliche Normalität prägen. Wertschöpfungsketten bestimmen unser Wohlstandsangebot — daher sollten wir nicht nur auf das finale Produkt gucken, sondern auf den Weg dorthin: Welche Bedarfe wurden wo wie in den Entscheidungen berücksichtigt?

			
			Gehen wir zurück zur eigentlichen Frage, würde die ja heißen: Was brauchen Menschen, damit sie gut wohnen? Seit 1970 anscheinend immer mehr Platz, jedenfalls hat sich die Wohnfläche pro Kopf bis heute verdoppelt.60 Dazu kommen eine auch in Deutschland wieder wachsende Bevölkerung, immer mehr Single-Haushalte und mehrere Wohnsitze durch flexible Arbeitsverhältnisse oder schlicht Ansprüche auf schicke Zweitwohnungen in hippen Gegenden. Die lukrative Zeitvermietung als Ferienwohnung hat gerade in touristisch beliebten Regionen weiteren Druck auf benötigte Quadratmeter freigesetzt.61 Stellen wir die durch diese Trends als »Bedarf« markierten Quadratmeter alle auf einer oder zwei Etagen nebeneinander, wissen wir bald nicht mehr wohin mit ihnen. Es geht also nicht einfach um Weitermachen wie bisher, es geht um Andersmachen. Aus der Sicht der Architects4Future sollte fürsorgliches Design daher zum Beispiel primär im Bestand nachverdichten, also Lücken füllen oder Geschosse aufsetzen, sodass der Druck auf die Flächen reduziert wird. In einer Zeit der Wohnraumengpässe müsste das auch schneller gehen, als neue Fundamente und Anschlüsse in die Erde zu setzen und jedes neue Gebäude an Straßen anzuschließen — was noch mehr Fläche versiegelt.

			Nach dem »Was« kommt das »Wie:« Werden etwa naturpositive — also nicht nur umweltfreundliche, sondern umweltfördernde — Lösungen und modulare Konzepte zum Standard bei der Materialauswahl und in der Bauphase, ist das vielleicht zu Beginn aufwändiger, aber auf lange Sicht entsteht weniger Müll und wir reduzieren die Abhängigkeit von Rohstoffen aus anderen Ländern. Wieso also keine natürlichen Dämmstoffe statt Styropor, schließlich werden sie nicht in vierzig Jahren zu Sondermüll? Welche Art von Zement bindet co2, anstatt es auszustoßen? Und haben Sie sich mal angeguckt, was inzwischen alles aus Pilzen hergestellt werden könnte?62 Damit sinkt auch der Druck, immer weiter Primärrohstoffe auszugraben und dafür die heute noch weniger geldwertvollen Ökosysteme — Flussläufe, Meeresarme, Wälder, Mangroven oder Moore — zu zerstören. Dabei kommen natürlich auch die technischen Standards ins Spiel: Muss es immer maximal sein — oder geht es auch mal gut genug? Können Normen für Heizlast, Dämmung und Elektrik unter der Zielsetzung Nachhaltigkeit so erneuert werden, dass sie angemessen für das 21.Jahrhundert daherkommen, gerade auch im Abgleich mit Temperaturveränderungen, die kaum noch längere Kälteperioden erwartbar machen, wohl aber Hitze? Wie viele Steckdosen braucht ein Zimmer wirklich? In Altbauten kommen wir auch mit weniger klar.

			Überdies gibt es beim Design innerhalb der Gebäude noch reichlich Gestaltungsspielraum. Zum Beispiel steigt die individuelle Freiheit, wenn wir ohne größere Probleme unseren Wohnraum und dessen Kosten anpassen können, wenn wir in neue Lebensphasen eintreten. Warum also werden neue Gebäude(teile) nicht so konzipiert, dass Wohnungen unterschiedlich abgeteilt werden können? Dann bliebe der Wohnort erhalten, nur die Wohnanordnung würde geändert. Oder: Wenn die Raumplanung sich in Richtung Quartiere orientiert, lassen sich auch andere Bedarfe integriert bedienen — wenn beispielsweise zentrale Tiefgaragen, ein Carsharinganbieter oder kommunale Wärmeplanung entstehen, brauchen nicht mehr alle Anrainer:innen eigene Garagen oder Heizsysteme.

			Warum also ist das alles nicht normal?

			Diese Frage führt uns noch einmal direkt in die Wertschöpfungskette. In der haben gerade die Investor:innen das Sagen. Und da gilt es heute als normaler Bedarf, die maximal mögliche Rendite aus der Wohnungsnot rauszuholen. Das Zauberwort dafür heißt »marktüblich« und der Vergleich kennt immer nur eine Richtung: nach oben. Dieser Trend hat inzwischen auch viele Privateigentümer:innen erreicht, unabhängig davon, ob ihre Kredit-Rückzahlungsraten noch aus der Billiggeld-Zeit stammen und so niedrig sind, dass sie problemlos auch mit niedrigeren Mieteinnahmen gedeckt werden könnten. Es gilt auch als normal, dass Wohnungskonzerne Dividendenzahlungen zur absoluten Priorität erklären und sich dabei mit den Ausschüttungen anderer Konzerne, die nicht Lebensgrundlagen managen, vergleichen sollen. Der Bedarf der Anlegenden steht vorne an: Laut Finanzwende-Recherche flossen bei großen Wohnungskonzernen in den Zeiten vor dem Ukraine-Krieg viele Investitionen in den Aufkauf weiterer Wohnungen und damit blieben nur noch die Mieten als auszuschüttende Einnahmen. Am Ende flossen »rund 41 Prozent der gezahlten Miete (…) direkt in die Taschen der Aktionär:innen«.63

			Drehen wir die Bedarfsperspektive um und schauen auf den nutzenden Teil der Wertschöpfungskette — also die mietenden Menschen dieses Planeten —, dann sehen wir, dass in Großstädten eine wachsende Anzahl von ihnen die politische Grenze erreicht, an der ein gesellschaftliches Problem attestiert wird: 40 Prozent ihres Einkommens müssen sie für Wohnraum ausgeben.64

			Der Anteil derer, die von einer solchen Belastung betroffen sind, lag 2022 bei 16 Prozent. Die Anzahl von Sozialwohnungen ist im gleichen Zeitraum auf ein Viertel geschrumpft, auf heute etwas mehr als eine Million.65 Zwischen 2010 und 2022 hat sich der Preis für Bauland verdoppelt, die Einfamilienhäuser sind 116 Prozent und Eigentumswohnungen sogar 133 Prozent teurer.66 Das ist in der Debatte darum, wie Bauen nun wieder günstiger werden kann, kaum Thema, sondern ein vermeintliches Naturgesetz. Wer wie mit dem Eigentum von Boden, Brachen und Behausungen auf maximale Finanzgewinne spekuliert, dürfte bei einer Wertschöpfungsketten-Betrachtung aber nicht fehlen. Seit der Zinswende sind die Preisanstiege für den Erwerb von Immobilien zurückgegangen, nicht aber die für Mieten — und in Deutschland wohnt immer noch deutlich mehr als die Hälfte der Bevölkerung so.67 Einige Anbieter wollen diese leistungslosen Einnahmequellen daher auch nicht versiegen lassen und ignorieren politische Maßnahmen wie Mietpreisbremsen. Das geht sogar so weit, dass jetzt umgekehrt einige Unternehmen wieder in Werkswohnungen investieren, da die Abwesenheit von bezahlbarem Wohnraum es schwer macht, offene Stellen zu besetzen.68 Dort sind die Mieten auch deutlich geringer.

			Schauen wir uns den Kontext etwas genauer an, dann wird sehr klar: Wir können uns aus dem Mietendruck nicht rausbauen, solange wir nicht über die Bedarfskette in der Immobilienbranche sprechen. Individuell mag das alles immer rational begründbar sein, am besten trägt das Argument, »die anderen machen es ja auch so«. Aber die Summe der freiheitlichen Entscheidungen, stets den Wert einer »marktmöglichen« Miethöhe anzupeilen, führt uns nur weiter in die Krise. Wann soll denn so viel Leerstand entstehen, dass der Trend abflacht? Und wo sollen all die Gebäude hin, wenn die Umweltkosten und Flächenversiegelung jetzt schon den Rahmen sprengen? Das selbstverständlich in die Welt getragene Narrativ der Immobilienkonzerne, dass es nur mit ausreichend »Mietpreispotenzial« zu Investitionen kommen kann, braucht einen fürsorglichen Gegencheck aus Sicht der gemeinwohlsichernden Instanzen: Wann ist denn mal genug Rendite für Dritte erreicht, während die größten Sorgen der Menschen in Deutschland und vielen anderen Gesellschaften inzwischen Kaufkraftverlust (Inflation), bezahlbarer Wohnraum und die Versorgung im Alter oder Krankheitsfall sind? Die marktbasierten Antworten wirken völlig an der Realität vorbei: Eine Regierung soll also wirklich den Anstieg des Wohngelds stoppen, wenn selbst kleinere Wohnungen inzwischen mehr kosten als die bewohnten größeren Flächen? Soll »der Markt« seine Korrektur wirklich durch eine Wirklichkeit erfahren, in der immer mehr Menschen ihre Mieten nicht mehr zahlen können? Bisher schließt unsere liberale Werteordnung genau das aus, weil sie festlegt, eine Grundsicherung für alle zu ermöglich.

			Und doch wird heute gern so getan, als bräuchte es genau eine Strategie, um das Problem der Wohnkostenexplosion zu lösen: Bürokratieabbau für einen Bauturbo.

			Auch bei einer forsa-Umfrage des Deutschen Arbeitgeberverbandes steht die Bürokratie ganz oben auf der Liste, wenn es um die Misere am Standort Deutschland geht.69 Das arbeitgeberfinanzierte Institut Neue Soziale Marktwirtschaft lässt sich nicht lumpen und hängt riesige Plakate quer durch den Berliner Hauptbahnhof auf, die sich über das Bürokratiemuseum Deutschland lustigmachen. Wirwerdengleichsehen, dasswirklich viele Vorschriften und Abstimmungsverfahren ein Update brauchen — aber was mir bei all diesen Petitionen dennoch fehlt, ist ein anständiger Blick auf den Kontext und etwas mehr Liebe zum Detail: Die etablierten Verbände sprechen von Bürokratieabbau, die 4Future-Bewegung von Bürokratieumbau. Aus meiner Sicht braucht es beides, vor allem aber: richtungssicheres Neudesign, sodass freigesetzte Kräfte dann auch in wünschenswerte Zukünfte wirken — und nicht auf alten Pfaden wieder beschleunigen.

			Schauen wir uns das genauer an.

			In diesem Fall steht Abbau für Effizienz, Umbau für Effektivität. Beides können wir anstreben und bewerten — allerdings führt das zu unterschiedlichen Lösungen. Effektivität nimmt das Ziel in den Blick und fragt: Machen wir das Richtige? Sollen wir Wohnraum weiter so viel wie möglich in Einfamilienhäusern anbieten — oder gibt es bessere Varianten, wenn wir die Bedarfskulisse genauer anschauen? Effizienz hingegen stellt eine Frage, die anders lautet: Machen wir etwas richtig? Blieben wir beispielsweise beim nicht hinterfragten Ziel der möglichst vielen Einfamilienhäuser, dann liefe die effiziente Lösungssuche dahin, diejenigen Naturschutzauflagen und Beteiligungsverfahren aufzuspüren und abzuschaffen, die dazu führen, den Bau zu verteuern und zu verzögern.

			In Umbruchszeiten ist es aber riskant, die Frage nach dem Richtigen zu umschiffen. Denn geht es um gutes Design für die Lösung gesellschaftlicher Probleme, dann sollte Effektivität immer vor Effizienz stehen. Ohne regelmäßig unsere Zieldefinition zu überprüfen, laufen wir Gefahr, immer effizienter auf Pfaden zu bleiben, die gar nicht (mehr) zum Ziel führen können. Wenn uns die bisher normalen Lösungen in strukturelle Krisen getrieben haben, dann sollte ich die Frage, ob wir auch das Richtige machen, nicht einfach als Zumutung abtun, sondern als Einflugschneise für Antworten, die unsere Resilienz steigern können. Denn hier liegt der Weg des richtungssicheren Bürokratieumbaus: Politik redesignt die Instrumente so, dass es möglichst einfach wird, beste Lösungen zu entwickeln und gesellschaftliche Ziele zu erreichen. Dieser Umbau der Spielregeln wird auch die Bewertung der besten Spielzüge neu sortieren. Genau das ist ja die Aufgabe politischer Rahmenbedingungen. Damit sind Macht- und Interessensverhältnisse betroffen, also die Frage, wessen Bedarf wie stark in den Wertschöpfungsketten berücksichtigt wird. Deshalb ist es auch so wichtig, nicht in das allgemeine Bürokratie- und Staatsbashing einzusteigen, sondern genau hinzugucken.

			Genau das habe ich getan und mich als Allererstes wirklich gewundert, warum sogar der Staat selbst die Wirkungen seiner Initiativen und Gesetze so schlecht verkauft. Zum Beispiel mit seiner offiziellen Methode zur Berechnung des sogenannten »Erfüllungsaufwandes«. Diese Methode legt das Statistische Bundesamt (Destatis) den Ministerien verbindlich vor. Sie dient dazu, die Belastung zu bewerten, die neue Gesetzgebungen für Betroffene bedeuten. Konkret berechnet sie, welche Kosten für drei Gruppen entstehen, die ihr Verhalten mit Inkrafttreten der neuen Vorgaben verändern müssen: Verwaltung, Bürger:innen und Wirtschaft. Müssen Behörden oder Unternehmen zum Beispiel Personal einstellen, um vom Gesetzgeber geforderte Formulare auszufüllen und Daten zu erheben, ist dies ein Erfüllungsaufwand — das diskutieren wir lautstark bei der Umsetzung des Lieferkettengesetzes und der Nachhaltigkeitsberichterstattung, auf die ich später und vor allem im nächsten Kapitel noch zurückkomme. Was mich aber wirklich wundert: Auch realweltliche Veränderungen wie das Einsetzen neuer Luftfilter in Fabriken infolge von Umweltschutzvorschriften gelten als Erfüllungsaufwand. Oder wenn Bürger:innen sich Zeit für einen Amtstermin nehmen, wird der jeweilige Aufwand in Zeit und Geld geschätzt, woraus ein Belastungswert in Euro errechnet wird.70

			Schon wild, oder? Es sollen weniger Menschen durch Atemwegserkrankungen sterben — schließlich steht Luftverschmutzung in der europäischen Statistik für verfrühtes Ableben ganz oben71 — und der Staat soll sich dafür rechtfertigen, dass dieser »Bürokratieaufwand« den Unternehmen Kosten bereitet. Die eigentliche Frage müsste ja lauten, warum es erst eine Verordnung brauchte, damit sich der Schutz der Allgemeinheit vor den Nebenwirkungen eines Geschäftsmodells normalisiert hat. Und wie viele Unternehmer:innen sich befreit gefühlt haben, diese qualitativen Verbesserungen endlich auch den Investor:innen gegenüber rechtfertigen zu können: Es ist schlicht Pflicht.

			Und wissen Sie, welche Maßnahmen im Erfüllungsaufwand in den letzten zehn Jahren so richtig ins Gewicht gefallen sind? Für die Verwaltung ist es das Ganztagsförderungsgesetz von 2021 und für die Wirtschaft die Erhöhung des Mindestlohns in 2022. Das Gebäudeenergiegesetz von 2023 wiederum führt bei allen drei »Normadressaten« — Verwaltung, Wirtschaft und Bürger:innen — zu einem rasant anspringenden Erfüllungsaufwand. So steht es im Bericht des Normenkontrollrates, der offiziell den Auftrag der Regierung hat, die Effekte zusammenzutragen, die die Bürokratie pro Jahr auf besagte Normadressaten hat, und den ersichtlichen Trend als positiv oder negativ zu bewerten.72 Der Clou: Positiv kann der Trend per Definition nur dann sein, wenn es immer weniger Aufwand gibt. Eine derartige reine Effizienzperspektive ist in Umbauzeiten allerdings kein ausreichender Kompass. Denn der Kompass für Andersmachen braucht eine weitere Perspektive, nämlich die darauf, was durch Veränderung dazugewonnen wird.

			Bei der Bürokratiebewertung wäre das für mich ein balancierender Blick auf den Erfüllungsertrag, also auf das, was die Gesellschaft durch die neuen Regulierungen dazugewinnt. Beispiel Mindestlohn:Diesen bekommen viele Menschen ja eins zu eins durchgereicht — aber bei der Adressatengruppe »Bürger:innen« steht in den Berichten: nichts. Außerdem führen Lohnsteigerungen zu Kaufkraft, und die ist gerade in einer Zeit rasant steigender Mieten wichtig, wenn die Nachfrage nach anderen Gütern stabil bleiben soll. Sonst bekommen die Unternehmen ein Absatzproblem. Indirekt fällt hier also auch ein Erfüllungsertrag für die Wirtschaft selbst an. Keine Silbe dazu.

			Beispiel Ganztagsförderungsgesetz, das die Verwaltung mit mehreren Milliarden belastet — aber wieder kein Plus bei »Bürger:innen« und »Wirtschaft«. Flächendeckende Kinderbetreuung bis zum Nachmittag erlaubt aber insbesondere Frauen, über mehr Arbeitsstunden nachzudenken und damit ihre finanzielle Sicherheit wie Unabhängigkeit auszubauen. Sie führt zu mehr Chancengerechtigkeit in der frühkindlichen Bildung und hat bei guter Qualität definitiv positive Effekte auf das Humankapital und die verfügbare Arbeitskraft in einer Gesellschaft. Kommt in der Bilanzierung unserer Bürokratie nicht vor.

			Und das Gebäudeenergiegesetz? 40 Prozent des co2-Ausstoßes in Deutschland entstehen im Wärmemarkt, also bei der Bereitstellung von Heizkraft oder Hitze, je nachdem, welche Temperaturen gewünscht sind. Für die Prozesswärme der Industrie, also für die Hochöfen und Schmelztiegel und andere glutgleiche Temperaturbedürfnisse, feilen wir am Wasserstoff, aber über ein Viertel (28 Prozent) des deutschen Gesamtenergieverbrauchs entfallen auf die Raumwärme, schlicht darauf, dass wir unsere Gebäude auf eine Temperatur pegeln, die nicht der Außentemperatur entspricht, ob nun heizen oder kühlen.73 Und im Gegensatz zum Stromsektor hängt der Anteil von erneuerbaren Energien im Wärmebereich noch bei 16 Prozent, deshalb gibt es auch schon länger Vorschläge für eine Wärmewende. Zugespitzt gefragt: Könnte dann also bei Erfüllungserträgen vermerkt werden, dass die Kosten des Klimawandels über die nächsten 25 Jahre auf etwa 19 Prozent des globalen bip geschätzt werden und damit um ein Sechsfaches höher liegen als die Kosten der schnellen Dekarbonisierung?74

			Will die Weltgemeinschaft also weitere Kostensteigerungen verhindern, tut sie sich einen großen Gefallen, wenn Heizungen schnell von fossilen Energieträgern wie Gas unabhängig werden und Energie eingespart wird. Ganz zu schweigen von den Sicherheitserträgen, die eine Unabhängigkeit von Gaslieferungen aus autokratischen Staaten wie Russland mit sich bringt. Und was in der ganzen Debatte auch zu kurz kommt: Es werden ja parallel zahlreiche Subventions- und Förderprogramme entwickelt, die bei der Aufwandserfüllung helfen. Aber auch darauf finden wir keinerlei Verweis in den Berichten zum Bürokratieaufwand. Kein Plus. Nichts Mutmachendes. Alles Zumutungen.

			Auch in den Medien sehen wir dann allein die hohen Eurobeträge des Aufwandes zitiert, kein Kontext, kein Verweis darauf, welche bisher normalen Schäden und Kosten dadurch reduziert werden. Halbierte Bilanzierung.

			Ganz abgesehen davon hat Bürokratie noch ein Wirkversprechen, das sich nur sehr schwer ökonomisch greifen lässt. Um die Verteilung von Kosten und Nutzen, von Freiheiten und Verantwortungen in der gesellschaftlichen Kooperation möglichst effektiv zu gestalten, hat Bürokratie nämlich eine eigene institutionelle Aufgabe: Sie stärkt die Wahrscheinlichkeit, dass Regulierung auch akzeptiert wird und damit die Kontrollnotwendigkeiten überschaubar bleiben. Denn, so wird in der Bürokratieforschung stark gemacht, sie bietet einer Demokratie gewissen Schutz gegen Willkür und Partikularinteressen: In ihrer Rolle als Verwaltung75 ist sie bewusst ein anders organisierter Teil des Staates als die wechselnden Regierungsvertreter:innen der Parteien. Als Regelwächterin hat sie verstetigende Wirkung und sorgt so für Verbindlichkeit und Unabhängigkeit. Genau das ermöglicht es ihr auch, neue Märkte zu schaffen und Investitionsmuster wie Technologieentwicklungen in eine neue Richtung zu lenken.

			Besonders schön zu beobachten war das im Herbst 2024, als Vertreter der liberalen Regierungspartei fdp — die Koalition war noch nicht zerbrochen — von »irrsinniger Bürokratie« aus Brüssel sprachen, weil dort Strafzahlungen für wenig innovative Automobilhersteller drohen. Und zwar, nachdem 2019 eine Flottenregulierung für geringere co2-Emissionen bei Personenkraftwagen verabschiedet worden war, um die Dekarbonisierung des Verkehrssektors voranzutreiben.76 Dabei war die Flottenregulierung nach dem Vorbild der usa erst eingeführt worden, »nachdem eine Selbstverpflichtung der Autohersteller zur Minderung der co2-Emissionen Mitte der Nullerjahre gescheitert war«,77wie es in der Begründung des Gesetzes aus der Verwaltung heißt. Die Verordnung hatte lange Übergangsjahre beinhaltet, damit sich Unternehmen technologieoffen in Richtung Emissionsziele entwickeln können: Mehr kleine Elektrofahrzeuge zum Beispiel sind sehr gute Kompensationen für schwere Verbrenner, denn es zählt eben die Flotte, nicht jedes Modell einzeln. Scheitern nun einige Marktteilnehmer daran, die Ziele zu erreichen und drohen ihnen dafür Strafzahlungen, werden aus klaren Marktbedingungen auf einmal »Bürokratiemonster«. Würde die Regierung diese Flotten-Spielregeln wieder aufweichen, so wie es die fdp im Herbst 2024 forderte, dann hätten die weniger erfolgreichen Autobauer — allen voran vw — zwar ein Problem weniger. Die Hersteller allerdings, die sich auf die Verbindlichkeit der Regeln verlassen haben und die Ziele durchaus erreichen, hätten ein richtig großes Problem mehr — so wie beispielsweise Ford in einem Brief ans Kanzleramt erklärt hat. Wer ist in diesem Fall auf der Seite des fairen Marktdesigns, die Bürokrat:innen oder die gewählten Interessensvertreter:innen der fdp? Denn auch im Bereich »zukunftsfähige Mobilität« waren die Marktsignale nicht problemadäquat und erst die politische Grenzziehung erlaubte es, höhere Investitionen für Technologiesprünge zu rechtfertigen.

			Und da ich den Einwand schon höre: Ja, co2-Preise sind das wichtigste Instrument für schnellen und breit wirkenden Klimaschutz — aber wollten wir die zügige Abkehr von emissionsintensiven Autos allein über die co2-Preise und Kosten-Nutzen-Rechnungen der Fahrer:innen bewirken, müssten die Preise so schnell steigen, dass wir zu Hause bald alle frieren würden, weil niemand mehr die in die Höhe schnellenden Heizkosten stemmen könnte. Die co2-Bepreisung ist ja nicht auf Treibstoff für Autos beschränkt, sondern wirkt in allen Sektoren gleich. Auch würde vw dann immer noch eine weniger attraktive, weil teurere Flotte im Markt haben. Interessanterweise erschien der gleichen marktliberalen fdp ein hoher Spritpreis auch zwei Jahre zuvor noch so wenig zumutbar, dass sie in der Energiekrise 2022 als Erstes einen Tankrabatt einführte, also das Autofahren als einzige Alltagstätigkeit mit Milliarden an Steuergeldern verbilligte. Ein Impuls in Richtung Anderstage mit Fahrgemeinschaften oder Fahrradfahrten ist damit unterdrückt, das vermeintliche Recht auf subventioniertes Autofahren zementiert worden. Ein nutzungsungebundenes Energiegeld zum Ausgleich der höheren Energiepreise hätte hingegen auch den Personen ohne Auto geholfen und bei allen Bürger:innen mehr Freiheiten eröffnet, ihre Konsumentscheidungen anzupassen. Hingegen war es dem von der fdp geführten Finanzministerium bis zum Koalitionsbruch im November 2024 nicht möglich, den versprochenen Bürokratieumbau vorzunehmen, der einen solchen Auszahlmechanismus verlässlich bereitgestellt hätte — allen Studien zur dann verbesserten Akzeptanz von Klimapolitik zum Trotz.78

			Dafür steht das Finanzministerium 2024 ganz oben beim Bürokratieabbau, keine neuen Erfüllungskosten. Viele dieser Veränderungen waren aber auch mehr als überfällig, das zeigt ein Blick in die von der Bundesregierung veranlasste »Verbändeabfrage«79: In den 442 von den verschiedensten Verbänden eingebrachten Vorschlägen sehen wir viele Hinweise auf administrative Vorgänge, die uns alle beim Bürgeramt schon mal Nerven gekostet haben: zig Formulare mit sehr ähnlichen, aber eben nicht genau den gleichen Inhalten; keine geteilten Datenbanken und zerfledderte Zuständigkeiten; Schriftform statt Textform — also Papier statt digital — und lange Wartezeiten. All das geht besser, Stichwort Modernisierung mit digitaler Unterstützung. Und natürlich wird dieser Apparat dann auch ökonomisch betrachtet günstiger bei gleichem Ergebnis: astreine Effizienzgewinne und unbedingt gesteigerte Sinnerfahrung, wahrscheinlich aufseiten aller Beteiligten.

			Wie wir das aber bitte auch mit ein paar sinnvollen Umbauten verbinden könnten, hat zuletzt noch einmal die Initiative »Innovationsagenda 2030« des Startup-Verbandes mit vielen Partner:innen aufgezeigt. Hier finden wir sehr konkrete Vorschläge, übersichtlich sortiert in fünf Punkte: 1. (digitale) Infrastruktur, 2. Verwaltungsdigitalisierung & Bürokratieabbau, 3. Update unserer Verwaltungskultur, 4. Modernisierung öffentlicher Vergabeverfahren und 5. neue Wettbewerbsregeln für bestehende und zukünftige Märkte.80 Die letzten drei Punkte halte ich besonders wichtig für unsere heutige Zeit, da sie die 4Future-Perspektive beschreiben, die eine stilvolle Regulierung in allen Sektoren anleiten sollte: eine Förderpraxis, die auf echte Veränderungen abzielt, die gleichzeitig Fehler als Teil des Lernprozesses akzeptiert und die dabei dafür offen bleibt, auf welchem Weg Probleme gelöst werden — solange die Ergebnisse ernsthaft geprüft und bewertet, also evaluiert werden. Flottenwerte, ich hör dir trapsen. Dazu gehört zudem ein effektives Beteiligungsmanagement, auch »Gemeinsames Wirken« oder Collective Impact genannt, das nicht nur das gezielte Zusammenwirken verschiedener Akteure organisiert, sondern auch die Vorteile herausstreicht, die eben erst durch diese Kooperation für alle Beteiligten entstehen.81

			Ähnliche Vorschläge hatten wir mit einer Allianz von gut zwanzig Personen aus Wissenschaft, Verwaltung und Beratung vor der Bundestagswahl 2021 eingebracht, auch hier hatte der Fokus auf der Effektivität der Verwaltung als Institution und nicht nur der ökonomischen Effizienz einzelner Gesetze gelegen.82 Ein Kulturwandel sowie die Kooperation mit der Praxis über Verbandsbefragungen hinaus, Transparenz und klare Kommunikation der übergeordneten Ziele ermöglichen es erst, Ressourcen bestmöglich zu bündeln und aus der Berichtspflicht in die Erfolgsvermeldung zu schalten. Die Haushaltsdebatten 2024 hingegen haben in schlimmster Form verdeutlicht, was passiert, wenn das Lösungsorientierte aus dem demokratischen Regierungsverständnis verschwindet, jedes Ressort nur um die eigenen Ressourcen feilscht und ein Finanzminister seinen Regierungsauftrag als Parteipolitik missversteht.

			Ein ständiges entweder undurchdachtes oder strategisches Motzen über Bürokratiemonster hilft uns aus dieser Situation nicht heraus, sondern schürt den allgemeinen Missmut gegenüber »dem Staat«.Dieser Weg, so können wir in den usa gut beobachten, eignet sich nicht für einen effektiven demokratischen Weg der gesamtgesellschaftlichen Erneuerung, wohl aber für den Aufstieg des Populismus, sei er nun rechts oder links orientiert. Und der ist laut dem Institut für Weltwirtschaft Kiel (IfW Kiel) »wiederum schlecht für Wachstum und Wohlstand, wie zahlreiche Studien belegen. Regierende werden weniger kontrolliert, es kommt verstärkt zu Vetternwirtschaft und Korruption«. Die Wissenschafler:innen beziffern die wirtschaftlichen Folgen mit einer Größenordnung von einem um 10 Prozent geringeren bip nach den ersten 15 Jahren einer populistischen Regierung.83

			Einen motivierenden Blick der Wirtschaftswissenschaften auf stilvolles Regulieren bieten auch andere: Die Gewinner des Nobelpreises der Wirtschaftswissenschaften 2024 zeigen in ihrer ausgezeichneten Arbeit, warum Demokratien besser darin sind, Wohlstand aufzubauen und fortzuentwickeln, wenn ihre Institutionen gut funktionieren, was wiederum das Vertrauen in eine ausreichende Gemeinwohlorientierung der Entscheidungsträger:innen voraussetzt.»True, genuine, inclusive democracy matters, very clearly — ohne Zweifel, wahre, echte und integrative Demokratie ist von Bedeutung«, wird der Preisträger Simon Johnsony zitiert, während sein Kollege Daron Acemoğlu auf die Rolle von Verständigung, Kompromiss, Konsens und insbesondere Kommunikation verweist. Deren Qualität würde durch die verkürzten und auf Social Media inzwischen wenig verständigungsorientierten Debatten leiden.84

			Da sollten wir im Haus Deutschland wirklich besser hingucken und die Stimmung heben. Hilfreich hierbei ist die Perspektive des Soziologen Max Weber, der über die Grundlagen der Machtlegitimierung nachdachte und schließlich drei Konzepte der Rechtfertigung unterschied: Erbfolge, Charisma oder Kompetenz. Institutionell gedacht haben liberale Demokratien sich offiziell von erster Form der Machtausübung verabschiedet und das Charisma auf der Seite derjenigen geparkt, die viele Wähler:innen begeistern sollen. Idealerweise haben diese natürlich auch ein wenig Ahnung von der Materie, aber die geballte Kompetenz sitzt eben an den Orten, wo die Personen sich auch dauerhaft mit den Themen auseinandersetzen. Bürokratie soll also ganz explizit eine sogenannte Regelherrschaft sein, die sich durch Kompetenz in der Sache legitimiert. Ich kann auch nur allen empfehlen, mal Gesetzestexte zu lesen und nicht nur die aufgeregten Schlagzeilen dazu. Im Fall des Heizungsgesetzes haben wir beispielsweise über Vorschläge diskutiert, die es so nie gab. Und die Medienberichterstattung entblätterte eine beachtliche Spannbreite, auf der die Nähe zu Fakten im äußeren rechten Spektrum und bei der Bild Zeitung rasant abnahm, wie eine Studie des Think Tanks Progressives Zentrum nachgezeichnet hat.85

			Gerade also, weil Bürokratie den expliziten Auftrag hat, alle gleich zu behandeln, kann sie als vertrauensbildende Instanz wirken: Eine Bevorzugung und Benachteiligung Einzelner ist so nicht vorgesehen. Und nur, wenn die Verwaltung als unparteiisch wahrgenommen wird, steigt die Chance deutlich, dass die Menschen ihr Verhalten mit einer gewissen Freiwilligkeit an den Vorgaben orientieren: Die anderen machen ja auch mit und was sie tun, soll dem Gemeinwohl dienen, dem Sozialen in der Marktwirtschaft — das wiederum wirkt sich auch positiv auf den Collective Impact aus. Unter anderem deshalb ist Vertrauen immer eine wechselseitige Beziehung und in der Summe sehr wertvoll: Freiwillige Regelorientierung oder ein Walk the Talk bei Selbstverpflichtungen reduziert die Verwaltungskosten für Anwält:innen und Steuerfahnder:innen zum Beispiel enorm. Schlanker Staat durch ethische Selbststeuerung wäre das ideale Ergebnis.

			Vielleicht sollten wir uns in Erinnerung rufen: Als Eignerin gesellschaftlicher Probleme ist eine Regierung nun einmal dafür berufen worden, Risiken abzuwenden und Fortschritte zu ermöglichen. Führen die freiheitlichen Einzelentscheidungen einer Gesellschaft nicht zu diesem Ziel, braucht es eine stärkere Verbindlichkeit. Daher scheint mir immer Vorsicht geboten, wenn »der Staat« — in diesem Fall als Synonym für Verwaltung verstanden — so »klein« wie möglich sein soll: Er sollte so effektiv und effizient wie möglich dabei unterstützen, dass Gesellschaften die Ziele, die sie sich gesetzt haben, auch erreichen können. Das wären gute Design-Benchmarks. Wie viel Motivation und Zukunftsmut die in Ämtern und Behörden arbeitenden Menschen dabei aufbringen, voll einzuchecken und sich auf innovative Wege und in die Fehlerfreudigkeit zu begeben, hängt deshalb sehr mit der Kultur in den Verwaltungen zusammen. Ein bisschen Startup-Energie wäre da schon nicht schlecht — aber eben auch ein wertschätzenderer Umgangston in der öffentlichen Debatte, gerade von Politiker:innen, die nach der Wahl mit diesen Personen zusammenarbeiten werden.

			Und für alle Einwände, die bei jeder Forderung nach Vertrauen gleich wieder eine Hörigkeitsmentalität unterstellen wollen, hier noch eine Negativdefinition des Soziologen Niklas Luhmann, der Vertrauen als »riskante Vorleistung zur Reduktion von sozialer Komplexität «bezeichnet,» die von Personen andernfalls nicht bewältigt werden könnte«.86 Genau diese Komplexitätsreduktion ist in arbeitsteiligen Gesellschaften auch der Booster für Fortschritt. Wir könnten sonst gar nicht in so vielen unterschiedlichen Tätigkeiten unterwegs sein, die in der Summe erst den Wohlstand ergeben, von dem wir einzeln dann wieder einen Teil genießen können. Ohne eine gesunde VerWirung wird es nichts mit dem gesamtgesellschaftlichen Fortschritt. Und deshalb ist es wichtig, immer wieder genau hinzugucken, mit welchen Narrativen wir Bewertungen vorantreiben.

			Die Weltbank zum Beispiel hat drei typische Erfolgsmerkmale für Vertrauen in Regierungen herausgearbeitet:bemerkbare Vorteile für das eigene Leben, ein geringes Ausmaß an Korruption und nicht zu hoch werdende (Einkommens-)Ungleichheit.87 Dabei spielt die wahrgenommene Ungleichheit eine große Rolle, weil hier der Stress entsteht, dass »die anderen« sich absetzen könnten und damit die eigene ökonomische Sicherheit als wacklig empfunden wird. Auch hier sehen wir also die Mechanismen der sozialen Realitäten am Werk, die nicht selten zu pluralistischer Ignoranz führen. Eindrucksvoll fand ich das auch im sogenannten Gleichwertigkeitsbericht des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz dokumentiert.88 Für diesen wurden 2024 statt durchschnittlicher ökonomischer Kennzahlen zum ersten Mal im großen Umfang realweltliche Daten über die Entwicklung von Lebensbedingungen in Deutschland und die Effekte der öffentlichen Förderprogramme erhoben und mit einigem Aufwand auch Bürger:innen direkt nach ihren subjektiven Wahrnehmungen befragt.

			Im Großen und Ganzen stand am Ende eine gute Nachricht: Egal, ob in Ost oder West oder in anderen Himmelsrichtungen: Die Menschen sind mit ihrem Lebensstandard »eher« oder sogar »sehr« zufrieden.89Allein bei der Frage »Lebt es sich in der Region alles in allem besser, schlechter oder genauso gut wie in anderen Regionen?« ändert sich das Bild: Der Süden sieht sich privilegiert, während Ostdeutschland »die anderen« als relativ besser versorgt annimmt.90

			Und mal ehrlich: Hätten Sie bei all der medialen Debatte zum Beispiel gedacht, dass ländliche Regionen in Ostdeutschland ein stärkeres bip-Wachstum aufweisen als Deutschland insgesamt? Oder dass der Gender-Pay-Gap in westlichen Bundesländern viel ausgeprägter ist als in den östlichen? Natürlich zeigt auch dieser Bericht zum Teil große regionale Unterschiede auf, aber nicht primär entlang der noch immer vielbemühten Ost-West-Demarkation, auch die einfache Stadt-Land-Gegenüberstellung lässt sich nicht verallgemeinern.

			Womit wir wieder bei dem Punkt mit der Sorgfalt in der Kommunikation angekommen sind: Die Weltbank weist darauf hin, dass neben der Erhebung und Bereitstellung von aussagekräftigen Daten auch gute Informationsprozesse und die direkte Interaktion mit der Gesellschaft das Vertrauen stärken.91

			Dafür würde es sich zum Beispiel lohnen, die vielen verstreuten Informationen zu gesellschaftlichen Zielen, Maßnahmen, Evaluationen und Weiterentwicklungen in einer Zentrale zu bündeln. Aktuell finden Sie Deutschlands Nachhaltigkeitsstrategie irgendwo beim Kanzleramt und die Liste aktueller Gesetzesvorhaben einer Regierung beim sogenannten Regierungsmonitor des Bundespresseamts — aber ohne jeglichen Verweis darauf, ob die Schwerpunkte dort etwas mit denen der Nachhaltigkeitsstrategie zu tun haben. Werden die Gesetzesvorhaben mit »abgeschlossen« markiert, bleibt unklar, wo weitere Berichte über ihre Wirkung landen, was ja erst zu positiven Erzählungen führen kann. Das Design der Wirkungsberichte umfasst übrigens (laut Arbeitshilfen des Kanzleramtes) sehr viel mehr als nur den Erfüllungsaufwand, der dann in den Medien zitiert wird. Vielmehr erfragen sie, ob gesellschaftliche Ziele erreicht wurden — Effektivität — und werten aus, ob das noch besser ginge — Effizienz. Hier hätten die Rückmeldungen des Normenkontrollrats einen wunderbaren Platz.92 Der Bundesrechnungshof wiederum kontrolliert die Wirkung der öffentlichen Finanzen und hat bereits selbst angemahnt, dass die Haushaltsverhandlungen doch Bezug auf die übergeordneten Nachhaltigkeitsziele nehmen sollten. Hier wird auch immer wieder auf die Wirkung von längst aus der Zeit gefallenen Subventionen verwiesen. Um einen Haushalt zu entlasten, könnte beispielsweise endlich der seit Dekaden formulierte Vorsatz mit Leben gefüllt werden, umweltschädigende Subventionen abzubauen. Die beziffert das Umweltbundesamt auf 65 Milliarden Euro pro Jahr, und so einige dieser Subventionen wirken zum Beispiel direkt den Kostensignalen einer co2-Bepreisung entgegen, wenn etwa fossile Energienutzung finanziell entlastet wird.93 Der letzte Fortschrittsbericht der Nachhaltigkeitsstrategie ist wiederum viele Jahre alt — würde sich aber als Zielmarke für ein Wohlstandsmodell anbieten, auf das ein Neudesign der diversen Regulierungen, Förderprogramme und Instrumente ausgerichtet werden könnte.94 Together4Future hebt viele Synergien.

			Wie wäre es also mit einer Zentrale für politische Erfolgsvermeldung, in der all diese Stränge zusammengeführt werden? Mit möglichst zeitnahen Daten zum Collective Impact und dazu, wie sich zentrale Wohlstandstrends entwickeln? Die Wochenzeitung Die Zeit hat so etwas mit dem »Energiemonitor« begonnen, der den Zubau von erneuerbaren Energien und die Kosten pro Kilowattstunde nachzeichnet.95 Ginge das nicht auch in weiteren Bereichen, etwa den sechs »zentralen Herausforderungen« aus der Nachhaltigkeitsstrategie? So lässt sich auch eine wirkungsorientierte Staatsreform anleiten, das können die realweltlich blinden Effizienzkalkulationen nicht. In diese Richtung führen zum Beispiel die Konzepte des sogenannten missionsorientierten Regierens, wie sie auf Ebene der eu schon normalisiert sind und für das die oecd Erfolgskriterien zusammengetragen hat.96 Sie erinnern den Slogan? »Bessere Politik für bessere Leben«. Wir können also getrost davon ausgehen, dass auch ein Bürokratieumbau mit klarer Wirkung in Richtung Nachhaltigkeitsziele sehr viel Effizienz mit sich bringt, gerade weil Zuständigkeiten neu sortiert und Ressourcen neu gebündelt werden: »Missionen sollen gesellschaftlich wünschenswerte Ziele umfassen und möglichst transformativ wirken, also auf grundlegende Veränderung abzielen. Zudem sind sie oft zeitlich längerfristig angelegt, als es gängige politische Zyklen bislang vorsehen«, so heißt es im Praxisleitfaden des Fraunhofer Instituts für System- und Innovationsforschung und der Bertelsmann Stiftung. Auch die Experten:innenkommission »Forschung und Innovation« der Bundesregierung hatte das 2021 in einem Report vorgestellt.97 Wenn Sie nicht so gerne noch mehr lesen möchten, können Sie auch die nun regelmäßig in Berlin stattfindenden, international besuchten Creative Bureaucracy Festivals besuchen.98

			Vorbild in all diesen Studien ist natürlich wieder — na klar, Skandinavien. Aber auch Neuseeland, Australien und Kanada. Diese Länder sind in der vergleichenden Bürokratieforschung der Kategorie »liberaler Rechtsstaat« zugeordnet. Ihre Staatsbediensteten haben viele Freiheiten, nach guten Lösungen für Anliegen oder Herausforderungen zu suchen, sind aber gleichzeitig gut gefeit gegen Korruption. Laut den Politologen Carl Dahlström und Víctor Lapuente könnte ein Grund dafür sein, »dass das hohe Maß an Ermessensspielraum, das den Beamt:innen eingeräumt wird, nicht zu opportunistischem Verhalten führt, da sowohl Politiker:innen als auch Bürokrat:innen sich gegenseitig kontrollieren, da sie unterschiedlichen Gruppen gegenüber rechenschaftspflichtig sind: der Regierungspartei beziehungsweise den Berufskollegen der Bürokraten«.99 Kultur ist wichtig, unser Verhalten als Peer ist wichtig, Anerkennung und Verteidigung unterschiedlicher Rollen ist wichtig.

			Gerade diese Anerkennung versucht die populistische Lesart von Demokratie zu unterlaufen, laut der jede Mehrheitsmeinung auch sofort Gesetz werden sollte. Würde sie es nicht, beweise dies, dass »das System« von irgendwelchen opaken Mächten kontrolliert werde. Abgesehen davon, dass zu dem Zeitpunkt, wenn das gefordert wird, meist noch gar keine Mehrheiten vorliegen, ist die Rechtsordnung, insbesondere die Verfassung, genau das, was den kurzfristigen Mobilisierungen von Meinungen einen Konterpunkt setzt. Nicht zuletzt deshalb sind populistische Parteiführer:innen nach ihrer Wahl in der Regel bestrebt, das Mediensystem, die Gerichte und auch die Staatsbediensteten aus ihrer Funktion der politisch unabhängigen Kontrolle zu entheben oder diese Institutionen mit ihnen wohlgesonnenen Unterstützer:innen zu besetzen.100 Sehr eindrucksvoll sind in diesem Zusammenhang die konkreten Pläne von Donald Trump, die er weniger als eine Woche nach seinem Wahlsieg im November 2024 anzukündigen begann.101 Genau das ist gemeint mit dem Satz, dass nicht alle demokratisch gewählten Parteien auch demokratische Parteien sind.

			Um dieser Entwicklung nicht auch noch Vorschub zu leisten, sollten wir diesem Rechtsrahmen mit einer angemessenen Wertschätzung begegnen. Wenn alle Vorschläge einer Regierung als »Bürokratiemonster,« »Verbotskultur« oder gleich »Planwirtschaft« dargestellt werden, dann muss sich auch niemand wundern, dass immer mehr Menschen das Gefühl entwickeln, dass sie von einem »System kontrolliert« werden oder ihnen zumindest vorgeschrieben werden soll, wie sie zu leben hätten. Das mögen, wie im vorherigen Kapitel erwähnt, 70 Prozent der Deutschen nicht — umgekehrt würden aber auch genauso viele mehr machen (im erwähnten Fall für die Umwelt), wenn sie wüssten, dass andere es auch tun. Und das können eben nur verbindliche Regeln gewährleisten — weshalb das Verständnis für die Gründe ihrer Entstehung, die neuen Möglichkeitsräume und die Sinnhaftigkeit entsprechend wichtig ist. Collective Impact entsteht aus pluralistischer Relevanz, gerade in freien Gesellschaften.

			Deshalb bringen auch Labels wie »links« oder »rechts« nur Spaltung, aber kein evidenzbasiertes Ringen um Kompromisse. Wenn heute die Ungleichheit sehr hoch ist, wir also Zielwerte der sozialen Teilhabe und Chancengerechtigkeit verfehlen, dann ist eine Anpassung der politischen Instrumente, die diese Wirkung bedingen, schlicht gutes Qualitätsmanagement und besseres Design. Nicht mehr und nicht weniger.

			Für Hartgesottene, denen die Nachhaltigkeitsziele auf den ersten Blick immer noch als »weich« erscheinen, empfehle ich Berichte zu der Frage, wie Regierungen sich auf zukünftige Schocks vorbereiten können. Von denen seien nämlich so einige weitere zu erwarten. Und die Antwort ist: Resilienz. Nicht in der defensiven Verteidigung des Status quo gegen alles, was da kommen mag, wie es in unseren Breitengraden oft diskutiert wird. Sondern mit klarem Blick auf die Chancen für eine bessere Zukunft. Eine Umfrage zu den wichtigsten Prioritäten im Sinne der Resilienz unter Regierungsverantwortlichen hat zum Beispiel folgende Punkte ergeben:

			
					
					 in Technologie und Infrastruktur investieren, um Kommunikation und Ergebnisse zu verbessern;

				

					
					 klare Pläne, Strategien und Netzwerke, um auf Notfälle und Krisen schnell und effektiv reagieren zu können;

				

					
					 starke und adaptierbare Umsetzungsstrukturen, um schnell Entscheidungen treffen und effektiv führen zu können;

				

					
					 in Bildung und Fähigkeiten der Arbeitskräfte investieren;

				

					
					 Nachhaltigkeit vorantreiben und erneuerbare Energien wie Ressourcen für die Zukunft aufbauen.102

				

			

			Die weitreichendsten Pläne in diese Richtung kommen aktuell aus der eu. Der Green Deal hat zum Beispiel sieben strategische Schwerpunkte gesetzt und dahinter die Instrumente neu ausgerichtet — mit dem Ziel, ein Wohlstandsmodell für das 21.Jahrhundert anzustreben.103Hier leichtfertig für die eigene Wählerklientel ein Rückabwickeln zu versprechen oder lange vorbereitete Abstimmungen plötzlich anders zu entscheiden, hat weder dem Vertrauen in die Verbindlichkeit der Regeln geholfen, mit denen neue Märkte und Geschäftsmodelle entstehen, noch die deutsche Regierung als verlässlichen Partner geadelt. Gerade nach der Wahl von Präsident Trump in den Vereinigten Staaten ist aber die europäische Ebene wichtiger als jemals zuvor für die Sicherung des guten Lebens auf diesem Kontinent.

			Denn natürlich können nicht einfach bestimmte Ergebnisse beim Staat bestellt werden, völlig befreit von jeglichem Kontext wie amerikanischer Handels- und Sicherheitspolitik, chinesischer Industriepolitik, Kriegen in Nachbarländern oder zunehmenden Naturkatastrophen. Die Bevölkerung hat deshalb auch eine Verantwortung, sich um Verständniswissen zu bemühen, sodass Politik sich überhaupt Vertrauen erarbeiten kann. Sicher gibt es Verbesserungspotenziale für die Bereitstellung von Informationen — aber einerseits zu wollen, dass jede:r Bürger:in einzeln »abgeholt« und überzeugt werden solle und andererseits »dem Staat« Bevormundung und Belehrung vorzuwerfen, wenn dieser sich erklärt, erhöht vor allem eines: die miese Stimmung.

			Ziel dieser Taktik ist, Vertrauen in normierende Institutionen systematisch zu zerstören. Dummerweise haben sich auch große und wichtige demokratische Parteien in den letzten Jahren sehr dazu verleiten lassen, diese Taktiken anzuwenden, vermeintlich um so Wähler:innen populistischer Parteien »wiederzugewinnen«. Konservative oder Mitte-rechts-Inhalte lassen sich aber auch mit mehr Fürsorge für den Erhalt von demokratischer Regierbarkeit vertreten. Denn beim demokratischen Regieren geht es genau nicht darum, einfach nur an der Macht zu sein, koste es, was es wolle. In liberalen Demokratien geht es darum, die besten Spielregeln zu finden, mit denen wir gesellschaftliche Ziele erreichen — und sich damit die legitime Macht über politische Entscheidungen zu verdienen. Lebendige Demokratie braucht das Gefühl, dass Zukunft offen und gestaltbar bleibt und dabei professionelle Kompetenz, die Prozesse so gestaltet, dass Rechtsstaat und Rückmeldungen aus der Gesellschaft in eine gute Balance finden. Das ist die Irenik, an die

			
				Denn beim demokratischen Regieren geht es genau nicht darum, einfach nur an der Macht zu sein, koste es, was es wolle.

			

			Müller-Armack bei der Versöhnung dachte, die soziale Marktwirtschaft für ihn so attraktiv machte.

			Der Wunsch nach vertrauensstiftendem Regieren ist jedenfalls in der deutschen Bevölkerung noch vorhanden, wie die Interviews der Organisation More in Common in ihrer Studie zu gesellschaftlichem Zusammenhalt 2023 eindrucksvoll belegten. Auf die Frage »Was wünschen Sie sich persönlich für das Zusammenleben in der Gesellschaft?« haben mehr als 80 Prozent der Personen bei folgenden Punkten »eher dringend« oder »dringend« angegeben: mehr Anstrengungen der Politik, um die deutsche Gesellschaft gerechter zu machen (88 Prozent), mehr Anstrengungen aus der Wirtschaft für das Gemeinwohl (88 Prozent), mehr Information der Politik, die erklären, was gerade entschieden wird (84 Prozent). Dahinter folgten: mehr politische Maßnahmen gegen Hetze in den sozialen Medien (78 Prozent), mehr politische Beteiligungsangebote, bei denen Personen wie die Befragten über Entscheidungen mit abstimmen können (72 Prozent), sowie entschiedenere Regeldurchsetzung im Alltag durch Politik und Verwaltung (69 Prozent).104

			Dafür wäre das Demokratiefestival im Olympiastadion ein spannender Testballon gewesen. Leider kam die Corona-Pandemie dazwischen und Ende April 2020 wurde klar, dass wir im Juni sicherlich nicht 70 000 Menschen würden zusammenbringen dürfen. Die Ticketpreise wurden erstattet oder konnten an ausgewählte Projekte gespendet werden. Alle bekamen die Informationen zu den eingereichten Petitionen, und das weit verstreute Vorbereitungsteam bekam ein Oberteil mit der Aufschrift »I rented a stadium and all I got is this t-shirt« — Ich habe ein Stadion gemietet, und alles, was ich bekam, ist dieses T-Shirt. Manchmal hebt auch Humor die Stimmung.

		

		
4

			Wertvolles Bilanzieren

			




				Die Zahlen können niemals die ganze Geschichte darüber erzählen, worum sich das Leben auf der Erde dreht. Die Welt lässt sich nicht ohne Zahlen verstehen, sie lässt sich aber auch nicht durch Zahlen allein verstehen.

				Hans Rosling, Mediziner105

			

			Wer hat nicht gerne eine positive Bilanz? Sie bestätigt, symbolisiert Erfolg und macht Mut für mehr. Sie bietet die Möglichkeit, Ressourcen für zukünftige Tätigkeiten und Ziele einzuplanen. Bilanzen können Erfahrungswerte und Wissen umfassen, neue Kontakte und Fähigkeiten, ein erfolgreiches Social Start-up, materielle Güter oder Gold. Alles Kapitalformen, die eine Grundlage für zukünftige Entwicklung sind. Um sie vergleichen und messen zu können, übersetzen wir all das in Geldwerte und verbinden meist ein gutes Gefühl damit, wenn die Werte über die Zeit gesehen ansteigen.

			Die Aufwärtskurve ist das wahrscheinlich wirkmächtigste Symbol des letzten Jahrhunderts, nicht nur als Ausdruck volkswirtschaftlicher oder unternehmerischer Stärke. Geben sie mal in der Bildersuche den Begriff »Erfolg« ein, da kommt eine Treppenvariante. Das ist auch alles prima und eindrücklich eindeutig, so lange sich in den Kurven nicht ein sehr spezielles Federtier versteckt. Ursprünglich war dieses Tier ein Huhn, entdeckt hatte es 1912 der berühmte britische Philosoph, Mathematiker und Logiker Bertrand Russell. In dem 2007 sehr einflussreichen Buch »Der schwarze Schwan: Die Macht höchst unwahrscheinlicher Ereignisse« von Nassim Nicholas Talib verwandelt sich das Russellsche Huhn in einen Truthahn. Die Federtiere werden Tag für Tag von Menschen gefüttert und mit der Zeit gehen sie schlicht davon aus, dass es immer so weitergehen wird. Hand bringt Futter, alles entspannt, Häufigkeitsverdichtung wird als Naturgesetz verkannt. Dann kommt ein besonderes Datum, Thanksgiving, und die gleiche Hand dreht den Federtieren den Hals um.

			Die sogenannte Truthahn-Illusion steht für Logiker:innen und Risikoforscher:innen als Warnung dafür, dass wir niemals die Umstände unbeobachtet lassen sollten, die hinter einem Trend stehen. Schlicht davon auszugehen, dass von dort weiterhin kommt, was bisher kam, und die in die Zukunft fortzuschreiben, kann zu sehr unangenehmen Überraschungen führen. Denn wenn wir nicht sorgfältig hingucken, kann es sein, dass uns Trendbrüche wie Thanksgiving bevorstehen. Das kann natürlich Schicksal sein, wenn schlicht keine ausreichenden Informationen vorliegen oder die Betroffenen sie nicht entschlüsseln konnten — was bei den Truthähnen der Fall ist.

			Nun sind Menschen mit weiteren Fähigkeiten ausgestattet, und erfolgreiche Entwicklung hat immer damit zu tun gehabt, dass die sich in den Bilanzen aufbauenden Illusionen frühzeitig entdeckt und mit Innovationen pariert wurden. Nur wird das Bilanzieren heute von Modellen und Prognosen dominiert, die nur wenig Auskunft über die qualitativen Veränderungen der Umstände hinter bestimmten Trends geben. Die Natur, soziale Institutionen und Menschen als Kapitalformen treten in diesen Bilanzen überhaupt nur in Erscheinung, wenn sie mit Preisen kodiert sind. Diese Inwertsetzung verdrängt andere Wertzugänge, mit denen wir die Umstände sonst beurteilen würden. Schädigungen sehen wir so lange nicht, bis sie Geld kosten. Und es entsteht die zusätzliche Illusion, dass auch alle bepreisten Dinge frei untereinander austauschbar seien, ausschlaggebend sei der Gegenwert. Der Fachbegriff dafür ist Kapitalsubstituierbarkeit. Wenn Sie das in Reinform sehen wollen, dann schauen Sie sich die Visionen der Transhumanist:innen an, laut denen menschliches Bewusstsein auch in Maschinen wohnen könnte. Die ethischen Fragen, die auf Leben aufgeklebte Preisschilder mit sich bringen, möchte ich hier gar nicht erst thematisieren. Aber mir ist wichtig, zu zeigen, dass in jede vermeintlich objektive Zahlenkolonne gesamtwirtschaftlicher oder unternehmerischer Bilanzierung viele solcher Inwertsetzungen eingebaut sind und dass dieser Vorgang mehr Transparenz verdient. Nicht nur, um ein paar mehr Fachleute als Ökonom:innen in die Frage nach Risiken unseres Handelns einzubinden, sondern auch, weil eine weitere interessante Frage lautet, wer deren Bewertung legitimerweise vornehmen sollte und welche Standards dabei richtungsweisend sind. Nur so würden wir doch dem Anspruch näher kommen, dass die gewählten Bilanzierungsdesigns auch wertvolle Entwicklungen im Sinne des gesellschaftlich definierten Wohlstandsversprechens anzeigen — und nicht nur gut aussehen.

			Genau auf diese Herausforderung weist der im zweiten Kapitel erwähnte Better Life Index der oecd hin:
Wir können nicht einfach davon ausgehen, dass die Bestände von Natur-, Sozial- und Humankapital unverändert erhalten bleiben, während wir aus ihrer Nutzung Wohlstandsergebnisse gewinnen. Und im Unterschied zum Finanzkapital oder auch ökonomischem Kapital wie Maschinen und Fabriken sind diese Kapitalformen eben keine Anhäufung von einzeln bepreisbaren Backsteinen oder Papierstücken, mit denen ich das Wohlstandshaus baue, sondern lebendige Organismen in einem sich verändernden Beziehungsgefüge. Das heißt, dass ich auch nicht einfach einen Teil rausnehmen und dann den Bestandsverlust mit etwas anderem ersetzen kann, ohne dass sich das Beziehungsgefüge und damit die qualitative Entwicklung verändert. Das Wort »Bilanz« geht auf das italienische bilancia zurück, das »Waage« bedeutet, aber nicht alles, was wir auf die Waagschalen legen, kann mit der Messgröße Preis anständig gefasst werden. Auch die weitverbreitete Idee, dass ein steigender Preis einen schrumpfenden Bestand schon rechtzeitig anzeigen wird, wäre nur genau dann möglich, wenn diese Schadschöpfungen auch konsequent eingepreist sind. Der Begriff der »Externalitäten« ist genau dafür geprägt worden. Das Problem wird seit Jahrzehnten diskutiert, es passiert aber nichts. Dabei ist das Wort selbst schon eine Verschleierung: Extern sind die Effekte nur für die sich jeweils schönrechnende Instanz, realweltlich sind sie natürlich nicht einfach außen vor, sondern mittendrin, sei es in Form von steigendem co2-Ausstoß, von rasantem Verlust der Biodiversität oder von Gesundheitsschäden durch Mikroplastik. Wenn sich aber alle nur darum bemühen, dass ihre Geld-Bilanzen super aussehen und alles Schädigende daraus möglichst verschwindet, häufen sich die Illusionen. Umgekehrt lassen sich auch alternative Lösungen und die Vorteile frühzeitigen Handelns kaum verkaufen, wenn es nicht insgesamt eine verbindliche Trendwende gibt: Weitermachen wie bisher kostet eben nur vermeintlich weniger — für mich im Jetzt und Hier.

			Das Problem mit beschönigenden Bilanzen ist für Risikoforscher:innen logisch, hat aber in unseren vorherrschenden Zahlen und Erzählungen um zukünftigen Wohlstand noch viel zu wenig Beachtung gefunden. Nehmen wir noch einmal die Rolle von Narrativen ernst für das Verständniswissen und die Suche nach Handlungsmöglichkeiten: Dann läuft doch etwas fundamental falsch, wenn die einflussreichsten Bilanzen uns auf Truthahn-Niveau informieren und orientieren. Die Konjunkturforschung zum Beispiel erzählt stoisch weiter, dass möglichst hohe Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts automatisch gut seien und wichtige Voraussetzungen für immer weitere Wachstumsschübe schaffen würden. Ich weiß nicht, wie viele Millionen Seiten inzwischen damit gefüllt sein müssen, warum diese Bewertungsgröße kein Wohlstandsindikator sein kann und nicht automatisch positiven Fortschritt anzeigt. Das bip ist ein Schätzwert, der die in einem Jahr für Produkte und Dienstleistung gezahlten Preise ausweisen soll. Ein sehr guter Indikator also für den Trend »wirtschaftliche Aktivität« und als Aufwärtskurve auch für die Überzeugung, dass in Zukunft noch mehr davon stattfinden wird — aber ein blindes Instrument ob der Umstände, die dahinterliegen.

			Beispielsweise schleichen sich ziemlich viele Ausgaben in eine »positive« bip-Kurve, bei denen wir uns einig wären, dass ihr Anstieg kein gutes Gefühl machen sollte. Die unzähligen Milliarden, die in Hilfs- und Reparationsarbeiten nach Naturkatastrophen fließen, zum Beispiel, sind an wohlstandssichernden Stellen, etwa in Infrastrukturprojekten oder Bildungsmaßnahmen, nicht verfügbar. Auch steigende Mieten oder mehr Krankenhausbehandlungen wirken positiv auf das bip, einfach weil die Unternehmen mehr Geld in ihrer Bilanz ausweisen konnten. Umgekehrt kommen viele unentgeltliche Leistungen aus der Natur oder von Menschen in keiner Geldbilanz vor — alles, was nicht preislich inwertgesetzt wurde, ist unsichtbar. Wir sehen also nicht, ob die Ökosysteme in Zukunft überhaupt noch ähnliche Volumen an Ressourcen bereitstellen können oder die Verfügbarkeit des Arbeitsfaktors Mensch sich bei wachsender Carearbeit zu Hause schlicht nicht mehr steigern lassen wird. Im sogenannten Produktionspotenzial der Konjunkturprognose — also in der Schätzung, ob eine Volkswirtschaft gerade dabei ist, gemäß ihrem Potenzial zu wachsen oder nicht — wird mit nicht weiter gerechtfertigten Werten einer möglichen »Vollauslastung« kalkuliert. Den Zeitpunkt, an dem solche Trends gesamtgesellschaftlich kippen können, schlicht weil die Bestände an Böden und Biodiversität, Arbeitskraft oder finanziellem Spielraum für Wohnen und Gesundheit an ihre Grenzen stoßen, kann bip-basiertes Bilanzieren nicht fassen. Ein steigendes bip ist also nicht automatisch eine positive Fortschrittsgeschichte, sondern erst mal ein Zeichen dafür, dass noch mehr Geld als im Vergleichszeitraum davor ausgegeben wurde.

			Und das bedeutet nicht unbedingt, dass die Kaufkraft gestiegen ist, also das, was tatsächlich als Waren und Dienstleistungen damit in Anspruch genommen werden kann. Die us-Ökonomen Adrien Bilal und Diego Känzig haben zum Beispiel über die gängigen Inflationsbereinigungen hinaus den Klimaschäden-Truthahn errechnet.106 Der Bilanzierungsansatz der sozialen Kosten des Kohlenstoffs (social costs of carbon) rechnet die Effekte zusammen, die Hitzewellen, Stürme, Überschwemmungen et cetera auf zerstörte Ernten, geringere menschliche Produktivität und verringerte Investitionen für Fortschritte (durch höhere Reparaturen) haben. Die Berechnungsmethode ist heiß umkämpft. Wer die Diskussion verfolgen möchte, dem sei die kontroverse Debatte rund um das noch immer einflussreiche dice-Modell des Nobelpreisträgers William Nordhaus empfohlen. In dessen Berechnung werden die Kosten so niedrig angesetzt, dass eine ökonomisch optimale Klimaschutzpolitik auf etwa 3,5 Grad Erderwärmung ausgerichtet werden sollte. Keine einzige Berechnung von Klimawissenschaftler:innen stützt diese Zahlen107 und viele weisen darauf hin, dass die Konsequenzen von Extremwetterereignissen kaum realistisch eingeschätzt werden könnten — bei Nordhaus aber als Realitätsveränderung komplett fehlten. Das Modell tut so, als gäbe es weiter nur Durchschnittswetter.108

			Sie sehen also, wie wenig beziehungsweise gar nicht neutral ökonomische Schätzwerte sind, insbesondere bei großen und langfristigen Trends. Die Ergebnisse des us-amerikanischen Forschungsteams liegen mit knapp 1000 Euro pro Tonne co2 am oberen Spektrum der Kohlenstoffkosten-Berechnungen, gerade weil sie die Methode geändert haben: Viele andere Kostenkalkulationen basieren auf einem Bezug zu lokalen Temperaturveränderungen und kommen so auf die deutlich kleineren Ergebnisse. Bilal und Känzig haben die globalen Temperaturschocks zum Ausgang genommen, da diese eine dauerhafte und damit an vielen Orten wirkende Veränderung anzeigen. Auch haben sie berücksichtigt, dass die Auswirkungen auf ein geringeres bip sich über die Zeit anhäufen, da ein Rückgang in einem Jahr ja auch die Basis für weitere Aktivität im nächsten Jahr reduziert. Wenn sie dann die knapp 1000 Euro pro Tonne co2 auf die Kaufkraft hochrechnen, die ohne diese ganzen Verluste der produktiven Gegebenheiten zu erwarten gewesen wäre, kommen Bilal und Känzig auf einen Verlust von 29 Prozent des möglichen globalen bip in diesem Jahrhundert. Zurückgerechnet auf 1960 hätte die Welt in ihrem Modell 2019 ein um 18 Prozent höheres bip gehabt.109

			Diverse Berechnungen der bereits angefallenen Schäden in den letzten Jahren sind eindrucksvoll, eine andere im Fachmagazin Nature veröffentlichte Studie schätzt die globalen Kosten von Extremwetterereignissen zwischen 2000 und 2019 auf etwa 143 Milliarden us-Dollar pro Jahr. Das sind allein pro Stunde 16,3 Millionen us-Dollar, also 15,4 Millionen Euro.110Regrettables, also Bedauerlichkeiten, heißen sie denn auch in der Wirtschaftsforschung. Haben Sie diese Hinweise je in einer Umfrage dazu gefunden, wie es um die Handlungsbereitschaft der Menschen für den Klimaschutz steht? Ich nicht. Sie zu kennen wäre allerdings nicht unwesentlich, damit Menschen beurteilen können, ob Fragen wie »Würden Sie persönlichen Wohlstand reduzieren, um das Klima zu schützen?« heute noch sinnvoll erscheinen oder nicht. Es wäre auch sinnvoll, wenn die einflussreichen ökonomischen Modelle zur Bewertung politischer Vorschläge dem Rechnung tragen würden. Das tun sie aber weiter nicht, wie ein Brief von 200 Ökonom:innen an die Europäische Union im Februar 2024 wieder herausstrich.111

			Sie sehen also, dass gerade in der sich immer so neutral aufspielenden ökonomischen Modellrechnung so einiges an Weltsicht, Wertungen und Realitätsannahmen versteckt ist. In so einem 90-seitigen Fachartikel wie dem von Bilal und Känzig wird Ihnen zumindest erläutert, warum sie welche Annahmen treffen und wie sie diese rechtfertigen. Ist Ihnen das mal in Talkshows begegnet? Oder als Teil von garstigen Artikeln über »hysterische Klimaforscher«? Dabei könnte ein journalistischer Auftrag doch schlicht heißen: Erklären Sie uns bitte, wie Sie zu diesen Einschätzungen gekommen sind und warum Sie diese überzeugender finden als andere Positionen. Ohne Schlagworteritis und abfällige Lächelei, ohne eine Umgangsform, die der israelisch-usamerikanische Ökonom und Verhaltensforscher Daniel Kahnemann als »wütende Wissenschaft« (angry science) beschrieben hat:eine »böse Welt der Kritik, Antworten und Erwiderungen« und »ein Wettbewerb, bei dem es darum geht, zu blamieren«.112 Erkenntnisfördernder, so Kahnemann, ist da die »kontradiktorische Zusammenarbeit« (adversarial collaboration), in der jeweils unterschiedliche Standpunkte dazu genutzt werden, genau bis auf die Ebene der Grundannahmen durchzudringen und so bessere Ergebnisse zu erreichen.113

			Denn wie wollen wir sonst schnell die Truthähne finden und das Vertrauen erhalten, dass auch die Wissenschaft sich über Kompetenz legitimiert und nicht etwa durch die Verteidigung von politischen Positionen?

			Politische Positionen werden auch von einem anderen Rechenvorgang legitimiert, der ebenso unhinterfragt bleibt, wie die großen Prognosen: die Kosten-Nutzen-Rechnung. Anders als eine Bilanz analysiert sie nicht den (vermeintlichen) aktuellen Stand von Mitteln, sondern berechnet die Wirtschaftlichkeit von Entscheidungen. Damit ist sie dem Erfüllungsaufwand der Bürokratien verwandt, und auch hier braucht es mehr als Effizienzdenken, wenn damit zielorientiertes Regieren unterstützt werden soll. Denn kaum ein Ansatz kann sehr unsoziale Ergebnisse besser schönrechnen als die Kosten-Nutzen-Rechnung. Sie nutzt nämlich Marktpreise als Orientierung, um damit politische Maßnahmen, beispielsweise die Einführung einer Steuer oder Subvention, zu bewerten. Wird hier nicht genau hingeguckt, führt diese Art der Bilanzierung zu
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			Bewertungen wie der, dass es sich weniger »lohne«, die Gegenstände oder Häuser oder Wohngegenden von ärmeren Menschen vor Überschwemmungen zu schützen als die von reichen Menschen:Es geht ja nicht so viel »Wert« verloren, wenn Erstere zerstört werden. Dabei ist auch egal, dass es für vermögende Menschen unter Umständen besser zu verkraften ist, 200000 Euro zu verlieren, wenn ihr Haus beschädigt wird, als für arme Menschen ein Verlust von 20000 Euro, wenn sie keine Ersparnisse haben.114 Auch an diesem Beispiel wird deutlich, wie wichtig es ist, reale gesellschaftliche Veränderungen im Auge zu behalten und nicht nur die Preistickets.

			Genau deshalb liegt bei der aufgeklärten sozialen Marktwirtschaft der eigentliche Schwerpunkt auf dem Ergebnis für die Gesellschaft und nicht darauf, dass ein bestimmter Maßnahmenkatalog und die ökonomische Effizienz stur verteidigt werden.

			Dafür ist auch ein guter Austausch mit denjenigen sinnvoll, die sich mit den Qualitäten der Kapitalbestände besser auskennen: Biolog:innen, Psycholog:innen, Soziolog:innen, Physiker:innen, Ingenieur:innen zum Beispiel. Das hilft beim Design der Instrumente genauso wie bei einer aufklärenden Kommunikation über die vielen Mathewunder, mit denen Wirtschaftswissenschaftler:innen die reale Welt in Preiswerte übersetzen und sie erst damit in Modellen rechenbar machen. Gelingt diese Rückbindung nur unzureichend, entsteht das, was der bereits erwähnte us-amerikanische Essayist, Kulturkritiker und Landwirt Wendell Berry als »Tyrannesisch« bezeichnet hat: »In dieser degenerativen Bilanzierung hat die Sprache fast gar keine Bezeichnungskraft, weil sie bewusst dafür benutzt wird, sich auf nichts Spezielles zu beziehen. Die Aufmerksamkeit richtet sich auf Prozentanteile, Kategorien, abstrakte Funktionen. (…) Es ist keine Sprache, die den Nutzer unbedingt verpflichtet oder zum Handeln veranlasst, denn sie definiert keine persönliche Grundlage als Standpunkt oder Ausgangspunkt zum Handeln. Ihr einziger praktischer Nutzen besteht darin, durch ›Expertenmeinung‹ einen bereits begonnenen, unüberschaubaren, unpersönlichen, technologischen Prozess zu stützen (...), sie verachtet (…) den gemeinsamen Boden menschlicher Erfahrung, Erinnerung und des Verstehens, aus dem Sprache entspringt und auf dem Bedeutung geformt wird. Es ist eine tyrannische Sprache: Tyrannesisch.«115 Vielleicht wäre auch Truthahnesisch passend, denn der Effekt ist der gleiche: Die abstrakten Modelle laufen weiter und geben Anweisungen dafür, wie Natur und Menschen sich einzufügen haben, damit die Zahlen nicht ins Stottern kommen — bis die reale Welt und ihre Bewohner:innen ihnen plötzlich nicht mehr folgen können oder wollen. Das ist dann Thanksgiving.

			Es macht also sehr viel Sinn, die ökonomische Disziplin einzuladen, ihr eigenes Instrumentarium und Kommunikationsangebot dahingehend zu überprüfen, ob es dabei hilft, Vertrauen in die Versprechen einer sozialen Marktwirtschaft zurückzugewinnen. Momentan beobachten wir eine Spaltung der Zunft in holzschnittartige Lager, in angebotsorientierte versus nachfrageorientierte Ansätze sortiert, wobei erstere gerne mit Marktorientierung und zweitere mit Verteilungspolitik gleichgesetzt werden, ganz so, als ob die Angebotspolitik nicht verteilen würde. Gerne werden Personen, Institute oder Modellrechnungen von den Medien dann noch politischen Lagern oder gleich Parteien zugeordnet. Das hilft dem Vertrauen in eine unabhängige Wissenschaft nicht. Und es ist sehr auffällig, dass in keiner wissenschaftlichen Disziplin die Politisierung so ausgeprägt ist wie in der Ökonomie. Aus meiner Sicht ist das ein ziemlich guter Indikator dafür, dass ihre Vertreter:innen tunlichst damit aufhören sollten, sich als »wertfrei« oder objektiv darzustellen. Für vorausschauende Innovationen wäre es einfacher, würde diese Zunft sich dem Kahnemannschen Ideal der kontradiktorischen Annäherung hingeben.

			Denn — wir erinnern uns an den vertrauensstiftenden Wert der Bürokratie — auch bei den wissenschaftlichen Angeboten sollten Transparenz und Evidenz im Vordergrund stehen und nicht die parteipolitische Zugehörigkeit oder Nützlichkeit für Partikularinteressen.116

			Politisierte Lagerkämpfe jedenfalls sind nicht das probate Mittel bei einer besseren Verständigung oder der Suche nach Möglichkeitsräumen, mit denen sich Mehrheiten anfreunden könnten. Und wie sollen Bürger:innen Präferenzen für ihren zukünftigen Wohlstand formulieren, wenn bei der Darstellung des Weitermachens-wie-bisher keine Risiken ausgewiesen werden? Wie soll die Öffentlichkeit politische Instrumente beurteilen, wenn sie keine genaueren Informationen darüber bekommt, ob und wie sich die Umstände verändert haben, ob also das gleiche Instrument überhaupt noch die gleiche Wirkung auslösen kann? Das haben wir bei der Hammer-Nagel-Argumentation um die Inflation und ihre Bekämpfung gesehen: nicht genau hingucken, das Lehrbuch sagt schließlich, die Preise würden durch zu viel Nachfrage steigen, deshalb muss das Geld teurer werden und die Löhne dürfen nicht steigen. Die Preissteigerungen kamen aber in weiten Teilen durch externe Schocks wie die Pandemie und den russischen Angriffskrieg, weil einfach nicht mehr so viel angeboten werden konnte und die Rohstoffe sprunghaft teurer wurden. Wenn das die Ursachen für Trendbrüche sind, braucht es auch andere Antworten. Dafür brauchen wie Empirie und nicht nur Theorie.

			Zudem kann ohne die Korrektur der Bilanzen um ihre aktuelle Schadschöpfung auch nicht sichtbar werden, wie und wo sich ein Strukturwandel vielleicht kurzfristig im Portemonnaie weniger gut auswirkt, mittelfristig aber viel besser, weil die Natur sich erholt, erneuerbare Energien in der Nutzung dann fast kostenlos sind oder die Gesundheitskosten sinken und die Lebensqualität steigt. Es lohnt sich also, sorgfältig hinzugucken, dann werden auch ganz neue Handlungsoptionen sicht- und vermittelbar.

			Ökonomische Zahlen und Modelle erzählen, wie alle Narrative, Geschichten über die Welt. Damit sie uns navigieren helfen, sollten sie nicht aus der Zeit fallen, immer mehr Truthahn-Illusionen zeitigen oder schlichtweg den Vertrauensverlust weiter Teile der Bevölkerung begünstigen, weil sie von Wachstum und Vermögensaufbau reden, von denen bei einem Großteil der Bevölkerung nichts ankommt.

			Gerade scheint es zum Beispiel beliebt zu sein, mit aggressiven Überschriften gegen »linke Ungleichheitsmärchen«117 und ähnliches zu wettern und dabei auf einen stabilen Gini-Koeffizienten — ein Maß, das die Ungleichverteilung von Einkommen oder Vermögen in einer Gesellschaft darstellen soll — zu verweisen: Sorgfältiger Umgang mit den Zahlen hinter der Erzählung würde bedeuten, darauf hinzuweisen, dass in dieser Statistik Personen ohne Vermögen gar nicht vorkommen, die immerhin um die 40 Prozent der Bevölkerung ausmachen. Und die realen Vermögen des reichsten 1 Prozent der Bevölkerung sind in der Regel kaum wirklich zu erfassen, werden von allen etablierten Ungleichheitsforscher:innen also deutlich höher eingeschätzt als im Gini-Koeffizient abgebildet.118

			Wie aber wirkt das Vermögen eines Landes auf die dortige Wohlstandsentwicklung? Das anzugucken lohnt sich sehr, um zu zeigen, dass noch eine ganze Menge zukünftiger Wertschöpfung drin wäre, das bip also auch deutlich mehr realen Vermögensaufbau unter seinem Zahlenwerk versammeln könnte.

			Diese Beobachtung hat zum Beispiel das McKinsey Global Institute (mgi), ein Think Tank der gleichnamigen Unternehmensberatung, in seinem Bericht »The rise and rise of the global balance sheet: how productively are we using our wealth??« 2021 herausgearbeitet.119 Dort haben die Forscher:innen eine deutliche Trendveränderung bemerkt, die nur dann sichtbar wird, wenn die globale Bilanz der Vermögensbildung in ihre unterschiedlichen Kapitalformen unterteilt wird. Dann zeigt sich beim Blick auf das bip und das Nettovermögen, also das Privat-, Unternehmens- und Staatsvermögen (abzüglich aller Schulden und Verbindlichkeiten) eines Landes, etwas sehr Interessantes: Bis etwa ins Jahr 2000 korrelierten die Wachstumskurven des bip und des Nettovermögens stark, beschrieben also ähnliche Trends. Seit gut zwei Jahrzenten hingegen wachsen diese Kurven auseinander. Die rein finanziell bemessenen Nettovermögen, Vermögenswerte und Schulden wachsen deutlich schneller als die Wirtschaftsleistung. Wie das sein kann? Durch »Wertzuwächse« bei den bereits vorhandenen Anlagegütern, auf Klardeutsch: In diesen Fällen ist nichts Neues produziert worden, sondern die Marktpreise für Bestehendes sind angestiegen. Zwischen 2000 und 2020 gingen laut mgi über drei Viertel (ganze 77 Prozent) der Nettovermögenszuwächse auf diesen Trend zurück, während weniger als ein Drittel (nur 28 Prozent) durch Investitionen und Sparen erzielt wurden — 4 Prozent gingen durch finanziellen Wertverlust »verloren«.120

			Das bedeutet: Selbst wenn die Inflation berücksichtigt wird, geht mehr als die Hälfte dieser Geldwertveränderungen einfach nur darauf zurück, dass die Zahlungsbereitschaft für diese »Wertzuwächse« angestiegen ist. Obwohl Kredite nach der Finanzkrise 2008 zu historisch niedrigen Nullzinsen zu haben waren, blieben die Investitionen in produktive Prozesse (neue Maschinen, Produktentwicklung, Firmengründungen und ähnliches) in dieser Zeit relativ gering. Stattdessen hat das billige Zentralbankgeld zur unproduktiven Geldvermehrung beigetragen, denn: Auch der Finanzsektor hat diese Phase dazu genutzt, die eigene Geldschöpfung rasant auszuweiten und damit immer mehr Liquidität in Umlauf zu bringen.121 Die globalen Buchwerte sind damit trotz Krisen auf 510 Billionen us-Dollar angewachsen, davon wurden aber rund zwei Drittel (68 Prozent) in Immobilien gespeichert und nur ein Fünftel (gut 20 Prozent) in Vermögenswerten, die Produktivität und Wachstum vorantreiben, so wie Maschinen, Infrastruktur und geistiges Eigentum. Damit lag die Höhe des Nettovermögens in 2022 fast 50 Prozent über seinem langfristigen Durchschnitt, auch in Deutschland bedeutete das die Verdopplung in 20 Jahren, von 9,6 Billionen Euro auf über 20 Billionen Euro.122 Preiswachstum über die Inflation hinaus ist also heute eine effektive vermögensbildende Maßnahme, und dabei sind die Nutzungsgebühren in Form von Mieten oder Pacht genauso wertsteigernd wie eine endlos wachsende Zahlungsbereitschaft bei denen, die nicht mehr Bedarf, sondern Status befriedigen.

			Hier sehen wir erneut den relevanten Treiber der Mietmiseren-Spirale: Wenn Konzerne sich beiden Finanzinvestoren relativ günstig Geld besorgen können, dann können sie zum einen größere Summen auf den Tisch legen, wodurch sie die vielen und zum Teil megalomanischen Übernahmen finanzieren, wie beispielsweise die Deutsche Wohnen mit 150 000 Wohnungen durch Vonovia noch im Jahr 2021.123 Zum anderen wird dann natürlich das Mietpreispotenzial zum Renditefaktor. Denn so lange die Konzerne viele Wohnungen dazukaufen, anstatt sie in gleichem Maß auch zu verkaufen, ist die Miete eine zentrale Einnahmequelle hinter dem bilanzierten Gewinn. Aus dem Gewinn wird anteilig eine Dividende ausgeschüttet und je nach Höhe der Dividenden ist es natürlich interessant, Aktien dieses Konzerns zu halten — was wiederum den Aktienwert nach oben treibt und damit die Gesamtrendite und gute Konditionen für neue Kredite.

			Gesellschaftlich betrachtet führen solche Vermögensvermehrungsstrategien nicht dazu, dass gesellschaftliche Bedarfsprobleme produktiv gelöst werden — und vielleicht sollte der Begriff der »Investition« in diesen Fällen auch nicht mehr verwendet werden.

			Stellen Sie sich aber vor, die vielen Billionen würden stattdessen in produktive Tätigkeiten fließen, wie den Schutz des Klimas, Lösungen für den demografischen Wandel und eine erneuerte Infrastruktur. Auch damit können ja Erträge erzielt werden. In diese Richtung argumentiert auch McKinsey Global Institute: »Das rein bewertungsgetriebene Wachstum der Vermögenswerte ist ebenso wenig nachhaltig wie der fortwährende Anstieg der Verschuldung.«124

			Die Gretchenfrage bleibt dabei, wie das private Märkte anstellen wollen, wenn die Politik nicht die Spielregeln verändert. Aktuell führt die Orientierung auf Dividende und Rendite dazu, in jene Unternehmen zu investieren, die Schadschöpfungen ihrer Geschäftsmodelle besonders aggressiv auf die Gesellschaft abwälzen. So sind beim französischen Ölkonzern Total nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine und den damit verbundenen Preissprüngen bei fossilen Energieträgern alle Dekarbonisierungspläne erst mal wieder in der Schublade gelandet: Im Gesamtjahr 2023 wurden laut einer Studie der Organisation Urgewald 2,5-mal mehr in Öl und Gas und 3,4-mal mehr in Dividenden und Aktienrückkäufe — also den Rückkauf der eigenen Aktien am Markt — investiert als in ein zukünftiges integriertes Stromgeschäft.125Auch anderen Energiekonzernen geht es aktuell so: »Ein Teil der Investoren goutiert es nicht, wenn sich die Konzerne in Richtung Nachhaltigkeit entwickeln«, wird der Analyst Achim Wittmann dazu im Handelsblatt zitiert. Denn dafür müssten die Konzerne erst einmal stark investieren, bevor sie ähnliche Profite aus anderen Geschäftsfeldern generieren könnten. Geschäftsfelder mit hohen Renditen »zu schnell aufzugeben« sei deshalb nicht im Sinne der Anleger.126Die wenig investive Praxis der Aktienrückkäufe findet sich bei allen großen Konzernen, da diese den Wert der verbleibenden Aktien steigern — und der wiederum ihre Attraktivität signalisiert. Auch die weit verbreitete Praxis der Steuerumgehung, gerade bei den hochdotierten Technologiekonzernen, begünstigt natürlich die eigene Bilanz und Manager:innen erhalten auf Grundlage dieser Wertgrößen ihre Boni. All das begünstigt die kurzfristige Geldvermehrung vor der langfristigen realen Wertschöpfung; nachweislich schadschöpfende Geschäftsmodelle werden finanziell auch noch geadelt. Richtig haarig wird es, wenn aktienbasierte Rentenabsicherungen einem Renditedruck unterliegen, den durch die aktuell gängigen Bilanzierungen besonders die Konzerne bedienen können, deren Wirtschaftspraxis das stabile Klima oder andere Ökosysteme zerstört und damit die zukünftige Kaufkraft ihrer Einleger schmälert.

			Ohne dass wir die ökonomische Bilanzierung von Truthahn-Illusionen befreien, verlangsamen diese vermeintlich positiven Zahlenwerke also das politische Handeln: Wenn es so aussieht, also hätten wir gar kein riesiges Problem, stärkt das die Behauptungen, die Dinge könnten so weiterlaufen wie bisher, und schwächt den Rückhalt der Bevölkerung für einen 4Future-Umbau der wirtschaftlichen Spielregeln. Diese wohlstandsvernichtende Hemmspirale hat auch das aus 141 Zentralbanken und Finanzaufsichtspersonen bestehende Network for Greening the Financial System (ngfs) herausgestellt: »Der mangelnde Ehrgeiz der Politik führt zu einem Teufelskreis: Steigende Kosten der Klimaschutzmaßnahmen erschweren deren Umsetzung, was zu weiteren unverminderten Emissionen und Klimaschäden führt und somit ehrgeizigere künftige Maßnahmen erforderlich macht. Dadurch werden die wirtschaftlichen Verluste infolge der Klimaerwärmung weiter erhöht.«127

			All das sind nur ausgewählte Beispiele für Truthahn-Bilanzen. Es gibt heute zwei typische Illusionsmuster, die sich quer zu allen Bereichen finden: Erstens werden die sozialen und ökologischen Kosten des Nichthandelns genauso wenig sichtbar wie der Nutzen des Handelns. Und zweitens werden die langfristigen wirtschaftlichen Erträge von kurzfristigen Gewinnkalkulationen übertrumpft.

			Solange wir also nicht besser zählen und erzählen, bleibt es eine steile These, dass allein durch Steuersenkungen für Unternehmen oder reiche Personen auf einmal die Investitionen in zukunftsorientiertes Wirtschaften freigesetzt werden — oder überhaupt freigesetzt werden können. Der Trickle-Down-Effekt — also die Annahme, dass der Wohlstand der Reicheren schon irgendwann bei den Ärmeren ankäme, weil diese dann mehr investierten — steht zwar als neoklassische Theorie in den Lehrbüchern, ist jedoch seit Jahrzehnten durch realweltliche Entwicklungen wenig bestätigt worden.128

			Relativ zum bip gehen auch die Unternehmensinvestitionen in Deutschland seit den 1990er-Jahren zurück und hatten nur ein kurzes Zwischenhoch in 2008.129 Wir erinnern uns: Gerade nach 2008 war das Finanzkapital so günstig zu haben, dass es fast wie Steuersenkungen gewirkt haben müsste — wenn denn die anderen Kriterien erfüllt gewesen wären, die zum Beispiel die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) laut ihrer Studie »Warum Unternehmen nicht investieren« bei mittelständischen Unternehmen für besonders relevant hält. Ganz oben stehen sichere wirtschaftspolitische und regulatorische Rahmenbedingungen, da insbesondere diese die Geschäftserwartungen prägen.130 Sprich: Kommen nun zum Beispiel die verbindlichen co2-Preise oder Flottenwerte, die das Umsteuern zukünftig rentabel machen? Derlei Sicherheiten sind natürlich auch für Aktienkonzerne relevant. Zusätzlich ist die Nachfrage wichtig, damit die Rechnung aufgeht: Wollen oder können weite Teile der Menschen nicht mehr kaufen, hinkt also die Binnennachfrage, wie die Konjunkturprognosen heute deklarieren,131 dann werden auch gesenkte Unternehmenssteuern kein Wunder bewirken — zumindest keines für die Gesellschaft.

			So wurde zum Beispiel bei großen Familienunternehmen seit den 2000er-Jahren mehr Geld im Unternehmen behalten. Im Vergleich zu den Konzernen, deren Aktien im Streubesitz sind, finden sich dort geringere Dividenden und geringere Lohnquoten, diese wurden also im Vergleich weniger stark erhöht. Bleibt mehr Bruttoersparnis im Unternehmen, kann das natürlich entweder für langfristige Investitionen verwendet werden, sodass die kurzfristigen Gewinnerwartungen von Aktionären eingehegt werden können. Das wird immer wieder als ein struktureller Vorteil von Familienunternehmen gesehen. Umgekehrt kann aber auch das Interesse überwiegen, das im Unternehmen gebundene Vermögen der Besitzer:innen zu erhöhen — was zu besonders risikoaversen Strategien führt.132

			Diesen Punkt macht auch die Studie der KfW stark: Personen, die das Unternehmen führen, haben sehr viel Einfluss auf Investitionsentscheidungen und mit zunehmendem Alter oder in Zeiten, in denen die Nachfolge noch ungeklärt ist, nähme die Dynamik »massiv« ab. Interessanterweise wollen auch so einige Unternehmen, gerade kleine und mittelständische, gar nicht unbedingt etwas ändern, wenn es mit dem heutigen Angebot gut läuft.133

			Quintessenz: Unternehmerische Investitionen werden dann fließen, wenn der Optimismus vorhanden ist, dass es sich auch lohnt — wenn die alten Dinge schlicht nicht mehr marktfähig bleiben und etwas Neues ansteht. Und genau deshalb wird es ohne zukunftsorientierte politische Spielregeln und eine Korrektur der veralteten Bilanzierungsweisen nicht gehen. Es werden erst dann genug Menschen einchecken, wenn auch klar wird, was wir gewinnen können — und sei es, dass damit nicht der eigene Geldbeutel noch dicker, aber das Lebensumfeld der Kinder von Risiken befreit wird. Dafür sollten wir uns klar machen, wie wichtig der Collective Impact ist: Erst wenn viele mitziehen, wächst auch das Vertrauen in die gesellschaftliche Handlungsfähigkeit wieder.

			Zum Glück gibt es gute Vorschläge, um sowohl für die öffentliche Hand als auch für Unternehmen eine bessere Sicht auf die Herausforderungen und damit zielgerichtete Wirkung von öffentlich-privater Kooperation zu ermöglichen.

			»Von Fiskalischer Fantasie zur Realität« heißt zum Beispiel ganz treffend ein Bericht des Think Tanks Official Monetary and Financial Institutions Forum (omfif) und der Unternehmensberatung Ernst & Young. Er bezieht sich auf die Staatsfinanzen, stößt aber in ein ähnliches Horn wie das McKinsey Global Institute: »Die Antwort liegt darin, nicht nur auf das Geld zu fokussieren — die Fakten zu Einnahmen, Ausgaben und Schulden —, sondern sich viel tiefer mit der Produktivität des ausgegebenen Geldes zu beschäftigen. Wie trägt es zu den angestrebten Ergebnissen bei?«134

			Und ähnlich wie bei der Frage nach effektivem Bürokratieumbau können auch hier neue Technologien helfen: Mit ihnen werden datenbasierte Evaluationen auch über die nicht-finanziellen Ergebnisse wie Umweltveränderungen oder soziale Ziele möglich, künstliche Intelligenz kann für vorausschauende Modellierungen genauso genutzt werden wie für zeitnahe Datenerhebungen zu realen Veränderungen. Denn wenn schnell Ergebnisse sichtbar werden, steigt auch der Optimismus, dass mit diesem Weg wohlanständig gewirtschaftet werden kann. Umgekehrt können dann auch die öffentlichen Gelder noch effizienter und zielgerichteter eingesetzt werden, um in Kombination mit privaten Mitteln die nötigen Summen zu heben. Es lohnt sich aber auch, Fehler oder Betrug schneller zu entdecken und so nachsteuern zu können oder die Spreu vom Weizen zu trennen.135 Denn so wie es bei »der Politik« immer Individuen mit unterschiedlichen Ambitionen gibt, gibt es das in der Wirtschaft auch. Zu guter Letzt steht auch in diesem Bericht, dass neben der systematischen Berücksichtigung der sozialen und ökologischen Effekte auch die langfristigen Kosten und Vorteile des Handelns oder Nicht-Handelns für gute Entscheidungen auf den Tisch gehören. Kurzfristigkeiten durch jahresscharfes Haushalten und damit verbundenes politisches Taktieren könnten so ausgeglichen werden, im Idealfall führe es in Richtung eines whole of government approach, also einem ressortübergreifenden Ansatz, in dem die Mittel integriert Wirkung entfalten.136 Als Beispiel für ein wertvolles Bilanzieren in diesem Sinne nennen omfif und Ernst & Young die Entwicklungen im »Next Generation eu«-Projekt, dem über 800 Milliarden Euro schweren Fördertopf der Europäischen Union, mit dem nach der Corona-Krise neue Investitionen für eine dekarbonisierte und resiliente Wirtschaftsweise unterstützt werden.137

			Auch wenn hier noch nicht alles perfekt ist und der Europäische Rechnungshof die sehr unterschiedliche Qualität der Berichte der Mitgliedsländer noch kritisiert138: Letztere sind zum ersten Mal angehalten, die ökologische und soziale Wirkung in der Mittelverwendung darzulegen. Wie wäre es also, wenn auch hier der Spirit eines fürsorglichen Designs die schlechte Stimmung bei Anfangsproblemen überflügeln könnte? Design gilt als dauerhafter Lernprozess in Richtung einer wünschenswerten Zukunft. In die werden wir uns hineinexperimentieren, und je besser die Evaluationen und Inspirationen zwischen den diversen Strategien, umso besser.

			Genau das könnte auch für die neuen Reportingregeln der eu für Unternehmen gelten, bei denen es darum geht, die Aktivitäten von Unternehmen für ihren besseren sozialen und ökologischen Fußabdruck sicht- und vergleichbar zu machen: Nachhaltigkeitsdaten, so der deutsche Nachhaltigkeitsrat, sollen genauso belastbar werden wie Finanzdaten.139 Die Direktive, die das Ganze regeln soll, die sogenannte Corporate Sustainability Reporting Directive (csrd), zielt darauf ab, dass mehr Transparenz darüber entsteht, wie hoch der Verbrauch an begrenzten Rohstoffen in Unternehmen ist, wie die Arbeitsstandards gehandhabt werden, wie stark die Effekte der Geschäftspraxis auf Klimawandel und Biodiversitätsverlust sind, aber auch, wie sehr die Geschäftsmodelle selbst von diesen bedauerlichen Entwicklungen betroffen sind.140 Für den Wohlstand in Deutschland und Europa bedeutet das einen ernsthaften Schritt in die Bearbeitung lange beschriebener Probleme, deshalb finde ich es so passend, dass die Berichtsauflagen auch als »Wesentlichkeitsanalyse« bezeichnet werden. Denn die Summe der Umwelt- und Gesundheitsschäden, die »derzeit als externe Kosten auf die Allgemeinheit überwälzt werden«, hat ein deutsches Forschungskonsortium 2021 auf 13 bis 19 Prozent des bip geschätzt.141

			Trotzdem wird die csrd-Verordnung bisher nicht im Zukunftsspirit, sondern als Bürokratiewahnsinn diskutiert: 1,6 Milliarden Euro ist der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft, so steht es im Bericht des Normenkontrollrates für das Jahr 2024.142 Und genau diese Geschichte erzählen auch die Medien. In diesem Fall wird aber ein Einmalaufwand bilanziert — also das Ändern der bisher normalen Berichtspraxis in eine neue: Wenn die neuen Systeme der Datenerfassung und -verarbeitung erst einmal etabliert sind, wird sich der Aufwand natürlich reduzieren. Und ja, es gibt berechtigte Einwände aus der Wirtschaft, dass zu viele Dinge zu detailliert und kompliziert erfasst und verschickt werden sollen, von der europäischen Ebene bis zur lokalen. All diese Rückmeldungen in konstruktiver Form sind sehr hilfreich, um in Lernschleifen über die nächsten Jahre die Komplexität zu reduzieren, gerade für kleinere Unternehmen. Dann kann eines Tages der Erfüllungsaufwand durch Erfahrungswerte so effizient wie möglich sein. Aber noch ist diese Reise zu de nTruthähnen füruns Neuland. Deshalb sind die prüfenden Instanzen bisher auch nachsichtig, sofern bei den Unternehmen echtes Bemühen vorliegt. Es geht darum, wirklich loszulegen und nach Dekaden der Selbstverpflichtung und Berichts-pr mehr Walk the Talk zu fordern. Nicht nachvollziehbar sind für mich deshalb die gehäuften Forderungen, das alles wieder aufzugeben, noch bevor wenigstens mal losgelaufen wurde. Wir sollten nicht vergessen: Die Hälfte des weltweiten bip, so die Schätzungen, hängt moderat oder sehr von der Natur und ihren Ökosystemdienstleistungen ab.143 Und es sind Unternehmer:innen, die beste Lösungen dafür entwickeln können, wie wir diese bisher zu unsichtbare Wertschöpfung auch erhalten oder wieder aufbauen können, es ist nicht die Bürokratie. Nur können die »besten Lösungen« erst dann entstehen, wenn auch der Kontext gut verstanden wurde und die Kosten-Nutzen-Rechnungen ganzheitlich und langfristig betrachtet werden.

			Wenn es weiter lukrativer bleibt, diese Kosten aus den Bilanzen in die Gesellschaft zu schieben, dann kann keine große Bewegung der Wohlstandssicherung entstehen. Und die externalisierenden Marktlogiken sowie die kurzfristigen Investorenbedarfe bremsen auch Vorreiter:innen immer wieder aus. Ein verbindlicher Standard für alle kann diesen Trend drehen. Denn wenn die Unternehmen effizienter werden, schneller auf andere Energieträger oder Materialien wechseln, Produkte und Prozesse auf eine Kreislaufwirtschaft ausrichten oder Flächen sparsamer einsetzen und Ökosystemen mehr Raum lassen, dann ist das ein üppiger Erfüllungsertrag im Sinne des Collective Impact und sollte entsprechend durch einen Umbau von öffentlichen Investitionen, Subventionen und Besteuerungsgrundlagen honoriert werden. Welche der Instrumente am besten helfen würden, können Unternehmen aber auch erst dann rückmelden, wenn sie die Zusammenhänge ausreichend analysiert haben. Würden wir dann zum beispielsweise alle Externalitäten besteuern — Klimawandel, Luftverschmutzung, übermäßigen Nährstoffeintrag und Antibiotika, oder Pestizideinsatz in der Landwirtschaft, Gewässerverschmutzung, Infrastrukturbenutzung und ungesunde Ernährung —, dann gäbe es Mehreinnahmen in der Größenordnung von 348–564 Milliarden Euro pro Jahr, so schätzt das deutsche Forschungskonsortium Ariadne mit der bisherigen Datenlage. Das umfasst 44–71 Prozent der gesamten Steuereinnahmen heute und würde viel Spielraum bieten, um andere Steuern zu senken, öffentliche Investitionen in bessere Infrastruktur, Forschung und Bildung vorzunehmen, Förderprogramme zu schnüren oder Direktzahlungen wie ein Klimageld für Bürger:innen zu leisten, bis die nachhaltigen Produkte und Dienstleistungen als neue Angebotspalette auch günstiger werden.144 Dann würde sich vielleicht nicht mal an den großen Geldsummen viel drehen — der gesamte Haushalt, die öffentliche Verschuldung oder die Höhe des bip —, aber dahinter würde sich eine komplett andere Wirtschaftsform aufbauen.

			Nur — Sie ahnen es — dafür braucht es eben andere Regeln und Bilanzierungsstandards als heute. Für einen steuerbasierten Ansatz wird in der Ariadne-Studie besonders auf vier Bereiche verwiesen:

			
					
					 eine Reform der Finanzverfassung, sodass diese ökologischen und sozialen Lenkungssteuern als expliziter Steuertyp zugelassen werden (sie werden auch Pigou-Steuern genannt, nach dem Ökonomen, der das Konzept der Besteuerung von Schadschöpfung erfunden hat);

					
				

					
					 die Schaffung eines leicht administrierbaren Rückzahlmechanismus an die Bevölkerung, was immerhin schon seit drei Jahren ein Auftrag für das Finanzministerium war;

				

					
					 eine transparente und evidenzbasierte Bilanzierung und Trendverfolgung der externalisierten Kosten, sodass die Bepreisung aber auch andere Maßnahmen immer wieder zielgerichtet angepasst werden können;

				

					
					 eine ausgewiesene Berücksichtigung des Umwelt- und Gesundheitsnutzens in den Kosten-Nutzen-Rechnungen bei Gesetzesvorhaben und Verordnungen.

				

			

			Selbst wenn andere politische Instrumente gewählt werden, machen die Punkte 2-4 sehr viel Sinn, wie wir auch schon beim stilvollen Regulieren gesehen haben. Auf europäischer Ebene wäre noch die Handelspolitik wichtig, außerdem sollten die angepassten Kosten-Nutzen-Rechnungen auch für das öffentliche Vergaberecht gelten, dann können öffentliche Gelder auch nachhaltige Leitmärkte unterstützten.

			Wenn Sie jetzt schon wieder im Ohr haben, wer alles »Ökodiktatur« rufen wird, dann ist dies der Zeitpunkt, an die liberalen Grundsätze zu erinnern: Individuelle Freiheiten finden dort ihre Begrenzung, wo die Freiheiten anderer stark eingeschränkt werden. Und im Wort »Externalisierung« ist ja bereits angelegt, dass etwas, das eigentlich in eine Bilanz gehört, aus ihr rausgeschoben wurde, rein in die Gesellschaft. Wo genau die Grenzen dieser Freiheiten liegen, wird immer auszuhandeln sein, und das ist nicht die Aufgabe der Wissenschaft. Aber die Wissenschaft hat natürlich die Aufgabe, diese VerWirungs-Effekte von Einzelentscheidungen aufzuzeigen:Alles kommt irgendwo her und alles geht irgendwo hin. Genau das machen die Studienautor:innen klar: Diese Lenkungssteuern beziehen sich allein auf die Konsum- und Produktionsentscheidungen, »bei denen Einkommen oder Lebensqualität unbeteiligter Dritter bzw. die Gesamtheit der Gesellschaft betroffen sind«.145 Regierungen sind die Eigner:innen gesellschaftlicher Probleme und ihre Instrumente sollten gesellschaftliche Risiken reduzieren — oder wenn Sie es lieber ordoliberal mögen: »Die staatliche Wirtschaftspolitik als Ordnungspolitik ist deshalb darauf ausgerichtet, die marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu sichern und gleichzeitig die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu verbessern.«146

			Measure What Matters: Das ist die eigentliche Botschaft von Bertrand Russell und auch der Corporate Sustainability Reporting Directive. Wäre es nicht auch höchste Zeit, mal das Verständnis von »wertvollsten« Unternehmen aus der Bilanzierungsfantasie der Aktienmärkte zu befreien? Dass diejenigen die Rankings anführen, die sich auch gegen die aktuellen Marktkräfte schon auf den Weg machen, um Wohlstandslösungen für das 21. Jahrhundert zu entwickeln? Davon gibt es ja zum Glück auch viele,147 und ich finde es zum Beispiel immer befremdlich, dass sich »grüne« und »soziale« Unternehmen so extrem beweisen sollen, indem sie neben ihren nachhaltigen Erträgen auch bei den »normalen« ökonomischen Indikatoren überdurchschnittlich liefern. Warum hat nie jemand die Frage gestellt, ob diese Truthahn-Indikatoren vielleicht systematisch »braune« und »asoziale« Geschäftsmodelle begünstigen? Dass das Kurzfristig-viel-Gewinn-machen-Sollen eines unserer zentralen Probleme geworden ist? Wenn nun also das Thema Nachhaltigkeit aus einer angehängten Nebenabteilung in die Führungsetage mit den Geschäftsergebnissen rutscht, ist das ein überfälliger Schritt. Das ist auch der Tenor aller Studien zu unternehmerischer Nachhaltigkeit. Die gute Nachricht ist: Es lohnt sich. Die Vorreiterunternehmen bei Nachhaltigkeit setzen sich in Sachen Wettbewerbsfähigkeit, Mitarbeiter:innenattraktivität und Risikominimierung heute positiv ab.148 Sie parken das ganze Thema genau nicht als Bürokratiemonster, für das sie von irgendwem irgendwie ein paar Zahlen für die Compliance zusammensuchen lassen. Für sie ist es unternehmerische Verantwortung und Chance im 21. Jahrhundert. Sie wollen die Zielwerte der Rechtsprechung nicht kontinuierlich aufweichen, sondern checken mit ihrer ganzen unternehmerischen Kompetenz ein. Und schauen, welche Bürokratie der Regeln und Anreizsysteme in ihrem eigenen Unternehmen bisher der Zukunft im Weg gestanden haben, wie beispielsweise im Manifest der Allianz »Business for a Better Tomorrow« zur Europawahl zusammengefasst.149 Geschäftsmodelle werden dabei nicht nur als »Träger technologischer Innovationen« verstanden, sondern auch als »Mittler und Gestalter gesellschaftlicher Werte«, so heißt es in einer großen Umfrage unter deutschen Unternehmen von der Bertelsmann Stiftung. So treiben diese Unternehmen »den Wandel voran, der für eine nachhaltige Zukunft erforderlich ist«.150 Natürlich ist das auch immer wieder eine Zumutung. Aber je mehr Unternehmen konstruktiv mitmachen, umso mehr Dynamik kommt in den Bürokratieumbau, umso mehr Mut für weitere Investitionen werden freigesetzt und umso mehr vertrauen Bürger:innen darauf, dass unser Wohlstand erneuerbar ist.

			Wenn ich also immer noch höre, dass diese Anforderungenschonwieder»weggehenwerden« und einige politische Vertreter:innen das mehr oder weniger offen versprechen, dann drängt sich doch die Frage auf, in welcher Welt die jetzt schon deutlichen Kosten der Zerstörung einfach wieder »weggehen« sollen? Liegt also immer noch ein Verständnisproblem in den Führungsetagen vor? Zu dieser Einschätzung kommt ein Unternehmen, das sich auf die Verbesserung von Aufsichtsratsarbeit spezialisiert hat: Das European Center for Board Effectiveness (ecbe) hat 160 Dax-Unternehmen befragt, 137 davon füllten die Fragebögen zu den Kompetenzen ihrer Aufsichtsratsmitglieder aus. Digitalisierung und Nachhaltigkeit standen ganz oben auf der Liste der wichtigen Kompetenzen und beim Thema Nachhaltigkeit hatten mit 65 Prozent die meisten Räte eine gute Qualifikation eingetragen. Expert:innen, die mit Aufsichtsräten zusammenarbeiten, halten das für eine Kompetenzüberschätzung und machen deutlich, warum das Narrativ der Zumutungen so wenig 4Future ist: »Wir verschenken in Deutschland Potenzial für Zukunftsmärkte. Das greift den Wirtschaftsstandort an.«151

			Die globale, dezentral organisierte Initiative »We Mean Business« zum Beispiel vereint deshalb über 17000 Unternehmen und hat sich nicht nur dem Berichten verschrieben, sondern auch einem Einstehen für die besseren politischen Rahmenbedingungen, unter denen die eigenen Maßnahmen dann auch ökonomisch erfolgreich, also bankable werden. Das ist der Weg in die Trendwende und eine neue Alltagsnormalität: Ambition in der eigenen Verantwortung; Action im Handeln auf diese Ziele; Advocacy für gute politische Rahmenbedingungen und Accountability — ehrlich und transparent Auskunft zu geben in allen drei Punkten und so das Vertrauen zu stärken.152 Raus aus dem Tyrannesisch, rein in die Sinnhaftigkeit der pluralistischen Relevanz. Raus aus der Ich-Sorge, rein in die Fürsorge. Dieser Anspruch findet sich auch in dem Konzept der Corporate Political Responsibility, das sämtliche Illusionen aufhebt, Unternehmen würden getrennt von Gesellschaft und Politik operieren. Am Erb Institute der University of Michigan wurde eine Charta mit Prinzipien der Verantwortung bei Lobbying, öffentlicher Kommunikation und der eigenen unternehmerischen Praxis verabschiedet.153 Der Berater und Kommunikationsexperte Johannes Bohnen hat die Corporate Political Responsibility in einem gleichnamigen Buch von 2020 explizit auf den Erhalt und die Stärkung der Demokratie ausgeweitet: »Unternehmen haben noch nicht ausreichend verinnerlicht, dass sie ein großes Interesse an der Abfederung von gesellschaftspolitischen Fliehkräften haben, die sie als maßgebliche Akteure der Globalisierung mitverursachen. Daher gilt es, den ›Mismatch‹ zwischen nationaler Politik und transnationaler Wirtschaft in den Griff zu bekommen. Corporate Political Responsibility kann hier einen Beitrag leisten, indem Unternehmen dem Staat Ressourcen zur Verfügung stellen, die ihn effektiver und handlungsschneller machen.«154

			Raus aus dem Schimpfen und gegenseitigen Misstrauen zwischen Politik und Wirtschaft und rein in das Weiterentwickeln effektiver Spielregeln. Raus aus den parteipolitisch durchmengten Ökonom:innen-Showdowns und rein in eine transparente Normungsstrategie für deren zentrale Kennzahlen. Dann sehen wir endlich klarer, was Schulden oder Investitionen wirklich sind, welche Subventionen längst ihre intendierte Wirkung verfehlen, wo Kosten-Nutzen-Rechnungen ein Update brauchen und welche Konjunkturprognosen auch für eine nachhaltige Wohlstandsentwicklung sprechen können.

			Auch die iso, eine Organisation für Internationales Standardsetting, hat einen hilfreichen Hinweis parat: »Menschen lösen Probleme schneller und effektiver, wenn sie zusammenarbeiten. Erfolgt dies auf nationaler Ebene, wo Märkte strategisch durch Normen gestaltet oder auf sie gestützt sind, kann das die von der Regierung angestrebten Ergebnisse beschleunigen.«155 Wünschenswert wäre zudem: Eine große Konsultation zu den besten Varianten der Datenerhebung und Berichterstattung für Unternehmen, sodass sie abgespeckt, aber eindeutig werden, treffsicher und effizient zugleich wirken können. Effektivität auf leichten Füßen. Für solche Messgrößen hat Mathis Wackernagel, Erfinder des ökologischen Fußabdrucks für Länder, einen qualitativen Dreiklang formuliert: Faktenbasiert, relevant, ermächtigend (empowering). Sind die Bewertungszahlen auf diese Weise komponiert, fühlen sich auch die Adressaten besser, wenn sie sie verwenden: »Es steigert ihre eigene Motivation, diese Information zu nutzen. Kennzahlen, die Individuen nicht stärken, sind ineffektiv, da sie zu Widerstand statt zu Akzeptanz führen.«156

			Mit dieser klaren Sicht ausgestattet gibt es jährlich die große »Corporate Political Responsibility«-Konferenz, wo Vorschläge für die effektive Weiterentwicklung von politischen Rahmenbedingungen diskutiert werden, sodass es Unternehmen auch möglichst leicht gemacht wird, die Geschäftsmodelle entsprechend vorausschauend zu ändern. Vom Hinterzimmer auf die offene Konferenzbühne — es muss ja nicht gleich das Olympiastadion sein. Als Schirmherr im Geiste könnte dabei der einflussreiche liberale Vordenker Walter Lippmann dienen: »Die Suche ist der Mühe wert, denn am Ende könnten die Menschen wieder zur Überzeugung ihrer Vorfahren gelangen, dass Fortschritt durch die Befreiung von — und nicht durch die Wiederherstellung von — Privilegien, Macht, Zwang und Autorität entsteht.«157
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				Denn ein Populist wird immer der beste Zyniker sein. Langfristig werden wir die Anziehungskraft des Populismus nur überwinden, wenn wir wieder Beziehungen aufbauen, anstatt sie einzureißen.

				Stan McChrystal, ehem. us-General, Jason Mangone, ehem. us-Offizier158

			

			In einem Kampagnen-Video während der Präsidentschaftswahlen der usa im Herbst 2024 formuliert der Schauspieler Harrison Ford einen Satz, der alles auf den Punkt bringt: »Kamala Harris will protect your right to disagree with her« — Kamala Harris wird Ihr Recht schützen, ihr zu widersprechen.159 Es ginge nicht darum, sagt Ford, alle Regulierungsvorschläge zu mögen oder einen bestimmten Lebensstil über einen anderen zu stellen. Es ginge darum, die Freiheit zu behalten, weiterhin Normalität und Zukunftsgestaltung aushandeln zu können — und zwar ohne Angst davor, für dieses Verhandeln persönlich bestraft zu werden. Donald Trump hingegen hatte schon im Wahlkampf damit gedroht, seine »Feinde« und Gegner zu bestrafen.160 Mit gestrichenen Regierungsaufträgen, öffentlicher Diffamierung oder auch strafrechtlicher Verfolgung. Die Idee einer unabhängigen und neutralen Staatsmacht ist gar nicht erst Teil seines Regulierungsstils. Ähnliche Entwicklungen sehen wir an anderen Orten der Welt schon länger und damit stellt sich für die nächsten Monate und Jahre die immense Herausforderung, die Vision der sozialen Marktwirtschaft als Gegenentwurf stark zu halten und zu zeigen, wie Demokratie und nachhaltiger Wohlstand zusammenfinden. Die beobachtbare Tendenz in Europa, sich wieder nationalstaatlich zu orientieren und damit vermeintliche politische Stärke zu demonstrieren, kann dabei nicht funktionieren.

			Es bleibt nur der mutige Sprung nach vorne: Vergleichsweise kleine Flächen, dichte Besiedelung, begrenzte Finanzen und eine demografische Wende zeigen uns deutlich, dass viele Lösungen europäisch gedacht werden sollten. Ressourcen bündeln, Infrastrukturen integrieren, klare Zielsetzungen und Kooperationspfade, ein großes S in der Sozialen Marktwirtschaft — genau dann steigt unsere eigene Resilienz und auch die Dynamik hin zu Lösungen, die zu nachhaltigen Exportschlagern werden können. Denn effektiver, sozialer und effizienter menschliche Bedürfnisse erfüllen zu können, das wird als wünschenswerter Nordstern nicht untergehen.

			Diese tiefgreifenden Erneuerungen umzusetzen, war noch nie einfach. Umso wichtiger ist es heute, die strukturellen Hindernisse aus dem letzten Jahrhundert aus dem Weg zu räumen — sowohl in den Regulierungen als auch in den Bilanzen. Die Lust auf Innovationen und Leistung wächst, wenn Ziele und Ergebnisse gut sichtbar sind und Individuen, dank und trotz stilvoller VerWirung, selbst wirksam werden. Das fällt natürlich leichter, wenn uns dabei ausreichend viele unterstützen oder wenn sie selbst mitmachen. Also sind wir alle gefragt, dem Druck in Richtung miese Stimmung, Polarisierung und Auschecken zu widerstehen. Denn gerade in Umbruchzeiten, wo viel losgelassen und Neuland betreten werden soll, ist das Fortschreiten natürlich nicht gradlinig und nicht immer effizient. Die demokratische Alternative zu der einen »starken Hand« ist ein Korridor des Kooperierens, der aus klaren Regeln besteht, erfolgsvermeldende Evaluation und viel Freiheit im Detail bietet.

			Dabei ist es einer der deutlichsten Gradmesser für freiheitliche Gesellschaften, ob die Bereitschaft zur inhaltlichen Auseinandersetzung über die besten Spielregeln auch aufseiten derer erhalten bleibt, die von der aktuellen Regelsetzung am meisten profitieren. Genau dafür wurde in Demokratien die Gewaltenteilung eingeführt, sozusagen als Meta-Spielfeld der Spielregelsetzung: rechtsstaatliche Institutionen und Verwaltungen mit unabhängiger, regeltreuer Rolle, um alle Personen gleichbehandeln zu können. Dazu gehört auch, dass diese Institutionen sehr mächtigen Akteur:innen in Wirtschaft und Gesellschaft Einfluss und Kontrolle wieder entziehen können müssen, wenn beides unverhältnismäßig groß wird, egal ob im Markt oder auf der Ebene vorgelagerter politischer Entscheidungen: Kartellrecht oder progressive Steuern auf große Einkommen, Übergewinne und Erbschaften stehen genauso dafür wie begrenzte Anzahlen von Wiederwahlen oder besonders hohe Standards der Transparenz und Rechenschaft für Staatsdiener:innen. Aber auch ein gesicherter Zugang zu Gesundheitsschutz, Bildung, guter Nahrung, Energie, Wohnraum und sozialer Sicherung gilt als Qualitätsmerkmal für freie Gesellschaften. Wir haben gesehen, dass Vertrauen in demokratische Institutionen steigt, wenn diese Leistungen verlässlich und möglichst einfach verfügbar sind, und wie wichtig es ist, Ungleichheiten dabei zu berücksichtigen und auf sie zu reagieren. All dies ist die Voraussetzung dafür, dass viele eingecheckt bleiben, ihren Beitrag leisten und damit selbst wieder bestmöglich zu der Sicherung von gesellschaftlicher Kooperation und Wohlstandsergebnissen beitragen. Das ist die Kunst des stilvollen VerWirens, bei dem die Freiheiten des Ichs und die »der anderen« stets aufs Neue ausbalanciert und möglichen Trendwenden vorausschauend begegnet werden kann. Gelingt die Balance, entstehen die Diversität, Kreativität und Dynamik, die nur in Demokratien und fairen Märkten sichtbar ist.

			Die Freiheit, in lernenden und offenen Gesellschaften imWohlstand aufzuwachsen, braucht also eine sorgfältige Pflege. Erst wenn wir anständig hingucken, können wir Risiken richtig einschätzen, Chancen sehen und die besten Erneuerungen vorantreiben — oder auch wertvolle Errungenschaften verteidigen. Erst wenn wir anständig hingucken, können wir erkennen, ob »die anderen« wirklich alle so unzumutbar sind und die zitierten Zahlen und Sätze wirklich so skandalös, wie es populistische Darstellungen uns gerne glauben machen wollen. Erst wenn wir anständig nachfragen, können wir soziale Scheinrealitäten ausräumen und der pluralistischen Ignoranz ein Schnippchen schlagen. Erst wenn wir anständig nachfragen, können wir einem Verrutschen dessen, was wir als liberale demokratische Umgangsformen bezeichnen, entgegentreten.

			Aus diesen Gründen ist es so wichtig, dass wir aufmerksam beobachten, wie unser jeweiliges Umfeld die aktuelle Situation und unsere freiheitlichen Entscheidungen mitlebt: Die Zahlen und Erzählungen, Rollen und Regelungen, die miese oder gute Stimmung, die Mehrheiten im Raum prägen unsere Sicht auf die Dinge, unsere Präferenzen und Meinungen. Es lohnt sich zu jeder Zeit, aber in Umbruchszeiten umso mehr, um eine Grundmelodie des Aushandelns zu kämpfen, in der ein Nachgeben nicht mit Verlieren gleichgesetzt wird, in dem große Ziele nicht gleich Argwohn und Neid erwecken, in der das Loslassen als Beitrag zum Innovieren gelten darf und in dem Respekt vor dem Gegenüber nicht davon abhängt, ob diese Person mir gerade nützlich oder gefährlich vorkommt. Hier liegt der Korridor, in dem die Zukunft offenbleibt und das gute Leben ein Erleben wird. Das sind die Umstände, die das Beste aus Menschen herausholen.

			Die gute Nachricht ist, dass wir alle jeden Tag anständig hingucken und nachfragen können. So ein mutiger Check-in ist der Megatrend,

			
				Erst wenn wir anständig nachfragen, können wir einem Verrutschen dessen, was wir als liberale demokratische Umgangsformen bezeichnen, entgegentreten.

			

			den es jetzt braucht. Und vielleicht kann ein Designansatz dabei helfen, jenseits festgefahrener Lager und Verteidigungskämpfe in die Irenik zu finden, aus dem kleinmütigen Schuldzuweisen in die großzügigen Möglichkeitsräume: Da ist auch mehr Platz für alle.

			Werden wir genug haben?

			Werden wir genug teilen?

			Wer ist eigentlich wir?

			Wichtige Erneuerungen, um diese Fragen ernsthaft zu behandeln, sind in diesem Buch skizziert.

			Lassen Sie sich also nicht mit oberflächlichen Antworten abwimmeln, und nicht von plumpem Staatsbashing, besitzstandswahrenden Truthahnbilanzen oder persönlichen Beleidigungen beeindrucken. Diese Umgangsformen sind zwar ein typisches Symptom von Umbruchszeiten, aber sie sind kein Naturgesetz. Der italienische Polit-Ökonom Antonio Gramsci, der unter dem faschistischen Regime Mussolinis im Gefängnis saß, hat das folgendermaßen zusammengefasst: »Die Krise besteht gerade in der Tatsache, dass das Alte stirbt und das Neue nicht zur Welt kommen kann:In diesem Interregnum treten verschiedenste krankhafte Erscheinungen auf.«161 In späteren Übersetzungsvarianten ist dann statt von Erscheinungen von Monstern die Rede.162 Resilienz entsteht in diesen Zeiten nur, wenn wir die Erscheinungen ernst nehmen.

			Deshalb ist es mir wichtig, noch einmal genau hinzugucken, wer besonders gut darin ist, den Monstern Luft zuzufächeln. Populist:innen, deren Versprechen im weitesten Sinn die Rückkehr in die Vergangenheit ist, gehören genauso dazu wie die Libertären, deren Versprechen ein Sprung in ihre Vision der Zukunft ist. Beiden ist gemein, dass Wohlstand für alle dort kein Ziel ist. Vielmehr geht es hier wie dort um die unangefochtene Macht für wenige und um Narrative, die erlauben, in einem Marsch durch die demokratischen Institutionen ebendiese einzureißen und dabei Freiheit draufzuschreiben. Wir sehen das bei offensiver »Wir das Volk gegen die Eliten«-Rhetorik — die populistische Variante — genauso wie bei »freies Unternehmertum und effizienter Staat« in der libertären Variante, wo der Staat so zurückgestutzt wird, dass die Kontrolle über wichtigste Infrastrukturen in den Händen weniger Milliardäre landet.

			Es erstaunt mich, wie bereitwillig immer noch darauf verwiesen wird, dass viele Libertäre so beeindruckend erfolgreiche Unternehmen aufgebaut hätten, nicht selten im Digitalbereich. Ganz so, als wäre angesichts dieses Erfolges irrelevant geworden, ob und inwiefern ihr offensiv geringes Interesse an Gleichwertigkeit und Rechenschaftspflicht sie auch als gesellschaftliche Gestalter:innen qualifiziert. Das lässt sich in Büchern der von Donald Trump nach seiner Wahl benannten Kabinettsmitglieder genauso lesen wie in dem von Digitalunternehmer:innen viel zitierten Werk »The Sovereign Individual: How to Survive and Thrive during the Collapse of the Welfare State« von William Rees-Mogg und James Dale Davidson aus dem Jahr 1997, das in seiner Auflage von 1999 den neuen Untertitel trug: »Mastering the Transition of the Information Age«.163 Die Autoren befassen sich darin mit dem Aufstieg des Internets, des Cyberspaces, der digitalen Währungen und einem Ausbruch selbstverantwortlicher Individuen aus unterdrückenden nationalstaatlichen Strukturen. Für eine Neuauflage von 2020 verfasste Paypal-Gründer Peter Thiel das Vorwort, in dem er vier zentrale Trends unseres Zeitalters zusammenfasst: 1. die »Winner-takes-All-Wirtschaft« und ein 2. zwischenstaatlicher Wettbewerb zwischen Gerichtsbarkeiten und juristischen Zuständigkeiten (Stichwort Steuerdumping), der in Kombination mit 3. der Abkehr von der Massenproduktion letztlich zur 4. Überwindung des Wohlfahrtsstaates führen würde. Dabei spielen digitale Währungen eine genauso wichtige Rolle wie ein »neues moralisches Vokabular«, um einen Wertewandel zu beschreiben, der nach Rees-Mogg und Davidson so aussieht: »Das Ende der Nationen und die ›Entnationalisierung des Individuums‹ werden einige liebgewonnene Begriffe entkräften, wie etwa den Grundsatz des ›gleichen Schutzes durch das Gesetz‹, der Machtverhältnisse voraussetzt, die bald überholt sein werden.«164

			Viele Autor:innen schreiben Bücher über prekäre Trends, weil sie dazu beitragen wollen, sie möglicherweise abzuwenden. Rees-Mogg and Davidson hingegen haben den Wunsch, ihren Leser:innen »zu helfen, die Vorteile des neuen Zeitalters zu nutzen und zu verhindern, durch seine Effekte zerstört zu werden«.165 Schließlich werde nur die »kognitive Elite« durch extreme Produktivität schnell außerhalb der politischen Grenzen agieren: »Diese souveränen Individuen werden in einer Weise miteinander konkurrieren und interagieren, die den Beziehungen der Götter in der griechischen Mythologie ähnelt.«166 Es ist natürlich auch möglich, solche Trends gar nicht erst prekär zu finden, sondern als reizvolle Herausforderung, in den Olymp aufzusteigen. Wer das für etwas zu abgehoben hält, gönne sich noch das 2023 verfasste »Techno-Optimist Manifesto« von Marc Andreessen, einem weiteren Silicon-Valley-Milliardär, um zu verstehen, wie tief die Abneigung der Techno-Jünger gegen jegliche staatliche, ethische oder nachhaltigkeitsmotivierte Einschränkung ihrer Vision von Fortschritt ist.167 Es ist also an der Zeit, bei der Frage, wie bestimmte »krankhafte Erscheinungen« sich aktuell so schnell in Demokratien verbreiten können, die Zukunftsvorstellungen der reichsten Männer der Welt zu berücksichtigen. Je aggressiver zum Beispiel alle »free speech«-Protagonist:innen die verbleibenden Personen auf den »Social«-Media-Plattformen persönlich angreifen, verleumden oder direkt auffordern, von dort zu verschwinden, umso klarer ist dokumentiert, dass es hier nicht um »free speech«, also Meinungsfreiheit, geht. Sobald wir also anständig hingucken, werden die Unterschiede zwischen hartem Streit in der Sache und persönlichem Angriff ohne Sachlichkeit klar erkennbar. Dabei gibt es offensivere Beleidigungen und Fehldarstellungen, aber auch Zerrbilder, die als Argumente daherkommen. In dem Bemühen, möglichst viele Menschen für die Korridore der Kooperation zu gewinnen, lohnt sich immer ein aufklärender Versuch — und sei es die Benennung der ungesunden Erscheinungen für Dritte, die auf den Plattformen mitlesen, damit sie sich gegen Infizierung schützen können. Die us-amerikanische Organisation School of Thought hat zum Beispiel auf einer Webseite logische Fehlschlüsse erklärt und illustriert, inklusive der Möglichkeit, diese Monster des Misslingens direkt auf den Social-Media-Kanälen einzubinden.168

			Es ist auch an der Zeit, immer wieder darauf hinzuweisen, dass niemand aus der Schule des ernsthaften Liberalismus die heutigen Oligopole und konzentrierte Konzernmacht als »freie Märkte« mit einem sich balancierenden Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage beschreiben würde. Das liberale Ideal lautet agency, reale Entscheidungsfreiheit, basierend auf angemessener Information für alle, nicht nur für ein paar selbsterklärte »kognitive Eliten«.169 Wir können in den usa gut beobachten, was passiert, wenn immer mehr Anteile der Grundversorgung von privaten Giganten geregelt werden. Die Freiheit zur abweichenden Meinung wird sehr klein, sobald eine Adhoc-Kündigung oder die Änderungen der persönlichen Kreditwürdigkeit direkt dazu führen, dass Gesundheitsvorsorge, Ausbildung der Kinder oder Tilgung des Hauskredits infrage stehen.

			Genau das war und ist die Errungenschaft einer sozialen Marktwirtschaft: Die agency im privaten Bereich so abzusichern, dass Demokratie nicht nur eine Herrschafts-, sondern auch eine Lebensform ist170 — und damit viel mehr, als alle paar Jahre einen Zettel in einen Kasten werfen zu dürfen. Dazu gehören auch das Recht auf gute Bildung und einen möglichst pluralen Medienraum ohne systematische, algorithmische Manipulation oder Normalisierung der Lüge:Meinungs- und Willensbildung steht den freien Entscheidungen im Alltag wie der Bewertung von politischen Vorschlägen voran.

			Sitzen hingegen nur noch für Winner-Takes-All-Wirtschaften ausgebildete Menschen in den entscheidenden Führungsetagen, geht der Blick auf die reale Wertschöpfung hinter den Geldwerten verloren — und das Verständnis für Würde und Werte gleich mit. Im Gesundheitsbereich bereits sehr gut dokumentiert, findet sich dieser Trend auch in anderen Bereichen: Obwohl beispielsweise das private britische Unternehmen osr, das in Deutschland Flüchtlingsunterkünfte betreibt, einen Jahresüberschuss von 26 Millionen Euro verzeichnet, berichten ehemalige Mitarbeiter:innen von unbesetzten Stellen, schlechtem Essen und hohem Kostendruck: »Der Flüchtling wird nicht als Mensch wahrgenommen, sondern nur als abrechenbarer Posten«, die Motivation sei: »Reich werden mit Flüchtlingen«.171

			Es ist an der Zeit, klipp und klar zu benennen, dass Wohlstand sich nur dann verlässlich erneuern und sichern lassen wird, wenn wir Menschen und ihre Bedarfe aus Narrativen der ökonomistischen Verkürzung und der technischen Allmacht lösen. Wenn wir sie mit Zahlen und Erzählungen beschreiben, die uns als Lebewesen mit Körpern sichtbar machen, deren Gesundheit von sauberer Luft, sauberem Wasser, gesunder Nahrung, verträglichen Temperaturen und guten, lebendigen Beziehungen mit anderen Lebewesen abhängt. Wir haben eine riesige Chance auf eine erneuerbare Wohlstandsformel, wenn wir die technologischen Durchbrüche unserer Zeit in den Dienst lebendiger Systeme und ihrer Regeneration stellen — anstatt diese als mangelhaft ersetzen zu wollen. Dazu haben wir heute noch die Freiheit.

			In Umbruchphasen verhandeln wir das, was die neue Normalität werden kann. Nicht umsonst bieten wissenschaftliche Zugänge immer mehrere Szenarien an, mit je unterschiedlichem Ausgang und deshalb mit unterschiedlichen Maßnahmen auf dem jeweiligen Weg dorthin. In den Manifesten der Tech-Jünger gibt es nicht mehrere mögliche Pfade, sondern ein vorgezeichnetes Morgen, das hauptsächlich für sie selbst da ist. Der gigantische ökologische Eintrag ihrer Realexperimente stellt inzwischen den Energie- und Wasserverbrauch ganzer Länder in den Schatten und doch soll dort der Fortschritt liegen — nur weil es bald billige Energie ohne Ende und technischen Ersatz für verstorbene Lebewesen geben soll? Aktuell führt der rasant wachsende Energiebedarf dazu, dass fossile Konzerne eine Renaissance erfahren und den Goldrausch der kurzfristigen Gewinne dafür nutzen, ihren Einfluss auf den medialen Diskurs auszubauen172, gerne mit Behauptungen, denen zufolge »die Bevölkerung« keinen Klimaschutz wolle, oder mittels populistischer Kräfte, die aus den Lebensgrundlagen der Zukunft einen Lebensstilkrieg der Gegenwart machen. Durch Narrative und Weltsichten werden Möglichkeitsräume geprägt und Regeln legitimiert.

			Derzeit gibt es einen Trend, reaktionäre Verhaltensweisen als Naturgesetze zu erklären, weil »woke« Themen und eine zu extreme Klimabewegung das nun einmal provoziert hätten. Auch hier gilt, dass Expert:innen die beobachteten Trends entweder benennen oder sie als unvermeidbar beschreiben können. Denn die sogenannten Schmerz- oder Triggerpunkte, die unsere Debatten vermeintlich oft so aufheizen, zeigen erst einmal nur an, dass hier starke Emotionen entstehen — sie sind keine Beschreibung Pawlowscher Reflexe, nach denen ein Reiz auch eine bestimmte Reaktion auslösen muss.173 So muss sich beispielsweise niemand von gendernden Personen triggern lassen. Es gibt keine Standleitung von Ohr und Auge zum Wutmonster, nur weil mich etwas reizt, muss ich nicht gleich sein Verschwinden verlangen. Im Fall verschiedentlichen Genderns handelt es sich zudem noch nicht mal um Aktivitäten, die die Freiheiten Dritter einschränken. Das ist beim Verbrennen fossiler Brennstoffe sehr wohl der Fall.

			Nur weil also eine Seite immer aggressiver markiert, dass sie sich nicht verändern will, bedeutet das ja nicht im Umkehrschluss, dass die veränderungswillige Seite es »schlicht übertreibt«. Erst einmal ist es ein Konflikt, der aus dem Verhalten von beiden Seiten resultiert und dabei sind Verhältnisse immer auch Kräfteverhältnisse. Die Verteidigung des Status quo hat es deshalb viel leichter, schlicht weil meist nur über die Zumutungen der Veränderung diskutiert wird und diese sich zu legitimieren haben. Die Kosten und Zumutungen, die in die heutige Normalität hineinbilanziert sind, landen nicht einfach auf der Waage, weil sie ja schon da sind und damit gerechtfertigt scheinen. Achten Sie mal darauf, diese einseitige Beweislast ist eines der größten Monster des Misslingens.

			Deshalb würde ich auch die Aussage, dass »die Menschen« nun einmal keine Veränderung mögen, als mindestens oberflächlich zurückweisen. Die im Herbst 2024erschienene Shell Jugendstudie zum Beispiel zeigt, dass junge Frauen im Schnitt deutlich öfter als junge Männer Werte wählen, die als »progressiv« gelten: Fast drei Viertel (72 Prozent) der jungen Frauen, aber nur eine gute Hälfte (56 Prozent) der jungen Männer finden zum Beispiel eine vielfältige, bunte Gesellschaft wichtig. Bei der Familiengründung wünschen sich mehr junge Frauen als Männer eine eher partnerschaftliche Aufteilung von Beruf und Kinderbetreuung, Feminismus finden über die Hälfte (59 Prozent) der weiblichen, aber nur ein Fünftel (20 Prozent) der männlichen Befragten wichtig, bei der veganen Ernährung steht es 21 Prozent versus 7 Prozent. Umgekehrt liegt die Bedeutung von Werten wie Männlichkeit mit zwei Dritteln (67 Prozent) bei den jungen Männern, aber nur einem Fünftel (20 Prozent) bei den jungen Frauen oben, die Begeisterung für sportliche Autos und Motorräder klafft von einer knappen Hälfte (48 Prozent) bei den Männern zu weniger als einem Siebtel (14 Prozent) bei den Frauen auseinander.174

			Die jungen Frauen, so fasst es Gudrun Quenzel als Co-Autorin der Shell Jugendstudie in einem Interview mit dem Spiegel zusammen, »haben keine Sehnsucht nach früheren Zeiten, etwa den Achtzigerjahren, als das öffentliche Leben noch viel mehr männlich dominiert war«.175Gerade rechte, aber auch konservative Politiker:innen, so Quenzel weiter, würden aber diese Sehnsucht nach einer Welt mit mehr männlichen Privilegien oft bedienen. Vielleicht sind es daher auch eher männliche Intellektuelle, die es zurzeit als »normal« beschreiben, dass den progressiven Trends so aggressiv begegnet wird?

			Interessant ist auf jeden Fall immer wieder, sich selbst zu beobachten und auch andere freundlich darauf hinzuweisen, wenn sich der eine oder andere Wahrnehmungsfilter eingeschlichen zu haben scheint. Auch hier hat die School of Thought geliefert und typische kognitive Filter unserer Wahrnehmung zusammengefasst, auch hier mit Bildchen, die direkt auf Social Media verschickt werden können.176

			Lebendige Demokratie braucht das Gefühl, dass Zukunft offen und gestaltbar, dass der Korridor des »Normalen« verhandelbar bleibt und dass es ein Bemühen um Verständigung gibt.

			Deshalb habe ich auch mit Bedauern gelesen, dass die Bundesregierung ihren Plan begraben hat, einen Bürgerrat zur Aufarbeitung der Corona-Pandemie und der auf sie reagierenden Politik einzurichten. Ein Bürgerrat wäre aus meiner Sicht genau das Instrument gewesen, das dem Misstrauen hätte begegnen können, welches reinen Expert:innengremien inzwischen entgegenschlägt — berechtigterweise oder nicht. Eine per Los zusammengestellte Gruppe Bürger:innen hätte hier neue Brücken bauen können, wäre eingeladen gewesen, in einem geschützten Raum — gern auch an eine diverse Reihe von Expert:innen und Betroffenen — offen Fragen zu stellen. Bei gutem Design hat bisher noch jeder Bürgerrat Empfehlungen verabschieden können, die weit über das hinausgingen, was Politik und Medien für möglich hielten.

			Liberale glauben an sechs Dinge, schreibt der einflussreiche Jurist und Verhaltensökonom Cass Sunstein Anfang 2024: Freiheit, Menschenrechte, Pluralismus, Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie.177 Lassen Sie sich also keine libertär verkorksten Neuinterpretationen dieser zentralen Werte unterjubeln.»Liberaler Autoritarismus ist ein Oxymoron«, also ein Widerspruch in sich, unterstreicht Sunstein und verweist auf einen »Rettungsanker« für liberales Denken, eine Art Letztbegründung, die auch unter sehr stürmischen Bedingungen standhält. Für eine solche Letztbegründung geht er bis zum einstigen Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika Abraham Lincoln und in das Jahr 1854 zurück und stößt dort auf dessen Äußerung: »Kein Mensch ist gut genug, um einen anderen ohne dessen Zustimmung zu regieren.«178 Ich möchte diesen Schlüsselsatz gern auf die Algorithmen erweitern, die zunehmend ohne unser Zusehen die Entscheidungssituationen organisieren, unter denen wir das Beste oder weniger Gute aus uns herausholen. Und diejenigen daran erinnern, die sich bewusst über die Regeln für alle stellen.

			Besonders eindrucksvoll sind mir die kognitiven Filter auf einer Veranstaltung von gutbetuchten Steuerberater:innen in Berlin Mitte aufgefallen. Ich hielt einen Vortrag, mit ähnlichen Inhalten wie in diesem Buch. Ein Zuhörer rief daraufhin äußerst missmutig: »Jetzt kommen Sie mal zum Punkt und verraten uns, wie Sie Leute wie uns dazu zwingen wollen, nach Ihren Vorstellungen zu leben?!« Das ist natürlich ein von hinten aufgezäumtes Pferd. Die große Frage unserer Zeit müsste ja lauten: Warum gelingt es sehr privilegierten Personen nicht, prekären Trends etwas entgegenzusetzen, statt sie primär für den eigenen Zugewinn zu nutzen?

			Damit bin ich bei der finalen Botschaft dieses Buches: Die Zeit, in der es eine Option gewesen sein sollte, sich lieber nicht »politisch« einmischen zu wollen, ist definitiv vorbei. Hinzugucken, ob eine Berechnung, Bilanz, Bürokratie oder ein Standard, eine Regel, eine Gewohnheit dabei helfen, unsere gesellschaftlichen Ziele zu erreichen, ist nicht ideologisch, sondern vertrauensstiftend. Sich über diese Wirkungen bewusst zu werden, ist auch der erste Schritt auf dem Weg zur Selbstwirksamkeit. Wir können nur verändern, was wir erkennen — und aus veränderten Alltagsstrukturen entstehen neue Möglichkeiten.

			Deshalb ist es ein kleiner wie zugleich sehr großer Schritt, die Deutungshoheit über »normale« Umgangsformen und wünschenswerte Zukünfte nicht einfach den Lautesten und Egoistischsten zu überlassen. Es ist jetzt die Zeit, verbindende Werte und Bewertungen auf die Bühne zu bitten. Anderstage sind dabei wichtige Bausteine: Ressourcen bündeln und damit neue Freiheiten schaffen. Mut zu Veränderung wächst, wenn fürsorgliche Mitmenschen sichtbar werden. Lassen Sie sich also nicht von Anwürfen zurückdrängen, dass noch nicht alle Lösungen perfekt sind: Selbst wenn die Landkarte Lücken aufweist, können wir einen Kompass benutzen und loslaufen. Und mit jedem Schritt in eine neue Richtung verändert sich der Blick auf das Mögliche.
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